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Vorwort

Aufgabe der „Schulungshefte des KB" soll es sein, die Politik unserer Organisation und die Entwick­
lung unserer Politik zu einer Reihe von Themen und Themen-Komplexen in leicht greifbarer Form
darzustellen. Die Notwendigkeit eines solchen speziellen Schulungsmaterials hat sich besonders
dringend in der derzeit geführten Debatte „Wie geht's weiter im (mit dem) KB?" herausgestellt:
Vielen Sympathisanten und sogar Mitgliedern unserer Organisation ist nur bruchstückhaft die tat­
sächliche politische Entwicklung und Geschichte des KB, seine Position zu einzelnen Fragen bekannt.

Die „Schulungshefte des KB" eignen sich für Sympathisanten-Schulungen, zur Information Interes­
sierter, zur Ergänzung von AK-Lesekreisen und zum gelegentlichen Nachschlagen und Schmökern für
alle Genossinnen und Genossen.

Dieses Heft enthält Texte zum sogenannten „Eurokommunismus". Der „Eurokommunismus" kenn­
zeichnet die Politik einer Reihe von revisionistischen Parteien in Westeuropa (vor allem Italien,
Frankreich und Spanien), aber auch z.B. die Politik der japanischen „KP", die in gewissem Umfang
Kritik am sogenannten „real existierenden Sozialismus" und insbesondere an der „Führungsrolle"
der KPdSU üben und heute faktisch eine auf „Selbständigkeit von Moskau" pochende, aberdurchaus
(noch) uneinheitliche Fraktion im revisionistischen Lager bilden.

Die Verurteilung von Repression im „realen Sozialismus" und die Beteuerung der „eurokommunis­
tischen" Parteien, daß i h r „Sozialismus"-Ziel mehr Demokratie und mehr Freiheit als in der
Sowjetunion, DDR usw. verwirklichen würde, ist aber nur die eine Hälfte des „eurokommunistischen"
Gesichts — die jedoch den „Eurokommunismus" auch für die sogenannte „undogmatische Linke"
und für links-sozialdemokratische Kräfte in unserem Land attraktiv erscheinen lassen. Die andere
Hälfte ist indes die immer hemmungslosere Unterwürfigkeit unter die „Staatsräson" derjenigen
kap italistischen Länder, in denen diese Parteien sich als Alternative für die Arbeiterklasse
anbieten. Diese Unterwürfigkeit und Anpassung an die Bourgeoisie reicht in einzelnen Fällen (ins­
besondere bei der italienischen „KP") bereits bis zur Befürwortung von und Mithilfe bei polizei­
staatlicher Verfolgung der revolutionären Linken. Das macht ihre Kritik am „realen Sozialismus"
letztlich unglaubwürdig bzw. als taktisches Manöver erkennbar, um „regierungsfähig" zu werden.

Andererseits ist der „Eurokommunismus" in seiner ganzen Strategie und Taktik noch nicht voll­
ständig herausgebildet und vereinigt in seinen Reihen in unterschiedlichen Fragen
zugleich rechte und linke „Abweichungen" von der revisionistischen „Generallinie": So ist ein
Teil der „eurokommunistischen" Parteien (bzw. sind Teile aus den „eurokommunistischen"
Parteien) oftmals eher oder überhaupt zu gemeinsamer Diskussion und gar Aktion mit revolutionären
Linken bereit — wo die „straff nach Moskau orientierten" Parteien wie die DKP zumindest bislang
alle Türen verschlossen halten. Diese Widersprüchlichkeit in der Politik des „Eurokommunismus"
bringt immerhin Leben in die revisionistische Bude — was wir hierzulande leider noch vermissen...

Die in diesem Heft nachgedruckten AK-Artikel können, das sei ausdrücklich gesagt, nicht als um­
fassende Kritik der Politik des „Eurokommunismus" begriffen werden; sie befassen sich weitgehend
mit einzelnen Aspekten in der Politik der betreffenden Parteien und mit dem aufgebrochenen aber
längst nicht vollständig zur Blüte gelangten Streit zwischen „Eurokommunisten" und „Realsozia­
listen". Auf die Grundpfeiler der Politik des „Eurokommunismus" trifft unsere im
Schulungsheft Nr. 1 dargelegte Revisionismuskritik nicht anders zu als etwa auf die DKP.

Verschärfte Widersprüche zwischen
den revisionistischen Parteien
(aus AK 72, Januar 1976)
Schon für Mitte 1975 hatte die KPdSU-Führung die Einberufung einer Konfe­
renz der europäischen „Kommunistischen” (revisionistischen) Parteien ge­
plant, die ebenso wie die lateinamerikanische KP-Konferenz von 1974 der
Vorbereitung einer „Kommunistischen Weltkonferenz” dienen sollte. Unge­
wöhnlich scharfe Auseinandersetzungen um das beabsichtigte Ergebnis dieser
Konferenz haben ihr Zustandekommen jedoch hinausgezögert und zeitweise
sogar unwahrscheinlich erscheinen lassen.
Dabei geht es einerseits um die Politik der revisionistischen Parteien in den ka­
pitalistischen Ländern: Um das Verhältnis zur Sozialdemokratie, zum bürger­
lichen Parlamentarismus, um die Frage eines „Parteienpluralismus im Sozia­
lismus” etc. Andererseits geht es um die Art der Beziehungen zwischen den
„Bruderparteien", um die sowjetische Invasion in der CSSR 1968 und um in­
nenpolitische Verhältnisse in der Sowjetunion und anderen RGW-Ländern
(Behandlung der „Opposition”; Solschenizyn, Sacharow etc.). Kein besonders
umstrittenes Thema scheint (bisher) die „Verdammung” der KP Chinas zu
sein, was bei vergleichbaren früheren Anlässen stets ein Hauptpunkt gewesen
war. Die KPdSU hat diesen Punkt offenbar „zurückgestellt , bringt ihn aber
im Zusammenhang mit der für später geplanten „Weltkonferenz” wieder in
die Debatte.
Ursache dieser Spannungen ist keineswegs eine etwaige „Linkswendung” der
KPdSU („Vorwärts” vom 21.8.75: „Der Kreml setzt wieder auf die Revolu­
tion”), sondern, ein deutlicher Rechtsruck der bedeutendsten westeuropäi­
schen revisionistischen Parteien.
Die „KP”s Italiens (PCI) und Spaniens (PCE) sowie Jugoslawiens und Rumä­
niens haben sich in den meisten Fragen zu einem gemeinsamen Vorgehen zu­
sammengefunden. Dieser Block findet zunehmend auch Unterstützung durch
die französische „KP” (PCF), die sich auf dem Weg einer Annäherung an die
Positionen der PCI befindet. Weitere Parteien dürften zu diesem Spektrum ge­
hören (z.B. die schwedische V.P.K. oder auch die KP Griechenland/„Inland”).

Frontenbildung auf den Vorberei
tungstreffen zur Konferenz

Bereits im Oktober 1974 hatten die
Vertreter von 28 europäischen „KP”s
in Warschau verabredet, die Konfe­
renz für Mitte 1975 in Berlin/DDR
einzuberufen. Sie sollte möglichst di­
rekt nach der KSZE in Helsinki eine
geschlossene Aussage des revisionisti­
schen Lagers bringen, „wie es im
Kampf um Frieden und Fortschritt
weitergehen soll" (H. Axen, ZK-Se-
kretär der SED in „Horizont”, 43/
75). Die Konferenz sollte aber erst
nach vorheriger Ausarbeitung eines
Abschlußdokuments (womit die SED
beauftragt wurde) und dessen Billi­
gung durch die Parteien stattfinden.
Beschlüsse sollten nur einstimmig ge­
faßt werden können.

Schon die auf der Konferenz zu
behandelnden Themen sind umstrit­
ten: Die PCI und der Bund der Kom­
munisten Jugoslawiens lehnen es z.B.
strikt ab, das Treffen der Europäer
als einleitende Initiative für eine
Weltkonferenz der revisionistischen
Parteien zu verstehen. Der BdKJ for­
dert, die Tagesordnung auf einen 

einzigen Punkt („Frieden und Sicher­
heit in Europa”) zu begrenzen.

Zur Ausarbeitung der Konferenz­
dokumente fanden im Laufe des Jah­
res mehrere Treffen in Berlin statt,
die nach den offiziellen SED-Verlaut­
barungen stets „in einer Atmosphäre
der brüderlichen Zusammenarbeit
verliefen", oder wo "ein wichtiger
Schritt vorwärts" getan wurde. „Ge­
sprächiger” zeigte sich allerdings die
t’2j!p.osition” gegen die KPdSU und
SED in ihren Kommentaren: Rechts­
außen Carillo, spanischer „KP”-Chef,
erklärte: lrAuf diesem Gipfel werden
wir das Recht des Genossen Dubcek
verteidigen, seine Ansichten in Prag
frei zu verkünden" (zitiert nach

”, 21.8.75). Auch die
> Zeitung der PCI, ließ es an­

läßlich des Jahrestags des sowjeti­
schen Einmarsches in die CSSR wie
schon in den Voijahren nicht an Sei-
tenlueben gegen die KPdSU fehlen.

Vor allem aber schloß sich die
„Opposition” in der Forderung nach
Ablehnung einer „Führungsrolle der
KPdSU” zusammen.

Die PCI usw. wollen erreichen.
daß eine gemeinsame „■Generallinie”
der revisionistischen Parteien abge­

lehnt und stattdessen ausdrücklich
das „Recht” jeder Partei auf einen
eigenen „nationalen Weg zum Kom­
munismus” festgehalten wird. In
diesem Sinn lehnt die „Opposition”
auch den sowjetischen Vorschlag
eines „gemeinsamen Aktionspro­
gramms" als „Bevormundung” ab.

Ebensowenig ist es den Revisio­
nisten möglich, zu einer Einigung
in allgemeinen politisch-ideologi­
schen Aussagen zu kommen, die
irgendeinen Bezug zu den aktuellen
Problemen der europäischen Arbei­
terbewegung haben könnten. So
werden die auf den Vorbereitungs­
treffen zur Konferenz vorliegenden
und immer wieder überarbeiteten
Dokumenten-Entwürfe von Mal zu
Mal allgemeiner und inhaltsleerer,
so daß es praktisch kaum möglich
ist, auch nur „zwischen den Zeilen”
politisch relevante Fragen heraus­
zulesen.

Der rumänische Parteichef Ceau-
sescu brachte diese Linie auf den
Punkt: „Diese Konferenz darf nicht
die Annahme von bindenden Be­
schlüssen für die Parteien Vorschlä­
gen. Sie soll vielmehr einen freien
Meinungsaustausch im Geist eines
gegenseitigen Respekts, und der
Achtungerbringen" "(zitiert nach
„Süddeutsche Zeitung”, 20./21.12.).
Für „Respekt” reicht’s noch, ffir po­
litische Vereinheitlichung nicht
mehr...

Wirbel um einen
„Prawda"-Artikel

Die Auseinandersetzungen waren
durch einen „Prawda'-Artikel An­
fang August zugespitzt worden, den
der Chefredakteur von „Probleme
des Friedens und des Sozialismus"
(in Prag erscheinendes Organ der re­
visionistischen Parteien), Sarodow,
verfaßt hatte. In diesem Artikel wur­
de unter Bezugnahme aut Lenin in
allgemeiner Weise die Diktatur des
Proletariats als „unerläßliche Voraus­
setzung des Sieges einer demokrati­
schen Revolution” gefordert, um den

Widerstand der Reaktion durch Ge­
walt" zu brechen. Ohne konkret zu
werden, wurden Positionen der „Mä­
ßigung* und „Einschränkung revolu­
tionärer Aktivität”, die auf eine
„Einheit um jeden Preis” (mit der
Sozialdemokratie) aus wären, als op-
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portunistisch und menschewistisch
kritisiert.

Dieser Artikel — von der westli­
chen bürgerlichen Presse als mittlere
Sensation hochgespielt - veranlaßte
die PCI- und PCF-Führungen zu so­
fortigen Distanzierungen. PCF-Gene-
ralsekretär Marchais versicherte, die
Politik seiner Partei werde ..in allen
Bereichen” in Paris und nicht in Mos­
kau gemacht. Die „Units” antworte­
te, in Italien könne ..man” (die
Bourgeoisie?) „ohne die Beteiligung
aller demokratischen Kräfte und
ihrer Parteien (einschließlich der De-
mocrazia Christians — Anm. AK)
nicht einmal regieren" — geschweige
denn, eine sozialistische Gesellschaft
errichten („Welt”, 11.8. und 12.8.;
„Vorwärts”, 21.8.).

PCI und PCF betonen zwar die
„Genialität Lenins”, weigern sich
aber unter Berufung auf die „heutige
Situation” und die „eigenen Erfah­
rungen”, den Leninismus als Richt­
schnur ihrer Politik wenigstens verbal
anzuerkennen. Man müsse „kühn” ge­
nug sein, um sich „von Auffassungen,
die den heutigen Erfahrungen und hi­
storischen Bedingungen nicht mehr
angepaßt sind (zu befreien), um Wege
zum Sozialismus einzuschlagen, die
zum Teil noch nicht erkundet sind"
(Berlinguer, 1t. „Frankfurter Allge­
meiner Zeitung”, 16.12.).

Aufsehenerregend sind keineswegs
die „Prawda"-Artikel, die in der
Form ..historischer Aufsätze” über
„marxistische Lehrmeinungen” abge­
faßt sind, und aus denen sicher nicht
auf etwaige Veränderungen der Poli­
tik der KPdSU geschlossen werden
kann Auch die indirekte Kritik an
den allzu weit nach rechts abdriften­
den PCI und PCF ist nicht neu. Be­
merkenswert ist allerdings die promp­
te Reaktion der westeuropäischen
„Partner” und die Offenheit, mit der
sie antileninistische Positionen bezie­
hen und verteidigen.

PCI und PCF für
„Parteienpluralismus"

Nachdem sich Berlinguer (PCI)
schon im Juli 1975 mit Carillo (PCE)
getroffen hatte, fanden im Herbst
Gespräche mit Marchais (PCF) statt,
denen naturgemäß eine stärkere Be­
deutung zukam (PCI und PCF sind
mit 1,4 Mio. bzw. 400.000 Mitglie­
dern die stärksten revisionistischen
Parteien in Westeuropa). Am 15.11.
einigte man sich auf eine gemeinsame
Erklärung, die von der bürgerlichen
Presse übertrieben als „Aussöhnung”
und „gemeinsames Strategiepapier
der westeuropäischen Kommunisten”
dargestellt wurde. Tatsächlich doku­
mentiert diese Erklärung allerdings
einen Wandel der PCF,die bislang als
„orthodox” bzw. „moskautreu” galt.

Beide Parteien betonen ihre politi­
sche Eigenständigkeit, stellen aber
„im Kampf in entwickelten kapitali­
stischen Ländern ... den gemeinsa­
men Charakter der wesentlichen Pro­
bleme" fest, für die sie „vergleichbare
Lösungen" finden wollen. Der Weg
zum Sozialismus sei nur möglich als
Weiterentwicklung der bürgerlichen
Demokratie: „Die französischen und

die italienischen Kommunisten be­
kennen sich tur Pluralität der politi­
schen Parteien, für das Existenz- und
Betätigungsrecht von Oppositionspar­
teien, für die freie Entfaltung und
den demokratischen Wechsel von
Mehrheit und Minderheit". Dies sei
der „Rahmen”, in dem die arbeiten­
den Klassen die Staatsmacht überneh­
men könnten. Beide Parteien „haben
das allgemeine Wahlrecht immer re­
spektiert und werden es respektieren "
( - offenbar ein deutlicher Seiten­
hieb gegen den portugiesischen PCP-
Chef Cunhal; Anm. AK).

Die verschiedenen sozialen und
politischen Kräfte müßten einen
„freien Zusammenschluß" gegen das
Monopolkapital_ bilden. Kem dieser
„breiten Allianzen” sollte das Bünd­
nis mit den Sozialisten sein. Darüber
hinaus gebe es „wachsende Möglich­
keiten", „breite Teile der Katholi­
ken" einzubeziehen, die eine „wich­
tige Rolle bei der Schaffung einer
neuen Gesellschaft" spielen sollten.

Diese Formel umfaßt sowohl die
Politik des italienischen „historischen
Kompromisses” als auch der franzö­
sischen „Volksfront”. D. h. daß die
PCF ihre frühere Kritik am „histori­
schen Kompromiß” der PCI ein­
stellt, gleichzeitig aber an ihrer eige­
nen innenpolitischen Konzeption
festhält. So versicherte ein PCF-Spre­
cher wenig später, es könne keinen
„historischen Kompromiß” mit der
giscardschen Regierungskoalition
geben (dieser Punkt ist in der „Volks­
front” umstritten; die Mitterand-
Partei unternimmt Initiativen.in die­
ser Richtung, wobei sie ihre revisio­
nistischen Partner an das „Vorbild”
der PCI mahnt). •

Die Erklärung enthält ferner eine
indirekte Bejahung der Europäischen
Gemeinschaft, zu deren „Demokrati­
sierung” PCI und PCF gemeinsame
Initiativen im europäischen Parla­
ment unternehmen wollen.
Zu dieser gemeinsamen Stellung-

me (Zitate sind der „Frankfurter
Rundschau” vom 20.11. und „Le
Monde”, 19.11. entnommen) erklär­
te die PCI, sie sei ein „großer Schritt
nach vom”, jedoch seien nicht alle
Fragen geklärt. Das ist zweifellos
richtig, denn die PCI geht in der An­
erkennung der NATO und der EG
noch erheblich weiter als die PCF.
Das gilt auch für die Frage der in der
PCI/PCF-Erklärung befürworteten
„fortschreitenden Sozialisierung” der
wichtigsten Produktionsmittel und
des Handels. Denn in der vorangegan­
genen PCI/PCE-Erklärung war sogar
von einer „sozialistischen Lösung”
die Rede, die auf der „Koexistenz
verschiedener Formen der öffentU-
cften und privaten Unternehmen und
'Verwaltungen” beruhen sollte („Le
Monde”, 19.11.). „Solidarischer”
ist auch die Haltung der PCF zur
portugisischen PCP, während sich
die PCI in der Vergangenheit mehr­
mals offen an die Seite der PS des
Mario Soares geschlagen hatte.

Was hinter dem „eigenen Weg zum
Sozialismus” der westeuropäischen
Revisionisten steht, ist nichts ande­
res als die Anerkennung und Vertei­
digung der bürgerlichen Demokratie

und damit der kapitalistischen Klas­
sengesellschaft, die mit einigen Re­
formen aufpoliert werden soll. Es
ist nur konsequent, daß in der PCF
anläßlich des bevorstehenden 22. Par­
teikongresses eine Diskussion darum
geführt wird, die Diktatur des Prole­
tariats aus dem Parteiprogramm zu
streichen. Nach Marchais „entspricht
das Wort .Diktatur" nicht mehr dem,
was wir wollen. Es hat eine unerträg­
liche (!) Bedeutung, entgegen unse­
ren Zielen, unseren Thesen ..."
(„FAZ”, 13.1.). Genau!

Mit dieser Politik unterwerfen sich
PCI, PCE und PCF immer stärker den
Interessen ihrer „eigenen” Kapitali­
sten (was an der Haltung zur NATO
und EG besonders deutlich wird).
Das ist auch die objektive Basis für
die Verschärfung des Widerspruchs
zu den RGW-Parteien. Denn zwei'
Herren kann man schlecht gleichzei­
tig dienen.

Die PCF gibt denn auch den Forde­
rungen der Bourgeoisie nach einer Di­
stanzierung von der Sowjetunion
nach. So verlangte die PCF kürzlich
„energisch” eine Distanzierung der
KPdSU von einem Fernsehfilm, der
ein angebliches „sowjetisches Straf­
lager” zeigte.

Letzlich spiegelt sich in den Ausein­
andersetzungen zwischen den revisio­
nistischen Parteien der Widerspruch
zwischen den westeuropäischen Im­
perialisten und den Großmachtinter­
essen der SU wider, über das Kom­
mando in der revisionistischen Bewe­
gung ihren internationalen Einfluß
auszudehnen. Das Einzige , was
die Revisionisten wirklich zusammen­
hält, ist der .gegenseitige Respekt”,
d. h. die gegenseitige Beweihräuche­
rung (worüber es noch nie Streit
gegeben hat), um ihren Betrug am
Proletariat zu verdecken.

So präsentiert sich heute der ,,real
existierende Sozialismus” der DKP,
dessen Stärke ja bekanntlich wächst
und wächst, und der für die DKP im­
mer wieder herhalten muß, um die
angebliche „Verbesserung des inter­
nationalen Kräfteverhältnisses” und
die .günstigen Bedingungen für die
Kräfte des Friedens und des Fort­
schritts” zu belegen, die der völlig
bedeutungslosen DKP ja niemand
ernsthaft abkaufen würde. Zwar ist
die DKP krampfhaft bemüht, einer
Stellungnahme um Gottes willen aus­
zuweichen und die Widersprüche zu
verkleistern. Aber das „sozialistische
Lager”, das die DKP immer als Alibi
für die eigene Schwäche ins Feld
führt, zerbröckelt allzu offensicht­
lich. So kommt die DKP früher oder
später in die peinliche Situation,
sich eine neue Variante einfallen zu
lassen, um ihr Schattendasein mit
etwas betrügerischem Glanz zu um­
geben.
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(aus AK 74, Februar 1976)
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~~ßlock der monopolistischen Trusts"
bezeichnet wurde, transformierte
sich im Programm der Linksunion
nun zu einer „Organisation, an deren
Aufbau mitgearbeitet werden soll".
— Während die PCF vor 1972

das völlige Ausscheiden Frank-

Gleichzeitig weiß sie, daß sie im par­
lamentarischen Wettlauf um die Re­
gierungsmehrheit nur dann weiter
von der PS als Bündnispartner
akzeptiert wird, wenn sie ihren An­
passungskurs nicht aufgibt, sondern
fortsetzt. Die Konsequenz, die die
PCF-Führung daraus zieht, besteht
aus zweierlei: Zum einen eine öf­
fentlich sichtbare Distanz gegenüber
der PS herzustellen, d. h. nicht mehr
ausschließlich von der „Einheit”
zu sprechen, sondern mehr von der
eigenen Partei als „Garanten der
Einheit”; zum anderen durch eine
weitergehende Anpassung an anti­
kommunistische Vorurteile, sich
auch für PS-Anhänger „wählbar” zu
machen - d. h. die PCF ah die „bes­
sere” sozialdemokrati­
sche Partei zu profilieren.

Mitte 1975 veröffentlichte die
PCF plötzlich das Buch „Die Ein­
heit ist ein Kampf’, in dem die
bislang geheime Rede von Marchais
vor dem ZK seiner Partei 1972 ab­
gedruckt wurde (zum Zeitpunkt
also, als damals das gemeinsame Pro­
gramm mit der PS ausgehandelt wur­
de). Damit wurde die bislang nur
auf interne Diskussionen verbannte
Kritik an der PS wieder in die öffent-

< Die Mittefänd-Partei war bis zur
Herstellung des Linksbündnisses in
der „Wählergunst” eindeutig im
Nachteil gegenüber der PCF.

Bei den- Parlamentswahlen 1962
erhielten die „Sozialisten” (die da­
mals noch den Namen SFIO trugen)
nur 12,6 % der Stimmen gegenüber
15,7 % 1958 (2,5 bis 3,2 Mio.),
während die PCF ihren Stimmenan­
teil auf über 4 Mio. vergrößerte.
Bei den nächsten Parlamentswahlen
1967 erreichten die „Sozialisten”
im Bündnis mit dem linken Flügel
der Radikalen Partei 19 % — die
PCF allerdings 22,5 %, d. h. über
5 Mio. Stimmen. Infolge ihrer op­
portunistischen Politik während der
Mai-Kämpfe 1968 und infolge der
einhergehenden nationalistischen
Aufstachelung der Bevölkerung
durch die Gaullisten, ging der Stim­
menanteil beider Parteien gleicherma-

—ßen um ca. 2,5 % zurück. Die PCF

Der Weg zum
Blau- Weiß-Roten »Sozialismus«

— Die PCF verzichtete schließlich
von vornherein auf die wich­

tigsten Ministerposten zugunsten der
PSDe^n“,Lai?ksbündnis” gaben ~ gab^nöhfÄind7 h^hf

Mai 1972, bei den Parlamentswahlen,
11 Millionen ihre Stimme; das waren
46,5 %. Bei der Präsidentschafts­
wahl im Mai 1974 stimmten 13
Millionen, das waren 49 %, für den
PS-Chef Mitterand.

Während das „Linksbündnis” da­
mit insgesamt einen Erfolg errang, .... ----------- - -  ° -
en.twickelte-sich das Kräfteverhältnis—-jy^tlcrweüe offenbar gemerkt, daß

teiliger Erfahrung gegenüber Zweifeln
an seiner „sozialistischen Gesinnung”
in Schutz (immerhin hat Mitterand
zeitweise mit dem pro-nazistischen
Vichy-Regime kollaboriert, war u. a.
Innenminister, als der französische
Imperialismus 1954 den beginnenden
-algerischen Befreiungskampf nieder­
zuschlagen versuchte, und
unterzeichnete als solcher 1957 sogar
HäsTödesurteil gegen einen PCF-Ge-

~jnössen, der in den Reihen der algeri-
sehen Jiefreiühgsfront mifgelcämptt

~hättc !X_ und gab mehr und mehr
den Erpressungsversuchen der PS
nach, sich von der „Unterdrückung
in der Sowjetunion” zu „distanzie­
ren” (was jetzt auf dem 22. Partei­
tag offiziell gemacht wurde).

Eine Partei, die sich derart auf die
schiefe Bahn begibt, kommt natürlich
ins Rutschen. Die PCF-Führung hat

------- ,. _____________ innerhalb des Bündnisses immer j1? politisches Gewicht innerhalb des
1972 erfüllte sich der lang ge- mehr zuungunsten der PCF. P53?® immer mehr abnimmt.'

hegte Wunschtraum der PCF-Füh- ” " ‘ ~ ‘
rung, das Wahlbündnis mit der PS.
Dies allerdings nur, weil die PCF
gegenüber den Sozialdemokraten
Mitterands zu erheblichen Konzes­
sionen bereit war:
— Während die PCF nach 1958 eine

Kampagne zur Aufhebung des von
de Gaulle eingeführten Präsidialregi­
mes durchführte, akzeplierlU sie im
„Gemeinsamen Regierungspro­
gramm” mit der PS den Rahmen des
„starken Staates” und ging sogar
so weit, daß sie die Forderung der
PS annahm, wonach bei einem
eventuellen Wahlsieg der „Linksu­
nion” sehr wohl ein Giscard als Prä­
sident geduldet werden könne (die
Wahlen zum Parlament, die für die
Regierungsmehrheit entscheidend
sind, und die Wahl des Staatspräsi­
denten, der faktisch die Politik be­
stimmt, sind getrennt).
- Die „Europäische Gemeinschaft",____ __ ,u uir rvr

d!.r PCP LUV2r n°£h 5^ bUeb aber bei’ 311611 Wahlen die be-
-r ” deutendem der beiden Parteien.

Das änderte sich Schritt um
Schritt seit der Herstellung des
„Linksbündnisses”. Die PS-Führung
verstand es, den Stimmenzuwachs
in erster Linie für ihre Partei aus­
zunutzen.

Vom 5. — 8. Februar fand der 22. Kongreß der „Französischen Kommunist!- Dies fiel ihr nicht allzu schwer,
sehen Partei” (PCF) statt, der alle zwei Jahre fällig ist. Das bedeutendste „da die PCF um der ..Einheit” willen
Ergebnis dieses Kongresses war die öffentliche Abkehr von der Diktatur des—immer mehr von'ihren eigenen Posi-
Proletariats. Das stellt einen neuen Höhepunkt im Bemühen der PCF-Führung tionen aufgab. Sie nahm MitteräncT
dar, sich für die Teilnahme an der Regierung „akzeptabel” zu machen — ak-wider besseres Wissen und gegen-
zeptabel für bürgerliche Wähler und vor allem für die französischen Kapitali- •
sten. Der PCF-Führung geht es darum, ihr an die PS verlorengegangenes Ter­
rain durch Anpassung an antikommunistische Vorurteile wieder aufzuholen.

Nach eigenen Angaben zählt die reichs aus der Nato forderte, spricht
PCF heute 600.000 Mitglieder. Sie _das_ von—der—PCF—unterzeichnete.
stellt 1.000 Bürgermeister und 26.000 „Gemeinsame Programm” nunmehr
Stadträte; sie rekrutiert ihre Mit- von ..Resn?ktierung~<ier a
glieder zu 60 % aus der Arbeiter- . Allianzen Frankreichs".
klasse und aus der Landarbeiter- ‘ ~
schäft. Darüberhinaus hat sie über
die mit ihr verbundene größte
Gewerkschaft, CGT (1973: 2,3 Mio.
Mitglieder), den bedeutendsten Ein­
fluß in der Arbeiterklasse.

Ihren höchsten Stimmenanteil er­
langte die PCF 1946, unmittelbar
nach der Befreiung Frankreichs vom
Nazi-Faschismus, mit 28,6 %. Damals
hatte sie 800.000 Mitglieder und
142 Abgeordnete. Ihr tiefster Stand
bei parlamentarischen Wahlen war
1958 (Militärputsch von de Gaulle)
mit 18,9 % der Stimmen.
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liehe Politik eingeführt. So heißt
es z. B.:

„Es wäre gefährlich, sich die
kleinste Illusion über die Aufrich­
tigkeit oder die Entschlossenheit
der PS zu machen" - und weiter
steht dort zu lesen: „Wir suchen
nicht und wir wünschen nicht) uns
ideologisch an die Sozialistische
Partei anzunähem. Das Wesen der
heutigen Ideologie der PS ist prinzi­
piell reformistisch; sie bleibt dem
wissenschaftlichen Sozialismus fremd;
sie lehnt es ab, alle Fragen vom
Standpunkt der Arbeiterklasse aus zu
beleuchten" („L’union est un com-
bat”, 1975).

Für sich genommen könnte man
daraus auf eine positive „Korrektur”
der Politik der PCF schließen. Aber
daß dies lediglich ein taktisches
Manöver ist, um die verwischten
Grenzen zwischen PCF und PS pro­
pagandistisch (in Worten) wie­
der herzustellen, zeigt sich daran, daß
die PCF tatsächlich (in der Praxis)
sich mit Meilenschritten weiter an
die PS annähert. Der deutlichste Be­
leg dafür wurde jetzt auf dem 22.
Parteitag mit der Streichung der
„Diktatur des Proletariats” aus der
Präambel des Parteiprogramms der
PCF geliefert. In einer Femsehrede
erklärte Marchais zu dieser Frage:
„Ich werde meinen persönlichen
Standpunkt darstellen: Heute ent­
spricht das Wort .Diktatur’ nicht
mehr dem, was wir wollen. Dieses
Wort trägt eine unerträgliche (^Be­
deutung, die unseren Thesen, unse­
ren Wünschen entgegengesetzt ist ...
Auch das Wort ,Proletariat' paßt
nicht mehr, denn wir wollen mit der

Arbeiterklasse die Mehrheit der lohn­
abhängigen Werktätigen zusammen­
fassen. Das bedeutet aber nicht, daß
wir unser Ziel dabei vergessen: Einen
Sozialismus in den Farben Frank­
reichs" (zit. nach „liberation” vom
29.1.1976).

Da es wohl kaum einen Zweck
hat, den Revisionisten in dieser Frage
die Standpunkte von Marx, Engels
oder Lenin entgegenzuhalten, kann
man die ganze Jämmerlichkeit ihrer
heutigen Ideologie am besten
wohl an ihren eigenen,frühe-
r e n Erklärungen demonstrieren:
„Das Konzept von der Diktatur des
Proletariats in Frage zu stellen,
würde heißen, auf den Boden der bür­
gerlichen Demokratie abzugleiten"
— so der Bürger Marchais noch vor
12 Jahren, 1964, auf dem 17. Par­
teitag der PCF (zit. nach „Spiegel”
7/76).

Die PCF-Führung hat ihre Abkehr
vom wissenschaftlichen Sozialismus
mit viel „demokratischem" Klamauk
vollzogen. Zur Vorbereitung des 22,
Kongresses öffneten, die PCF-Tages-
zeitung „L’Humanite” und ihre Wo­
chenzeitung „France Nouvelle” zwei
Monate lang (vom 1. Dezember
bis zum 28. Januar) ihre Seiten für
eine öffentliche Auseinandersetzung
innerhalb der Partei.

Die Frage der Diktatur des Prole­
tariats nahm dabei einen wesentli­
chen Platz ein — und wie sollte es
anders sein: Die überwiegende Mehr­
heit stimmte dem von Marchais
„empfohlenen” Verzicht zu.

Die Befürworter des Verzichts
brachten dabei „Argumente” vor,
die an Idiotie und Wirklichkeits­
fremdheit kaum noch zu überbie­
ten sind und die ein „eindrucks­
volles” Bild von der allgemeinen
Versumpfung der PCF zu einer
sozialdemokratischen Partei wider­
spiegeln. Da wurde in einem Bei­
trag einer Betriebszelle der „ Text von
Lenin" schlicht als „veraltet" ab­
getan und behauptet, daß die „Ent­
wicklung der friedlichen Koexistenz "
dem Imperialismus heute „seine
schärfste Waffe, die direkte mili­
tärische Intervention in innere Ange­
legenheiten anderer Länder" aus der
Hand geschlagen habe - und das
angesichts der imperialistischen Ein­
mischung in Angola, angesichts dej
vom Imperialismus organisierten Mi­
litärputschs in Chile, angesichts der
wachsenden Kriegstreiberei im Nahen
Osten, angesichts der kolossalen mi­
litärischen Aufrüstung, die sich in
ausnahmslos allen imperialistischen
Staaten vollzieht, angesichts der gar
nicht „veralteten” eigenen Erfahrung
der französischen Arbeiterklasse aus
dem Mai 68, als de Gaulle bereits
Panzer rings um Paris aufmarschieren
ließ usw.

In einem anderen Beitrag „eines
Betriebsgenossen” wurde gar mit na­
tionaler Arroganz und Ausländer­
feindlichkeit „argumentiert”:
Frankreich sei schließlich nicht Chile
oder Portugal, die sich „leichter
von Illusionen, Demagogien und
Abenteurertum verführen” ließen! —
Eine Angestelltenzelle bescheinigte
denjenigen, die nicht an einen Zu­

sammenbruch dfis Imperialismus oh­
ne militärischen Sieg der Arbeiter­
klasse glauben, daß ihre Ansichten
einen „romanhaften Charakter"
hätten.

Die sozialdemokratische Versump­
fung der PCF hat eine lange Tradi­
tion und ist, wie überall in den re­
visionistischen Parteien, Produkt des
Opportunismus ihrer Führung, Pro­
dukt der Degradierung des Klassen­
kampfs zu einem parlamentarischen
Schachspiel, Produkt der Abtötung
der innerparteilichen Demokratie,
der Abtötung eines lebendigen revo­
lutionären Geistes und des Ver­
trauens auf die Kraft der Arbeiter­
klasse. Das Gefährliche an diesen
neuen Sozialdemokraten ist, daß sie
die eigentlichen Abenteurer
sind: Die der Arbeiterklasse nämlich
einen „leichten” Kampf vorspiegeln,
die die Aggressivität des Imperialis­
mus bagatellisieren und die die Ar­
beiterklasse demgegenüber weder mit
den politischen und ideologischen,
noch mit den materiellen Waffen für
die Besiegung des Imperialismus aus­
rüsten. Wären sie damit nur Selbst­
mörder, so könnte man sie bedauern;
aber ihr Einfluß auf die Arbeiterklas­
se macht sie zu mehr: Zu Saboteuren
an der Kraft der Arbeiterklasse, zu
„nützlichen Idioten” und zu ffilfs-
dienem der Bourgeoisie.
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Zur Konferenz der »kommunistischen
und Arbeiterparteien Europas« in Berlin/DDR

Sie zogen nach Wolle aus,
aber kamen geschoren heim
(aus AK 86, August 1976)
Nach fast dreijähriger (!) Vorberei­
tung ging am 29./30. Juni *76 in
Berlin / DDR die Konferenz „Für
Frieden, Sicherheit, Zusammenarbeit
und sozialen Fortschritt in Europa“
über die Bühne. Dazu waren die
Spitzenvertreter von 29 sogenannten
„kommunistischen und Arbeiterpar­
teien Europas“, die annähernd 30
Millionen Parteimitglieder repräsen­
tieren, angereist. In dieser iüustren
Gesellschaft fehlte mithin nur eine
der revisionistischen europäischen
Parteien, die „KP“ Islands.

Obwohl also nahezu alles, was in
der Revisionisten-Szene Europas
Rang und Namen hat, für zwei Tage
in Berlin an einem Tisch versammelt
war, stand diese Konferenz keines­
wegs im Zeichen der Einheit und Ge­
schlossenheit, sondern brachte - wie
keine vergleichbare Veranstaltung vor
ihr - die auseinanderstrebenden
Tendenzen und den Zerfall der revisi­
onistischen Bewegung zum Ausdruck.
Das als „Dokument der Berliner Kon­
ferenz der kommunistischen und Ar­
beiterparteien“ bezeichnete 48seitige
Elaborat, das in zahllosen Sitzungen
von einer „Redaktionskommission“
ausgehandelt wurde, enthält den
kleinsten ,gemeinsamen Nenner“ der
teilnehmenden Parteien und klam­
mert alle Widersprüche zwischen ih­
nen aus. Dieses „Dokument“, das
niemanden zu nichts verpflichtet,
fehlende Überzeugungskraft durch
endlose- Wiederholungen, beschwö­
rende Appelle und fromme Wünsche
ersetzt, wurde durch die „Diskus-
sions“beiträge der Delegationsleiter
auf der Berliner Konferenz nicht ver­
ändert, obwohl die Reden der Revi­
sionistenhäuptlinge nicht nur zuein­
ander, sondern auch zum Dokument
unstimmig waren.

Der „sozial“chauvinistische Gene­
ralsekretär der italienischen „KP“,
Enrico Berlinguer, sprach noch auf
der Berliner Konferenz selbst dem
„Dokument“ jeden praktischen Wert
für seine Partei ab. Er stellte klar,
„daß es auf jeden Fall nicht einmal
indirekt (!) den Anspruch (!!) erhebt,
die volle Unabhängigkeit jeder Partei
in ihrer inneren und internationalen
Linie und ihrer politischen und theo­
retischen Arbeit zu beeinträchtigen
(?!!)“ und er nannte es „natürlich",
daß„der Inhalt des Dokuments . . .
nicht die spezifischen Positionen der 

verschiedenen Parteien widerspie­
gelt)" (zit. nach „DVZ"8. Juli).

Während namentlich die Führer
der KPDSU zum Abschluß der Ber­
liner Tagung von nunmehr bevor­
stehenden „gemeinsamen kollekti­
ven Aktionen" zur Durchsetzung der
„gemeinsam erarbeiteten Kampfzie­
le" sprachen (so Breschnew, 1t.
„FAZ“, 2.7.), behauptete Berlinguer,
das Treffen habe „keiner Partei Di­
rektiven oder Bindungen auferlegt"
(1t. „Die Tat“, 9.7.), und der franzö­
sische Revisionistenchef, Marchais
krönte seinen Auftritt in Berlin mit
der vielbeachteten Feststellung, daß
„Konferenzen wie die gegenwärtige
. . . nicht den Bedürfnissen der Epo­
che (entsprechen)" (1t. „Vorwärts“,
8.7.).

In scheinbarem Widerspruch zu
diesen unterschiedlichen Interpreta­
tionen steht es, wenn nach der
Berliner Konferenz ausnahmslos
alle revisionistischen Parteien die
Veranstaltung bzw. deren Ergebnisse
positiv bewerten: als „vollen Erfolg"
(PVAP Polen), als „Demonstration
der Solidarität“ (SED), als „ein wich-
tiges Ereignis“ (J.B. Tito, Jugosla­
wiens Staatschef), als „einen großen
Schritt vorwärts" (Berlinguer) oder
als „einen bedeutenden Fakt“ (Mar­
chais) (Zitate nach „UZ“, vom 2./3.
und 6.7.). -

Tatsächlich können sowohl die
Initiatoren des Berliner Schauturnens
(die KPDSU-Führer) als auch die auf
„Unabhängigkeit“ vom Kreml
bedachten Parteichefs mit gewisser
Berechtigung „Zufriedenheit“
äußern: Die ersteren, weil das
Treffen überhaupt zustande kam und
somit wenigstens optisch der Schein
einer „Einheit zwischen den Bruder­
parteien“ erhalten blieb — und
die letzteren, weil ihnen auf großer
Bühne die Gelegenheit geboten wur­
de, ihren „eigenständigen“ Kurs der
Anpassung an den Imperialismus
bzw. die Bourgeoisie des eigenen
Landes vorzutragen.

Ein Blick hinter die Kulissen des
Berliner Theaters und eine nähere
Prüfung des dort Gebotenen werden
zeigen, daß die Zeichen in der
revisionistischen Bewegung nicht auf
„Einheit“, „internationale Solidari­
tät“ und , .gemeinsame Aktionen“
stehen, sondern daß im Gegenteil der
Prozeß der Desintegration unaufhalt­
sam voranschreitet.

Mitte Oktober 1974 versammelten
sich in Warschau die Vertreter der
revisionistischen Parteien Europas
zu einem sogenannten „Konsulta-
tiv-Treffen”. Dort wurde auf Vor­
schlag der „Polnischen Vereinigten
Arbeiterpartei” (PVAP) und der
„KP” Italiens beschlossen, eine neue
„Konferenz der Kommunistischen
und Arbeiterparteien Europas" für
die erste Jahreshälfte
1 9 7 5 nach Berlin/DDR einzube­
rufen.

Nach Meinung der KPDSU-Füh­
rung sollte die geplante Berliner
Konferenz zwei „grundlegende
Dokumente” verabschieden; eins
„von der Art einer politischen
Deklaration..., in der die Ergeb­
nisse der Diskussion (!) zusammen­
gefaßt und das Programm
gemeinsamer Aktionen"
formuliert werden sollten (1t.
„FAZ”, ebenda). Ein Weiteres
sollte ein Kommunique sein, in dem
die gemeinsamen Positionen und
Losungen der Konferenzteünehmer
zusammengefaßt werden sollten.

Die italienischen Revisionisten,
die immerhin im Gegensatz zu den
KPDSU-Führem offiziell zu den
Mitinitiatoren des Warschauer „Kon­
sultativtreffens” gehörten, wollten
von derartigen Festlegungen nichts
wissen. Sie hielten das Warschauer
Treffen überhaupt nur insofern
für „notwendig und nutzbringend",
als „die kommunistischen Partei­
en unseres Kontinents ihre Mei­
nungen über die Möglichkeit
einer gesamteuropäischen Konfe­
renz austauschen ”.

Auch das Berliner Konferenzpro­
jekt sollte dem Meinungsaustausch
darüber dienen, „wie neue Ziele
der Entspannung ... und der Proezß,
der auf die Beseitigung der Blöcke
gerichtet ist, einzuleiten sind" (1t.
„FAZ”, ebenda).

Während die Vertreter des jugos­
lawischen Revisionismus die Posi­
tionen der „KP” Italiens unter­
stützten, sprachen die Führer der
„Vereinigten Polnischen Arbeiter­
partei” im Sinne des KPDSU-„Vor-
schlages” und betonten den „un­
trennbaren Zusammenhalt und die
gegenseitige Abhängigkeit der na­
tionalen und internationalen Aufga­
ben unserer Parteien" (1t. „FAZ”,
ebenda).



Zusammengefaßt heißt das, daß
unter den Teilnehmern des War­
schauer „Konsultativtreffens” Einig­
keit nur darüber bestand, daß eine
Konferenz in Berlin/DDR stattfinden
sollte — aber daß es ganz unterschied­
liche Auffassungen darüber gab.
was das denn für eine Konferenz
werden sollte. Wahrend die von der
KPDSU angeführte „Fraktion" ein­
deutig darauf drängte, auf der ge­
planten Konferenz für alle Parteien
verbindliche Beschlüsse („Aktions­
programm") zu fassen, wollten die
in Opposition zur KPDSU stehenden
Parteien (namentlich die Revisioni­
sten Italiens. Jugoslawiens. Spaniens,
Frankreichs und Rumäniens) nur an
einem unverbindlichen Meinungsaus­
tausch teilnehmen. Über diesen — im
Grunde genommen unversöhnlichen
— Widerspruch kann auch nicht die
Tatsache hinwegtäuschen, daß sich
die Revisionisten in Warschau
schließlich auf das Konferenzthema:
„Der Kampf für Frieden, Sicherheit
und sozialen Fortschritt in Europa"
einigten.

Dummdreist versuchten nament­
lich die KPDSU- und SED-Führer in
ihren Presseorganen glauben zu ma­
chen, daß das Warschauer Treffen
im Zeichen der „Einheit" gestanden
habe und „im Geiste des proletari­
schen Internationalismus” verlaufen
sei; die zutage getretenen Wider­
sprüche wurden nicht einmal er­
wähnt („Neues Deutschland”, vom
25.10.74). Engels hat diese Sorte
von „Einigungsfanatikern" einmal
in einer bissigen Polemik als „die
größten Krakeeler und Schurken"
bezeichnet, „die alles in einem be­
stimmten Brei zusammenrühren wol­
len, der sich bloß zu setzen braucht,
um die Unterschiede in viel schärfe­
rem Gegensatz wieder herzustellen,
weil sie sich dann in einem Topf be­
finden... " (Briefe an A. Bebel, Mos­
kau 1933, Bd. I., S. 93/94).

Bereits auf dem zweiten, für
Dezember 1974 nach Budapest
einberufenen „Konsultativtreffen”
prallten die Widersprüche hinsicht­
lich des Konferenzziels wesentlich
schärfer aufeinander. Während die
Vertreter der in Opposition zur
KPDSU stehenden revisionistischen
Parteien ausdrücklich gegen jede
Form eines verbindlichen Aktions­
programms Stellung nahmen, be­
hauptete der Sprecher der sowje­
tischen Delegation Ponomarjow,
„...alle Bruderparteien seien sich
darin einig, daß ein .Programm ge­
meinsamer konkreter Aktionen’,
das sich auf eine kollektive Analyse
der gegenwärtigen europäischen
Situation stützen müsse, ,der Kern
des Hauptdokuments’ der bevor­
stehenden Konferenz sein müsse”
(1t. „FAZ”, 29.6.76).

Ponomarjow erhielt Schützenhil­
fe von dem SED-Delegierten Mar­
kowski, der in dem „Hauptdoku­
ment” der Berliner Konferenz auf
jeden Fall die „Bedeutung des Frie­
densprogramms des XXIV. Partei­
tages der KPDSU, seine praktische
Umsetzung und inspirierende Wir­
kung" gewürdigt wissen wollte (und
zwar „gebührend”) - was nach sei­
ner Vorstellung bedeutete, daß „man 

auf keinen Fall außer Acht lassen
(darf), daß’ die Stärkung der Vertei­
digungskraft (sprich: Aufrüstung,
Anm?AK) der UDSSR und der Staa­
ten des Warschauer Paktes maßgeb­
lich dazu beigetragen hat. daß der
Imperialismus auf die militärische
Variante seiner aggressiven Kon­
zeption verzichten (!) mußte und die
Normen der friedlichen Koexistenz
sich in zunehmendem Maße durch­
setzen (!?)’’ (1t. „FAZ”, ebenda).

Es war klar, daß auf der Basis
der von KPDSU und SED entwickel­
ten Vorstellungen keine Einigung
erzielt werden konnte. Auch der
Vorschlag der ungarischen „KP”,
daß „alle Parteien...selbständig, auf
der Grundlage ihrer eigenen Be­
schlüsse..., aber geleitet von der
Verantwortung für die gemeinsame
Sache, teilnehmen werden" (1t.
„FAZ”, ebenda), vermochte die
unterschiedlichen Positionen nicht
„auf einen Nenner” zu bringen.

So wurde zum Abschluß des Bu­
dapester „Konsultativtreffens” ledig­
lich eine sogenannte „Redaktions­
kommission” - bestehend aus For­
mulierungskünstlern und Speziali­
sten für faule Kompromisse - einge­
setzt, die einen Dokumentenentwurf
erarbeiten sollte.

Den tatsächlichen Verlauf und die
dürftigen Ergebnisse des Budapester
Treffens total auf den Kopf stellend,
phantasierten sowohl das „Neue
Deutschland” als auch die „Prawda”
in gleichlautenden Artikeln:
„Budapest wurde ein neuer, über­
zeugender Beweis dafür, daß die
europäische kommunistische Bewe­
gung einig und geschlossen ist...”
und „die politische Diskussion...
habe die .umfassende Übereinstim­
mung' der Ansichten der kommuni­
stischen Parteien Europas zu allen
Grundproblemen und Aufgaben des
Kampfes für Frieden, Sicherheit, Zu­
sammenarbeit und sozialen Fort­
schritt auf dem Kontinent unter­
strichen" (zit. nach „FAZ”, eben­
da).

Zu diesem verlogenen Jubelbe­
richt kontrastiert in bemerkenswerter
Weise, daß der ursprünglich für die
Berliner Konferenz anberaumte Ter­
min ohne Begründung verschoben
wurde und die Strategen in der „Re­
daktionskommission” zahllose Sit­
zungen und immerhin den Zeitraum
vom Februar 1975 bis Juni 1976
brauchten, um ihre angeblich „um­
fassende Übereinstimmung” als Do­
kumentenentwurf zu Papier zu brin­
gen.

Hinter den Kulissen
und neben der Bühne

Was sich dann von Anfang 1975
bis Mitte dieses Jahres in der Revi-
sionisten-Szene Europas zugetragen
hat, gibt mehr noch als die Berliner
Konferenz selbst Aufschluß über den
Zustand der sogenannten „kommu­
nistischen und Arbeiterparteien”
und das Niveau der Beziehungen
zwischen ihnen.

Zum einen war diese Zeit dadurch
gekennzeichnet, daß namentlich die
französischen, italienischen und

spanischen Revisionisten immer wei­
ter auf bürgerliche, proimperialisti­
sche Positionen abdrifteten, die Rest­
bestände revolutionärer Theorie aus
ihren Programmen und Statuten tilg­
ten und sich an der - von den Im­
perialisten aufgebauschten - Neben­
frage der bürgerlichen Opposition in
den „sozialistischen Ländern” von
ihren dort herrschenden „Bruder­
parteien” abzugrenzen versuchten
(siehe hierzu auch den Artikel in
AK 72/Januar 1976).

Zum anderen wurde vor diesem
Hintergrund in Berlin/DDR die Ko­
mödie „Vorbereitungstreffen der
Redaktionskommission” gespielt
und - unbeirrt vom tatsächlichen
Gang der Dinge - nach den jeweili­
gen Zusammenkünften davon ge­
sprochen, daß man „in einer Atmos­
phäre der brüderlichen Zusammen­
arbeit" getagt und daß man „einen
wichtigen Schritt vorwärts" getan
habe.

Tatsächlich hat sich - bis unmit­
telbar vor Beginn der Berliner Kon­
ferenz Ende Juni 1976 ! - nicht nur
keine Annäherung der gegensätz­
lichen Ansichten hinsichtlich des
Konferenzzieles ergeben, sondern
die Positionen haben sich zum Teil
sogar noch verhärtet. Es ist charak­
teristisch für das gesamte revisioni­
stische Konferenzprojekt, daß diese
unbestreitbare Tatsache nicht ehr­
lich in den offiziellen Kommuniques
der „Redaktionskommission” zuge­
geben und erläutert wurde, sondern
nur aus den Erklärungen einzelner
Parteienvertreter (abseits der Vorbe­
reitungstreffen) öffentlich wurde.

Im folgenden wollen wir diese
Auseinandersetzung „hinter den Ku­
lissen und neben der Bühne” doku­
mentieren und zeigen, wie sich in de­
ren Verlauf eine Front gegen die An­
sprüche der KPDSU-Führung orga­
nisierte und diese schließlich zum
Nachgeben zwang:
— Im September 1975, also mehr als

ein halbes Jahr nach der ersten
Sitzung der „Redaktionskommissi­
on”, bezeichneten „K”PI-Offizielle
die bis dahin vorgelegten Dokumen­
tenentwürfe als „unannehmbar, und
zwar nicht nur für die italienische
Partei (!)” (1t. „FAZ”, 29.6.76).
— Im November 1975, als der fran­

zösische Revisionisten-Chef Mar­
chais zu Beratungen mit Berlinguer
nach Rom reiste, nannte es die
französische „KP” „völlig ausge­
schlossen", daß die geplante Kon­
ferenz über eine „gemeinsame Stra­
tegie" entscheide (1t. „FAZ”, eben­
da). Gemeinsamkeiten suchten und
fanden demgegenüber offenbar Mar­
chais und Berlinguer bei ihren
zweiseitigen Beratungen: In einer ge­
meinsamen Erklärung vom 15. 11.
1975 machten sich beide Seiten
stark für einen „demokratischen So­
zialismus”, der durch „Parteienplu­
ralismus'', „allgemeines Wahlrecht”
und „die freie Entfaltung und den
demokratischen Wechsel von Mehr­
heit und Minderheit ” gekennzeichnet
sein sollte. Die imperialistische EG
wurde nicht in Frage gestellt, son­
dern die Revisionistenführer forder­
ten deren „Demokratisierung” (1t.
„FR”, 20.11. und „Le Monde”,
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19.11.75). - Nach Marchai’s Rück­
kehr aus Rom intensivierte die
„KP" Frankreichs demonstrativ
ihre Kritik-Kampagne gegen die Be­
handlung der „Opposition" in der
Sowjetunion — was seinen vorläufi­
gen Höhepunkt darin fand, daß Mar­
chais selbst es ablehnte, zum KPDSU-
Parteitag nach Moskau zu fahren und
zur Begründung dazu im französi­
schen Fernsehen erklärte: „Wir
haben mit unseren sowjetischen
Freunden augenblicklich Differenzen
überden demokratischen Sozialismus,
und es ist daher besser, wenn ich
jetzt nicht nach Moskau reise" (zi­
tiert nach „Welt”, 14.6.76).
- Im Dezember 1975 meldete sich

Rumäniens Parteichef Ceausescu
- ebenfalls außerhalb der Berli­

ner Vorbereitungstreffen - zu Wort
und gab der bürgerlichen „Süddeut­
schen Zeitung” zu Protokoll, daß die
geplante Konferenz „nicht die An­
nahme von bindenden Beschlüssen
für die Parteien vorschlagen (darf).
Sie soll vielmehr einen freien Mei­
nungsaustausch im Geiste
eines gegenseitigen Respekts und
der Achtung erbringen” (20./21.12.

. 1975).
- Für Anfang Mai 1976 war die

„Redaktionskommission” aber­
mals nach Berlin einberufen worden.
Während das offizielle Kommunique
wieder den üblichen Schmus ent­
hielt, enthüllte der Vertreter der
jugoslawischen Revisionisten, A.
Grlickov, gegenüber der Nachrichten­
agentur seines Landes, „Tanjug”, daß
„trotz der erneuten Bemühungen...
keine Einigung erzielt werden (konn­
te)”. Dies gelte „vor allem für Fra­
gen von prinzipieller und grundle­
gender Bedeutung”. Grlickov, der
keine näheren inhaltlichen Angaben
zu den Differenzen machte, äußerte
die Ansicht, daß noch „ernste Arbeit
und Bemühungen" notwendig seien,
um die ohnehin nur „begrenzten Zie­
le" der geplanten Konferenz zu er­
reichen („Tanjug", 12.5.76).
- Deutlicher als der „Diplomat”

Grlickov wurde ein Sprecher des
B„K”J in Radio Zagreb am 15. Mai
1976 (wir zitieren das im folgen­
den so ausführlich, weil die Revisio­
nisten damit selbst die ganze Verlo­
genheit ihres „Einheits”geschwätzes
und den Wert ihrer offiziellen Kom­
muniques entlarven!). Es hieß da:

„Viele Parteien, einschließlich des
BKJ, stellen sich entschieden gegen
jegliche Art verpflichtender Zusam­
menarbeit (!)... wie auch gegen jeg­
liche Institutionalisierung der be­
ratenden Treffen, auf denen die po­
litische Generallinie für alle Parteien
festgelegt werden würde”.

Mit Entschiedenheit wandte sich
der Sprecher gegen die offenbar in
Berlin vorgeschlagene „Fortführung
der geplanten Konferenz ... mittels
vorbereitender Treffen - oder gar
die Verwandlung der geplanten Kon­
ferenz in eine Einleitung zu irgend­
welchen Formen der Manifestation ”,
Er berichtete von dem Antrag und
verwahrte sich zugleich dagegen,
„daß die Haltung gegenüber der
KPDSU das Kriterium für die Loyali­
tät gegenüber dem Marxismus-Leni­
nismus und dem proletarischen Inter­

nationalismus war, ist und bleibt (!)”.
Den KPDSU-Führern wird expli­

zit der Vorwurf gemacht, „sich nie­
mals von dieser Interpretation des
proletarischen Internationalismus
losgesagt" zu haben und damit einen
„Stolperstein für die Zusammenar­
beit der kommunistischen Parteien"
gelegt zu haben. Den KPDSU-Füh­
rern wird — und das ist die Spitze
in dieser Polemik — das Bestreben
nachgesagt, andere „sozialistische
Länder und kommunistische Par­
teien " „ u n t e r j o c h e n ” zu
wollen.

Der B„K”J-Sprecher schloß sei­
nen Beitrag mit der Feststellung, daß
die grundlegenden Differenzen „wäh­
rend der Vorbereitung zur Konferenz
der europäischen Parteien stets (!)
sichtbar (?) geblieben (sind). Viele
davon bestehen weiterhin (!), und
das ist der Hauptgrund dafür, wa­
rum es noch immer nicht mit Si­
cherheit bekannt ist, wann die Kon­
ferenz abgehalten wird (!), und ob
alle Parteien daran teilnehmen wer­
den ".
- Am 26. Mai 1976 kommen die

jugoslawischen Revisionisten in
Radio Zagreb sogar zu der Vermu­
tung, „als ob im Verlauf der Vorbe­
reitungen (zur Berliner Konferenz,
Anm. AK) die Differenzen noch
schärfer zur Geltung" gekommen
wären. Und der Kommentator ging
so weit, zu empfehlen, „die italieni­
schen Vorschläge, man möge die
Konferenz bis Herbst verschieben
(!!!), ohne weiteres anzunehmen”
(Milika Subdic, in Radio Zagreb, zit.
nach „Monitor Dienst”).

Zumindest zu diesem Zeitpunkt
war absolut klar und wurde auch
öffentlich (wenn auch „neben der
Bühne”), daß die Vorbereitungs­
arbeiten zur Berliner Konferenz in
einer Krise steckten und diese selbst
in Frage stand. Die in Opposition zur
KPDSU stehenden Parteien versicher­
ten sich deshalb noch einmal ab
Mitte Mai 1976 in zweiseitigen Ge­
sprächen und auf gemeinsamen Mee­
tings, daß sie nicht bereit wären, von
ihren Vorstellungen hinsichtlich des
Konferenzcharakters und -Ziels (un­
verbindlicher „Meinungsaustausch”)
abzugehen: Eine Delegation der ita­
lienischen „KP” hielt sich unter an­
derem zu diesem Zweck für drei Tage
bei ihrer spanischen „Bruderpartei”
in Madrid auf (Mitte Mai). Spaniens
„KP”Chef Carillo war anschließend
Gast von Jugoslawiens Staatschef
Tito (19./20. Mai) und flog von dort
zu zweitägigen Beratungen in die
rumänische Hauptstadt („FAZ”,
24.5.76). Am 3. Juni trafen sich
Marchais und Berlinguer in Paris
und bekundeten auf einer Massen­
kundgebung von 100.000 Menschen
noch einmal ihren „unabhängigen
Weg” zu dem, was sie „demokrati­
schen Sozialismus" nennen (.die
tat”, 11.6.76).

Aufschlußreich ist in diesem Zu­
sammenhang das „Kommunique”,
das zum Abschluß von Carillos Be­
such in Belgrad veröffentlicht wur­
de: Neben den üblichen Bekenntnis­
sen zur „Unabhängigkeit und Gleich­
berechtigung der verschiedenen
Parteien, wurde es für notwendig ge­

halten, sich „gegen Bestrebungen
zum Wiederaufbau oder dem Be­
stehen (?!) internationaler Führungs­
zentren in jedweder Form, gegen
Einmischung in das innere Leben
einzelner Parteien...sowie gegen die
Verurteilung anderer Parteien auf
internationalen Treffen" auszuspre­
chen (zit. nach „Monitor Dienst”).

Daß die spanischen und jugosla­
wischen Revisionisten hier nicht von
eigenen „Bestrebungen”, sondern
von Dritten (vor allem der KPDSU-
Führung) sprechen, liegt ja wohl
auf der Hand!

Für die Strategen im Kreml schien
nunmehr ein Einlenken angezeigt
und Eile geboten, zumal die nächste
Sitzung der „Redaktionskommis­
sion” für den 8. Juni ff. nach Ber­
lin/DDR einberufen war. Breschnew
schickte also Anfang Juni den ZK-
Sekretär Katuschew zu „langen und
offenen" Gesprächen (so das Kom­
munique, 1t. „Welt”, 8.6.76) nach
Belgrad, um Tito eine „persönliche
Botschaft" des KPDSU-Generalse­
kretärs zu überbringen und mit den
jugoslawischen Revisionisten-Führern
eine „Kompromiß”formel in der
strittigen Konferenzfrage auszuhan­
deln.

Nachdem Katuschew Jugoslawien
wieder verlassen hatte, schien sich
der düstere Himmel wieder aufge­
hellt zu haben. Ohne irgendetwas zu
erklären, wurde jedenfalls in der
jugoslawischen Zeitung „Politika”
plötzlich behauptet, daß sich bei der
sowjetischen Seite eine „immer agi­
lere (?!) und sogar tolerantere ... Be­
teiligung" an der Auseinandersetzung
um den „proletarischen Internatio­
nalismus” eingestellt habe (zitiert
nach „FAZ”, 15.6.76).

Tatsächlich hat die KPDSU-Füh­
rung darauf verzichtet, an ihrer For­
derung, die geplante Konferenz solle
ein „Aktionsprogramm” beschließen,
festzuhalten.

Damit war — nach einer weiteren
Serie von zweiseitigen Konsultatio­
nen zwischen den jugoslawischen,
italienischen, spanischen und ande­
ren Revisionisten (1t. „SZ” und
„FAZ” vom 9.6.76) — der Weg frei
für die Berliner Konferenz, die von
der „Redaktionskommission” für
den 29. und 30. Juni einberufen wur­
de.
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Euro-Revisionismus
im Dienst der Reaktion
(aus AK 103, April 1977)

'Als angeblich „undogmatische” und
„antistalinistische” Alternative er­
freut sich der vor allem von der italie­
nischen „KP” (.PCI) repräsentierte
„Euro-Kommunismus” bei manchen
oberflächlichen Betrachtern oder bei
bewußten Propagandisten der Bour­
geoisie einiger Beliebtheit.

Was es damit auf sich hat, zeigt
die Praxis der italienischen Klassen­
kämpfe: Nicht nur ist die PCI die
Partei des „historischen Kompromis­
ses” (d.h. derzeit vor allem Abwäl­
zung der Krisenlasten auf die Arbei­
terklasse), sondern sie ist auch eine
Vorkämpferin bei der polizeistaatli­
chen Unterdrückung der revolutionä­
ren Linken und bei der Rechtferti­
gung der Faschisierung von Staat und
Gesellschaft in Italien.

Die besondere Rolle der PCI liegt
darin, daß sie diese Politik in die Ar­
beiterklasse hinein durchsetzt,
daß sie die Spaltung zwischen der Ar­
beiterklasse einerseits und den
Kämpfen der revoltierenden Jugend­
lichen (Studenten, Arbeitslose, Jung­
arbeiter) andererseits betreibt. Die
PCI, gemeinsam mit der Gewerk­
schaftführung, kann sich dabei auf
ihre immer noch weitgehend unange­
fochtene Vorherrrschaft in der Ar­
beiterbewegung stützen, und dabei
sogar mit gewissem Erfolg wesent­
liche Kampftraditionen der italieni­
schen Arbeiterklasse (nämlich den
Antifaschismus) in ihr genaues Ge­
genteil verkehren.

Ähnlich wie hierzulande die DKP,
nur in noch grösserem Ausmaß, geht
die PCI dabei so vor, daß sie die revo­
lutionäre Linke und andere kämpfen­
de Teile des Volkes, speziell der Ju­
gendlichen, zu Konterrevolutionären,
Reaktionären, Faschisten, zumindest
aber Provokateuren erklärt. Zugute
kommen den Revisionisten dabei
mitunter sektiererische und teilweise
auch arbeiterfeindliche Handlungen
und Vorstellungen unter Teilen der
revoltierenden Jugendlichen, die wie­
derum von der PCI ganz systematisch
genährt und provoziert werden. Be­
trachtet man die wahnwitzige Hetze
der PCI- und Gewerkschaftsführer z.
B. gegen die Kämpfe der Studenten,
so ist es kein Wunder, daß es bei ein­
zelnen Teilen der Bewegung auch zu
Stimmungen kommt, die z.T. die
Form des Antikommunismus anneh-'
men, daß es gelegentlich auch
Angriffe einzelner für die Gesamtheit
durchaus nicht repräsentativer Stu­

dentengruppen gegen PCI-Leute gibt
usw. — was dann von den Revisio­
nisten sofort benutzt wird, um Ar­
beiter von der Partei- und Gewerk­
schaftsbasis „zum Schutz der Partei”
an die Unis zu kommandieren und
Schlägereien zu provozieren, die die
vorhandenen Spaltungen vertiefen
und zementieren sollen.

Der Schürung der Spaltung dient
es z.B., wenn der PCI-Senator Pec-
chioli nach der kaltblütigen Ermor­
dung des Genossen Lorusso (Lotta
Continua) durch einen Bullen dem
Ermordeten selbst die Schuld gab, da
er sich „bei einer zerstörerischen
Bande befand".

„Wenn bewaffnete Banden, die
nichts mit der Studentenbewegung
zu tun haben, darangehen zu verwü­
sten, zu plündern und zu töten (!),
ist es die Pflicht der für die Verteidi­
gung der demokratischen Ordnung
zuständigen Kräfte, einzugreifen, um
vorzubeugen und das zu unterdrük-
ken" (nach „Lotta Continua”,
15.3.).

Als bei einem anderen Vorfall ein
Polizist von „Stadtguerillas” erschos­
sen wurde, verbreitete die PCI-Zei-
tung ,J’ Unita” die ungeheuerliche
Lüge, eine dabeigewesene Frau habe
einen „Ausweis von Lotta Continua”
in der Tasche gehabt.

In ähnlich zusammengebrauter
Weise hetzten PCI und FGCI (Ju­
gendorganisation der PCI) z.B. in ei­
nem in Padua verteilten Flugblatt
gegen „die Autonomisten, Lotta
Continua und die anderen Gruppen
der Stadtguerilla .... die die P 38
(eine Pistole -Anm.AK), Brandfla­
schen und Schleudern als politischen
Kampf benutzen" (nach LC, 22.3.).

Es ist nur konsequent, wenn
namhafte PCI-Führer sich auch zu
Propagandisten der staatlichen Re­
pression machen - ja, teilweise so­
gar zu „Kritikern” der Andreotti-
Regierung von rechts . PCI-Sena­
tor Pecchioli, der eine spezielle Vor­
liebe für die Aufgabenbereiche eines
heimlichen Innenministers hat, ist der
Urheber der Ordnüngsparole von der
„Schließung der Höhlen” (gemeint
sind die linken Organisationen und
ihre Einrichtungen), die sehr schnell
bei der gesamten Reaktion Anklang
fand.

Ein „Kollege” von Pecchioli,ZK-
Mitglied Paolo Bufalini, ereiferte sich
nach den Demonstrationen von Bo­
logna und Rom sogar: „Es ist son­

derbar und beunruhigend, daß die für
die öffentliche Ordnung zuständigen
Kräfte und Autoritäten des Staates
und die diversen Sicherheitsdienste
kein Licht in diese trübe, zerstöreri­
sche Spur bringen, nicht die Zentra­
len davon identifizieren, nicht wenig­
stens schon die Hand auf einen Teil
der Organisatoren und Ausführenden
gelegt haben" (nach „La Republica”,
15.3.).

In dieser Richtung versucht die
PCI auch direkt Teile der Arbeiter­
klasse gegen die revolutionäre Linke
mobilzumachen - offenbar nach
dem Vorbild de Gaulles, der dies
nachdem französischen Mai’6 8 mit
dem Kleinbürgertum (!) vorexerziert
hat: Für den 16.3. riefen die Gewerk­
schaftsführungen und alle Parteien
des „Verfassungslagers” (von PCI bis
DC!) zu einer gemeinsamen Groß­
kundgebung „zur Verteidigung der
Institutionen gegen die Gewalt” in
Bologna auf. Hatte die Gewerk­
schaftsführung Wochen- und monate­
lang sich jeder Forderung nach einem
Generalstreik gegen die Regierung
entgegengestemmt, so war sie jetzt
umso eifriger bemüht, in der gesam­
ten Emilia-Romagna (Region um Bo­
logna) einen „ansehnlichen” General­
streik für die Regierung zustande-
bringen. Nach Angaben von „l’Uni-
ta” nahmen dabei an der Großkund­
gebung über 200000 Menschen teil;
nach den etwas „bescheideneren”
Angaben des „Corriere della Sera”
waren es immerhin 150000 (LC
machte keine Zahlenangaben darüber

Es ist nicht zu verleugnen, daß die
Teilnehmer dieser Kundgebung in ih­
rer überwiegenden Masse Arbeiter
waren (obwohl DC usw. offiziell
„Mitveranstalter” waren und auch
ein DC-Vertreter auf der Kundge­
bung sprach, hatten tatsächlich
„nur” die PCI und Gewerkschaftsfüh­
rungen dazu mobilisiert, Busse orga­
nisiert usw.). PCI-Bügermeister Zang-
heri widmete seine ganze Rede aus­
schließlich der Heiligsprechung der
bestehenden bürgerlichen „Ordnung”
und der Zurückweisung jeder Opposi­
tion ihr gegenüber.Kostproben:

» Wir sind integrierter Teil des de­
mokratischen Staates, der im Wider­
stand geboren wurde, und in dem in
diesen 30 Jahren die Kraft der Ar­
beiter gewachsen ist; und dieser Staat
hat die Pflicht, sich zu verteidigen,
wenn er auf gewaltsame und verbre­

8

cherische IPeire angegriffen wird. ”
„Skrupellose Individuen haben

sich in Bewegung gesetzt; sie rühren
sich schon seit einiger Zeit, um im
Trüben zu fischen. Das begann mit
isolierten, verbrecherischen Unter­
nehmungen, deren Charakter wir
nicht rechtzeitg verstanden hatten,
und die wir zu Unrecht nicht gleich
zerschlagen haben; das fing an mit
Fälschungen und Beschimpfungen,
mit Akten offener Intoleranz, denen
gegenüber wir den Irrtum begangen
haben, uns nicht gleich drastisch da­
gegen gewandt zu haben. Zentralen
wurden aufgebaut, Kommunika­
tionsmittel wurden hergerichtet, Plä­
ne wurden ausgearbeitet. Wir verlan­
gen, daß in all diese Sachen Licht
reingetragen wird, über die wirkliche
Identität dieser geschworenen Feinde
der demokratischen Bewegung, über
ihre Verbindungen nach außen; wir
verlangen von der Polizei und Justiz
eine schnelle, klare und vollständige
Gerechtigkeit" (nach „l’Unita”,
17.3.).

Allein die Tatsache, daß die PCI
Zehntausenden von Arbeitern der
„roten Emilia” ein derart pfaffen­
haft-reaktionäres Zeug als „Antifa­
schismus” vorsetzen kann, und da­
für keinen massiven Protest, sondern
sogar noch ziemlichen Applaus ern­
tet, ist ein ernstes Warnsignal (LC
notierte sogar einen „Applausdon­
ner”).

Die Opposition gegen das „Verfas­
sungslager” hatte die PCI mit einem
Ordnerdienst aus „mindestens 80
Reihen” („Corriere della Sera”) aus­
serhalb des Platzes verbannt: rund
10000 Studenten und Schüler, die
der Gegenmobilisierung der revolu­
tionären Linken gefolgt waren und
gegen die Verweigerung des Rede­
rechts für den Bruder des erschossen­
en Genossen Lorusso protestierten.
Lotta Continua schreibt allerdings,
daß die am Ende der Kundgebung
von der revolutionären Linken durch­
geführte (illegale) Demonstration
durch die weiterhin unter Polizeibe­
lagerung stehende Stadt auf 30000
anwuchs. Zweifellos würde sich da­
mit ein „kleiner Erfolg” der von der
revolutionären Linken vor und in 

zahlreichen Betrieben durchgeführten
Gegeninformation und -Agitation an­
zeigen (an der Demonstration unmit­
telbar nach der Erschießung des Ge­
nossen beteiligten sich 1t. LC 15000,
an dem Schweigemarsch bei seiner
Beerdigung 10000); die ideolo­
gische Mauer, die die PCI in der
Arbeiterklasse gegen die Jugendre­
volte aufbauen konnte, läßt sich nach
dem Ablauf dieser Großkundgebung
dennoch nicht unterschätzen.

Die PCI hat mit ihrer demagogi­
schen Formel, daß „die Studenten
gegen die Errungenschaften der Ar­
beiterklasse revoltieren” (dieses
Grundmuster geht auch aus der zi­
tierten Rede des PCI-Bürgermeisters
von Bologna hervor), eine Spaltung
provoziert, die tatsächlich vorhan­
dene Krisenängste in der Arbeiter­
schaft in die Befürchtung umlenkt,
daß durch politische „Un­
ordnung” eine noch größere wirt­
schaftliche Misere im Land
hervorgerufen würde und dies (was
eben unter kapitalistischen
Bedingungen auch „logisch” ist) zu
Lasten der Arbeiterfamilien geht.

Das Verbrecherische dieser PCI-
Politik liegt darin, daß sie diese „Lo­
gik” der kapitlistischen Krisenent­
wicklung nicht anzutasten bereit ist,
daß sie die Arbeiterbewegung sogar
in dieser „„Logik” bestärkt, ihr letz-
lich Enthaltsamkeit im
Klassen kampf predigt und kei­
nerlei polit ische Mobilisie­
rung gegen das DC-Regime und den
von ihm repräsentierten bürgerlichen
Staat mehr unternimmt, sondern im
Gegenteil den verstärkten Ausbau
und Einsatz des Polizeistaates gegen
die nicht angepaßten Teile des Vol­
kes fordert.

Im ZK der PCI hat sich über diese
Punkte auf einer Tagung Mitte März
allerdings eine kleine Kontroverse
entsponnen. Während die rechtesten
PCI-Fürsten wie Amendola, Bufalini
und Pecchioli nicht genug an Haß ge­
gen die revolutionäre Linke und Lob
auf die bestehene Ordnung ausspuk-
ken können, die Regierung zu „Anti­
faschisten” und die Revolutionäre zu
„Faschisten” umzuwerten versuchen,
„warnte” z.B. Lombarde Radice da­

vor, daß man „nicht alle” Linksradi-
kalen als „Faschisten” abstempeln
dürfe (nach LC, 17.3.). Und Luporini
wagte sogar, eine geradezu sensatio­
nelle „differenzierte” Haltung zum
Staatsapparat vorzutragen: „Wir
dürfen unsere Verteidigung der de­
mokratischen Institutionen nicht
mit einer Verteidigung der traditio­
nellen repressiven Formen der herr­
schenden Klassen verwechseln"
(LC, 18.3.). Hintergrund dieser Kon­
troverse (immerhin...!) ist vor allem.
daß die PCI und ihre Jugendorgani­
sation FGCI unter den Ju­
gendlichen tatsächlich einiges
Terrain verloren haben. FGCI-Sekre-
tär Massimo D’Alema hat darüber
auch ausführlich auf der ZK-Tagung
referieren dürfen und gewisse „Ein­
sichten” bei einigen ZK-Herren er­
weckt, die natürlich auch Sorgen ha­
ben, daß ihr Nachwuchs-Garten
durch zu ungeschicktes Herumgehol­
ze ernsthaft Schaden nehmen könn­
te. Wenn da gegebenenfalls in der
Jugendbewegung jetzt die Tonleiter
der PCI-Politik neu gestimmt wird
(in dem Sinne etwa, daß nicht
nur gegen die „Provokateure” ge­
hetzt wird, sondern auch mal
die eine oder andere gesellschaftliche
Ursache des miserablen Lebens der
Jugendlichen attackiert wird), dann
wird man das allerdings nicht mit
einem Kurswechsel der PCI identifi­
zieren dürfen. Im Gegenteil:

Der bleibt volle Fahrt voraus in
Richtung Regierungshafen, festgeta­
kelt am Heck des christdemokrati­
schen Kriegsschiffes.

Die PCI, die sich gern die offen­
bar als besonders schöpferisch emp­
fundene Bezeichnung „gleichzeitig
Regierungs- und Kampfpartei” um­
hängt, hat in der Praxis ih­
ren seit 1973 angepeilten „Histori­
schen Kompromist” mit dem DC-
Regime schon längst geschlossen,
ohne dafür bislang auch nur
eine einzige „Entlohnung” in Form
von Regierungsposten (auf nationaler
Ebene) erhalten zu haben, ohne
auch nur einen einzigen bedeutenden
Teil ihres reformistischen Projekts
dem Regime zur Verpflichtung zu
machen.
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Die Arbeiterklasse wird die
Erpressungspolitik nicht
hinnehmen

Die für die Revisionisten heute
weitgehend noch positive Situation,
einerseits zwar einen gewissen Ein­
flußverlust unter den Jugendlichen
(und auch unter den Frauen und Ar­
beitslosen) hinzunehmen, anderer­
seits aber ihre politische Kon­
trolle der Arbeiterbewe­
gung noch ziemlich unbeschädigt
aufrechterhalten zu können, ist aber
kein Faustpfand auf die Zukunft des
Reformismus. Die PCI stellt sich mit

. ihrer Unterwerfung unter die re­
pressive K r i s e n p o 1 i t i k
der Bourgeoisie selbst in ein auf die
Dauer nicht haltbares Dilemma: Die
Andreotti-Regierung will die „öffent­
liche Ordnung” (die Verhinderung
politischer „Unordnung”), um
umso besser und widerstandsloser das
wirtschaftliche Elend der Arbeiter­
klasse und damit die Profite der
Bourgeoisie und des internationalen
Imperialismus vergrößern zu
können. Die PCI aber ist auf eine
Verbesserung der wirtschaft­
lichen Lebensbedingungen der Ar­
beiterklasse angewiesen, weil das auf
längere Sicht die einzige Existenzsi­
cherung des Reformismus
wäre. Ein langfristig auswegsloses Di­
lemma ist das gerade deswegen, weil
die politische Seilbruderschaft, die
die PCI so mit der DC eingeht, ihr
zwangsläufig selbst die Mittel aus der
Hand schägt, etwas an den wirt­
schaftlichen Erpressungen der Bour­
geoisie und ihres Regimes gegenüber
der Arbeiterklasse zu ändern. Mehr
noch: die PCI muß in dieser „Logik”
notgedrungen auch die wirtschaftli­
chen Erpressungen mehr und mehr
akzeptieren und verteidigen, weil sie
den politischen Rahmen
dieser Erpressungen akzeptiert und
verteidigt. Sie wird einerseits weiter­
hin mit gewissen „Abänderungsvor­
schlägen” und Reformen der Erpres­
sung auftreten müssen, wenn sie ihre
eigene Basis in der Arbeiterklasse
nicht selbst unterminieren will; und
sie wird andererseits nur halbherzig
die Mobilisierung der Arbeiter be-
tremen Können, wenn sie nicht ihren
„Historischen Kompromiß“ mit der
DC gefährden will - aber beides zu­
sammen geht nur bis zu einem ge­
wissen Punkt.

Die Radikalisierung der Jugendli­
chen in den letzten Wochen und Mo­
naten ist aus der Erfahrung und der
Einsicht heraus gewachsen, daß die
herrschenden Verhältnisse einer im­
mer größeren Zahl von Jugendlichen
keine andere Perspektive mehr lassen,
als die des „Lebens“, ohne wirk­
lich leben zu können, oder
die der Revolte. Allein die Tat­
sache, daß in Italien die Arbeitslo­
senquote unter den Jugendlichen
heute bei 20 % liegt, beleuchtet
deren elendes Dasein bereits genug.
Und es ist kein Zufall, daß nament­
lich diejenigen Teile der italieni­
schen Arbeiterklasse, deren skrupel­
lose Ausplünderung und Diskriminie­
rung der der Jugendlichen am ähn­
lichsten ist, (Frauen, Arbeitslose),

auch am ehesten bereit sind, sich die­
ser Revolte anzuschließen oder ihr
zumindest mit starker Sympathie ge-
genuberzustehen.

Die wirtschaftliche Misere wird
sich in naher Zeit für immer größere
Teile der italienischen Arbeiterklasse
verschärfen; etliche neue Belastungen
der .Arbeiterfamilien waren bereits
lange von der Regierung angekündigt.
Der Internationale Währungsfonds
(IWF) hat einen Kredit über 530 Mio.
DM an die italienische Regierung gera­
de in diesen Tagen mit im wesentli­
chen genau dem Bündel von Erpres­
sungsmaßnahmen verbunden, die die
Andreotti-Regierung selbst bereits
ausgearbeitet hatte. Neben einer Re­
duzierung der öffentlichen Ausgaben
(die öffentlichen Haushalte in Italien
haben mittlerweile ein Defizit von
insgesamt 15.000 Milliarden Lire
„angesammelt“, nach heutigem Kurs
sind das etwa 40 Milliarden DM), for­
dert der IWF vor allem, daß die „Ar­
beitskosten“ (d.h. die Löhne) dra­
stisch kurzgehalten werden (maximal
16 % „Steigerung“ - bei 28 % Infla­
tion!). Erreicht werden soll das durch
eine weitgehende Aufhebung der
automatischen Lohnausgleichungs­
klauseln an die Inflation (scala mobi­
le) und durch eine Blockierung der
betrieblichen Verträge („reguläre“Ta;
rifrunden sind in Italien nur alle drei
Jahre). In der Mailänder Region wur­
den in diesem Sinne bereits (wo diese
Pläne noch gar nicht „offiziell“ wa­
ren) in 400 Betrieben die Betriebs­
vereinbarungen ausgesetzt. Die Groß­
betriebe Fiat, Alfa und Olivetti wei­
gern sich zu verhandeln („LC“,
20./21.3.). Angesichts stärker wer­
dender Kampfforderungen in den Be­
trieben hatte die Gewerkschaftsfüh­
rung schließlich am 18.3. zu einem
Generalstreik in ganz Italien aufge­
rufen, mit Ausnahme der Region um
Rom (Lazio), wo dieser erst am 23.3.
stattfand.

An diesem Generalstreik (wobei
die Gewerkschaftsführung diesen Be­
griff „General...“ meist noch ver­
mied) am 18.3. beteiligten sich rund
10 Millionen; in Lazio fünf Tage spä­
ter noch mal 1,5 Millionen.

Die größten Kundgebungen wäh­
rend des Streiks fanden in Rom und
Mailand statt (je etwa 100.000),
außerdem 40.000 in Neapel, 20 bis
30.000 in Turin und Florenz, 20.000
in Mestre/Venedig, sowie eine Reihe
weiterer Kundgebungen in anderen
Städten.

Als besondere positive Aspekte
zählt LC auf, daß in
- Florenz, Perugia und Varese eine

Schweigeminute für den Genossen
Lorusso abgehalten werden konnte;
- In Florenz, Neapel, Catania, Pisa,

Pavia, Varese, Siracusa, Perugia,
Venedig, Lucca u.a. trotz Zensurver­
suchen Studentenvertreter hätten
sprechen können;
- in Genua, Bari, Neapel und Mai­

land Arbeiter zu autonomen Kund­
gebungen mitgezogen seien, wobei in
Mailand die abziehende Demonstra­
tion im wesentlichen ein Arbeiterzug
gewesen sei.

Daß in den Betrieben jetzt weitere
Kampfaktionen vorbereitet werden,

ist wahrscheinlich: Am 30.3. stimm­
ten die Gewerkschaftsführungen in
Verhandlungen mit der Regierung
und Telefonabsprachen mit dem IWF
in den USA der Durchlöcherung der
scala mobile (rückwirkend ab Febru­
ar') zu und verbürgten sich dafür, die
Löhne bis Ende 1977 zu stoppen.
Bei der Abstimmung über die Liqui­
dierung der scala mobile im Parla­
ment machte die PCI, was sie mei­
stens als verdeckte Form der Regie­
rungsunterstützung macht: Sie ent­
hielt sich der Stimme. Am darauffol­
genden Tag druckte Lotta Continua
eine Resolution ab, die bereits von
94 Fabrikräten in Mailand, zahlrei­
chen Delegierten aus insgesamt 140
Betrieben und den betrieblichen Ge­
werkschaftsvertretungen von 50 Be­
trieben unterzeichnet war. Aus ande­
ren Regionen wurden bereits in ähn­
licher Weise Resolutionen bekannt.
In der Mailänder Resolution heißt
es u.a„ daß die Zustimmung der Ge­
werkschaftsführungen zum Angriff
auf die scala mobile gegen den aus­
drücklichen Willen der nationalen
Versammlungen vom Januar in Rom
verstößt, daß dies eine weitere Preis­
gabe der gewerkschaftlichen Autono­
mie und Demokratie ist. Es wird die
schnellstmögliche Einberufung einer
neuen nationalen Delegiertenver­
sammlung und die sofortige Einstel­
lung der Treffen zwischen Gewerk­
schaft und Regierung gefordert.
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Santiago Carillo:

Kniefall vor der Monarchie
(aus AK 104, Mai 1977)
Auf der ersten erweiterten Sitzung
des Zentralkomitees der spanischen
revisionistischen KP (PCE) nach der
gerade erfolgten Legalisierung der
Partei, vollzog die PCE unter der
Führung des Euro„kommunisten“-
Häuptlings Santiago Carrillo eine
nochmalige scharfe Rechtswendung
ihrer gesamten Politik.

Die ZK-Tagung war sicher nicht
zufällig auf den 14./15. April gelegt
worden: Der 14. April war der 46.
Jahrestag der Ausrufung der 2. spani­
schen Republik, an dem rund 150
Menschen im ganzen Land wegen
Verteilung republikanischer Propa­
ganda und bei Demonstrationsversu­
chen verhaftet wurden. Drei Mit­
glieder der (nach wie vor nicht lega­
lisierten) ORT wurden wegen Teil­
nahme an einem Büchertisch am
Jahrestag der Republik ins Gefäng­
nis geworfen, angeklagt des „Verbre­
chens gegen die Staatsform“, worauf
zwölf bis 20 Jahre Haft stehen („was
tun“, 28.4.77)1

Am 15. April hatten die „Confe-
deracion Comisiones Obreras“, die
UGT und USO zu einem Kampftag
für Gewerkschaftsfreiheit, Tarifauto­
nomie und Mindestlöhne aufgerufen,
an dem sich einige hunderttausend
Arbeiter beteiligten.

An eben diesen Tagen verkündete
die PCE ihre provokatorischen The­
sen, in denen sie ihre Rolle als staats­
tragende Partei mit aller Deutlichkeit
zum Ausdruck brachte.

Santiago Carrillo faßte dies gegen­
über der Presse folgendermaßen zu­
sammen:

Seiner Meinung nach bedeutet die
Legalisierung der PCE zwar noch
nicht den „demokratischen Bruch“
(er forderte in diesem Zusammen­
hang auch die Legalisierung aller
Parteien und Organisationen, die sie
beantragt haben, also der revolutio­
nären Linken), jedoch „eine bedeu­
tende Änderung der gesamten politi­
schen Situation in Spanien”. „Diese
Änderung bedeutet die Einbeziehung
der PCE in das nationale (!) Leben
mit allen sich daraus ergebenden
Rechten und Pflichten (!). Und diese
Änderung hat uns nach langen Über­
legungen dazu gebracht, unsere Hal­
tung gegenüber den Symbolen und
Sinnbildern des Staates, der uns aner­
kennt, zu überdenken. Und da sie
diesen Staat, der uns anerkennt, re­
präsentiert, haben wir beschlossen,
die Fahne des spanischen Staates, die

zweifarbige Fahne heute hier im Ver­
sammlungsraum des Zentralkomitees
an die Seite der Fahne unserer Partei
zu stellen, die rot ist und bleiben
wird (??) mit Hammer und Sichel.
In der Zukunft wird auf allen Partei­
veranstaltungen neben unserer Fahne
die Fahne mit den offiziellen Staats­
farben vorhanden sein” („Mundo
Obrero“, 20.4.77).

Nun ist die gelb-rote Fahne des
spanischen Staates wie kaum eine an­
dere Nationalfahne ein Inbegriff des
Franco-Faschismus gewesen, der er­
richtet wurde auf mehr als einer Mil­
lion Leichen von Demokraten und
Kommunisten der Republik im spani­
schen Bürgerkrieg (1936 bis 39).

Die gelb-rote Fahne ist der Inbe­
griff von 40 Jahren Folter, Gefäng­
nis und Mord an spanischen Antifa­
schisten, das Symbol von Guardia-
Civil-Terror sowie zugleich der Aus­
druck der Unterdrückung der spani­
schen Nationalitäten unter die Knute
des zentralisierten Polizei- und Unter­
drückungsapparates von Madrid.

Für Carrillo ist sie heute jedoch
„die Fahne aller Spanier, unabhängig
von ihren politischen Ideen”. Offen­
bar will Carrillo deutliche Zeichen
setzen und nimmt auch einigen Wi­
derstand der PCE-Basis, bzw. der re­
gionalen PCE-Organisation in Kauf,
die angesichts dieses ZK-Beschlusses
recht „verwirrt“ sind. 20 mittlere
Funktionäre, langjährige Mitglieder
der katalanischen PC (PSUC), die
sich als „katalanische nationale Par­
tei” versteht, meinten, daß die Partei­
basis diesen Beschluß nicht akzeptie­
ren wird („El Pais“, 20.4.77). Ein
Mitglied der PSUC äußerte: „Keine
demokratische katalanische Partei
stellt die spanische Fahne bei ihren
Versammlungen auf. Wenn die PSUC
es tut, wird sie allein bleiben, ohne
Mitglieder und ohne Sympathisanten”
(„El Pais“, 20.4.77).

Die katalanische PSUC ist übrigens
wie alle anderen linken nationalisti­
schen Organisationen noch nicht
legalisiert. Wenn sie die ZK-Beschlüs-
se akzeptiert, wird es dann wohl auch
nicht mehr viel an ihr zu legalisieren
geben - auch eine Art der Liquidie­
rung abweichender Meinungen inner­
halb der PCE... Im Baskenland wird
die PCE jetzt wohl vollends unter-
durch sein. Dort haben in den vergan­
genen -Monaten ganze Städte und
Dörfer für das Hissen der baskischen

Fahne (ikurrina auf den Rathäu­
sern gekämpft!

Und falls die PCE es mit dem Auf­
stellen der spanischen Nationalfahne
in den Regionen nicht schafft, alle
Anhänger der nationalen Autonomie
zu vergraulen, dann schafft sie es be­
stimmt mit einigen weiteren Zitaten
von Carrillo: „Spanien ist eine histo­
rische Realität, die wir immer vertei­
digt haben und immer verteidigen
werden und bei Aufrechterhaltung
der Vielfalt (der bunten Trachten? —
AK) der verschiedenen Völker Spani­
ens, sind wir überzeugt, daß wir ener­
gische und weitblickende Verteidiger
unseres gemeinsamen Vaterlandes
sind” („Mundo Obrero“, 20.4.77).
Wenn das Aufstellen der Faschisten­
fahne auch der bisher provokatorisch-
te Ausdruck der Versöhnung der spa­
nischen PCE-Führung mit den alten
Machthabern ist, so bilden die politi­
schen Leitlinien dieser ZK-Tagung
doch die eigentliche Grundlage dazu.

Carrillo kam in seiner Erklärung
der ZK-Beschlüsse zur Feststellung,
daß die Monarchie fortschreitend die
demokratischen Freiheiten wieder­
herstelle, und da dies nach Carrillo
so sei, könnten „unsere Partei und
die demokratischen Kräfte die Mon­
archie als ein konstitutionelles und
demokratisches Regime betrachten
(...) Es ist wahr,und die ganze Welt
weiß es, daß wir die Republik vertei­
digt haben und daß die Ideen unserer
Partei republikanisch sind, aber heute
besteht die Wahl nicht zwischen
Monarchie oder Republik, sondern
zwischen Diktatur und Demokratie”
(„Mundo Obrero“, 20.4.77). Als
wenn die Monarchie nicht die Fort­
setzung der Diktatur wäre. Carrillo
kann nur auf die Vergeßlichkeit der
Menschen spekulieren.

„Konstitutionelle Monarchie“ —
das klingt wie „England“ oder „Bel­
gien” ... Warum also nicht? Der kleine
Unterschied zu Spanien besteht nur
darin, daß z.B. die englische Monar­
chie rein repräsentative Funktion hat
und keine politischen Entscheidun­
gen treffen kann, während der spani­
sche König mit sämtlichen Vollmach­
ten des Despoten Franco ausgestattet
ist. Er ist z.B. oberster Armeechef,
„er wacht über die öffentliche Ord­
nung im Innern und die Sicherheit
des Staates nach außen; in seinem
Namen wird Recht gesprochen; er
hat das Recht des Gnadenerlasses; er
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verteilt in Übereinstimmung mit den
Gesetzen (Francos — versteht sich —
AK) Posten, öffentliche Ämter und
Ehren..." (Art. 6 des Staatsgesetzes).
Er kann also wie ein Herrscher des
absolutistischen Zeitalters regieren.
Vor allen Dingen ist der „idiotische
König“ (pelele), der von Franco er­
zogen und eingesetzt wurde, ein Aus­
druck der Kontinuität des Franco-
Regimes und macht diesem Auftrag
alle Ehre. Immerhin hatte die PCE
noch 1974, im Programm der „De­
mokratischen Junta" sowohl die Ein­
setzung einer Provisorischen Regie­
rung gefordert, die dem Volk alle
Freiheiten zurückgibt, sowie eine
Volksabstimmung über die Staats­
form gefordert. Heute jedoch ist für
sie diese Monarchie selbst schon die
Garantin der Demokratie und inso­
fern auch nicht mehr durch Volksab­
stimmung infrage zu stellen.

So hat sich die spanische Monar­
chie durch die Legalisierung der PCE,
für die hunderttausende spanische
Demokraten mitgekämpft haben,
in Gestalt des Santiago Carrillo wahr­
haftig nicht mehr als einen brauchba­
ren Hofnarren eingekauft.

Auch die neue Verfassung stellt
kein Problem tur Carrillo dar. Der
„konstitutionelle Pakt“ wird in dem
am 15. Juni zu wählenden Parlament 

ausgehandelt - wenn sich die Mehr­
heit der Abgeordneten dazu bereit
findet... Die Rechte (von Fragas
„Volksallianz“ bis zum „Demokrati­
schen Zentrum“, für das Ministerprä­
sident Suarez kandidiert) wird mit
absoluter Sicherheit eine ebenso
absolute Mehrheit in diesem Gre­
mium haben und kann Bisheriges
ungebrochen fortsetzen.

Aber wie sonst sollte Carrillo seine
Politik der „Mäßigung“ erklären, als
mit immer neuen Illusionen und Ver­
sprechen auf Veränderungen von
oben?

Einen unbestreitbaren Höhepunkt
der Thesen der „königlichen Kom­
munistischen Partei“ Spaniens stellen
allerdings ihre Wahlaussagen bezüg­
lich der „Nationalen Verteidigung
und der Öffentlichen Ordnung" (Zif­
fer XVII) dar:

„Modernisierung der Streitkräfte,
um ihre höchstmögliche berufliche
Qualifikation zu erreichen; Entwick­
lung einer nationalen militärischen
Technologie und Industrie; Vergütun­
gen, die eine volle und würdige Hin­
gabe ermöglichen; engere Gestaltung
der Beziehung Militär - Volk. ,All
das, um die besten Bedingungen zur
Verteidigung der Souveränität und
des Staatsgebietes zu garantieren, im
Falle, daß dies bedroht ist. Die PCE 

tritt für eine demokratische Politik
der öffentlichen Ordnung ein und
wird die Bürgerrechte und ökomi-
schen Rechte derjenigen verteidigen,
die die Einheiten mit dieser Funktion
bilden'" („Mundo Obrero“, 20.4.
77 - der erste Teil ist von „MO“
selbst zusammengefaßt).

Diese Haltung zu Spaniens faschi­
stischen Streitkräften und Bürger­
kriegspolizei läßt Schlimmes befürch­
ten, sollte die PCE jemals in die reale
Machtstellung ihrer italienischen
Schwesterpartei kommen, die auf
dem Gebiet der unmittelbaren Re­
pression in den von ihr regierten
Städten gegen spontane Bewegungen
ja schon einiges vorgemacht hat.
Doch angesichts der spanischen Ver­
hältnisse ist die italienische Perspek­
tive der „Mitregierung“ erstmal ein
ferner Wunschtraum, oder wie es die
Genossen von der spanischen revolu­
tionären Organisation MC ausdrück­
ten:

„Zweifellos gibt es einige, die den­
ken, daß die Kommunistische Partei
sich mit einem Schafspelz zu bedek-
ken versucht, um den Reformwolf zu
täuschen. Wir hingegen meinen, wenn
die PCE den Schafspelz ablegt, wird
nichts weiter als ein gehäutetes Schaf
zum Vorschein kommen“ („Servir al
pueblo“, 2. Maihälfte 77).

»Gürtel enger schnallen« statt Sozialismus —

Die »höhere Gesellschaft«
des Herrn Berlinguer
(aus AK 106, Juni 1977)
Der Generalsekretär der italienischen
„KP”, Enrico Berlinguer, hat Anfang
dieses Jahres auf eine „Gelegenheit
zur revolutionären Erneuerung” hin­
gewiesen, die wir bei aller Aufmerk­
samkeit gegenüber den bedeutungs­
vollen Hinweisen dieses großen und
weitsichtigen Mannes bislang leider
viel zu wenig in unserer Presse ge­
würdigt haben. Der Leser wird viel­
leicht gleich wissen wollen, worum
es geht? Nicht so ungeduldig! Es
ist bekannt, daß vielen Lesem ge­
rade unserer Presse eine allzu plum­
pe Wißbegier eigen ist, die sich am
l^bsten mit kurzgriffigen, wenig auf
analytische und - ja! - philosophi­
sche Auskostung bedachten „Erläu­
terungen” ab- und zufrieden gibt. Da
wird gleich skeptisch die Stirn gerun­
zelt - möglicherweise tun das einige
ganz besonders verbohrte (in
Dogmen und Prinzipien verbohrte!)
Leser schon, wenn sie den Namen
Berlinguer hören, nur weil sie
meinen, das sei in Italien ein ähn­
lich klingender Name wie hierzu­

lande Schmidt oder Brandt. Wenn
jemand also nicht die Andacht und

.die Toleranz haben sollte, mal un­
voreingenommen neue, undogmati­
sche Überlegungen anzuhören, die
nicht immer - das geben wir zu -
mit den herkömmlichen Gedanken
des Marxismus übereinstimmen mö­
gen, dann soll er lieber das Lesen die­
ses Artikels bleiben lassen.

Es geht in der Tat um etwas
„Neues”, das Enrico Berlinguer
„zur revolutionären Erneuerung Itali­
ens" vorzubringen hat; um etwas,
„das unter der Haut der Geschichte
jedoch vorhanden ist, das also reif,
notwendig und daher machbar ist"
- nennen wir es vorläufig, um der pro­
zessualen Entwicklung dieser philo­
sophischen Entdeckung nicht in die
Speichen zu greifen, einfach weiter­
hin „Das Neue”. Berlinguers Ent­
deckung: „In der Tat glaube ich, daß
wir heutzutage nur dann wirklich

k fHektiv für eine höhere Gesell­
schaft kämpfen können, wenn wir
die dringende Notwendigkeit

DIESES NEUEN erkennen." „Für
uns ist DIESES NEUE ein Mittel,
um die Wurzeln des Übels anzuge­
hen und die Voraussetzungen zu
schaffen für die Beseitigung eines
Systems, das nicht in eine kon­
junkturelle, sondern in eine tiefe
strukturelle Krise geraten ist.”
„Weit davon entfernt, den Interes­
sen der herrschenden Gruppen oder
den Bedingungen für ein Überleben
des Kapitalismus Vorschub zu lei'
sten, kann DIESES NEUE eine Ent­
scheidung mit fortentwickeltem,
konkretem Klassengehalt sein; es
kann und muß eine Möglichkeit für
die Arbeiterbewegung sein, ihre
Forderungen nach einem anderen so­
zialen Leben zu artikulieren und
in der gegenwärtigen gesellschaftli­
chen Situation für ihre alten und
immer gültigen Befreiungsideale zu
kämpfen ".

Für eine höhere Gesellschaft
kämpfen, die Wurzeln des Übels an­
gehen, Beseitigung des Systems, For-
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derung nach einem anderen sozialen
Leben, alte und immer gültige Be­
freiungsideale - es muß wirklich um
etwas SEHR NEUES gehen, das
Berlinguer verkündet. (Geschmacklose
Spötter und Zyniker, falls sie doch
noch weitergclesen haben sollten,
könnten vielleicht meinen, bei etwas
derart NEUEM könne es sich nur um
„die Revolution” handeln - aber die
irren sich gewaltig!). Jedenfalls wird
die ganze schwerwiegende Bedeutung
dessen, was dort unter der italieni­
schen Sonne heranreift und „mach­
bar” ist, erst an der anerkennenswert
selbstkritischen Bemerkung Berlin­
guers erfaßbar, daß es beim Anpak-
ken DIESES NEUEN bislang „Unzu­
länglichkeiten und Unentschlossen­
heit in der Arbeiterbewegung und
auch unserer Partei” gegeben hat.

Also geht es doch um die Revolu­
tion? Nein, nein! Wir wollen die
Geduld unserer Leser aber auch
nicht länger strapazieren und das
Geheimnis lüften: Berlinguer spricht
von der „A u s t e r i t ä t” - was
bei uns schlicht-germanisch Spar­
politik genannt wird... ! Um
dem Leser die Mühe zu ersparen,
obige Zitate Berlinguers unter Einset­
zung dieses Lösungswortes noch ein­
mal zu studieren, und um die ganze
konkrete Dimension seiner revolu­
tionierenden Gedankengänge aufzu­
zeigen, wollen wir einen längeren
Auszug bringen. Originalton-Berlin-
guer:

„Für uns ist die Austerität ein
Mittel, um die Wurzeln des Übels
anzugehen und die Voraussetzungen
zu schaffen für die Beseitigung
eines Systems, das nicht in eine
konjunkturelle, sondern in eine
tiefe strukuturelle Krise geraten ist.
Die Hauptmerkmale diese Systems
sind Verschwendung und Vergeu­
dung, es stellt die höchste Stufe von
entfesseltem Partikularismus,
Individualismus und des sinnlosesten
Konsumgebarens (!) dar. Austerität 

hingegen bedeutet Strenge (!), Lei­
stung (!), Ernsthaftigkeit und in
erster Linie Gerechtigkeit; ... wir
müssen die Illusion aufgeben, daß es
möglich ist, die Entwicklung auf­
rechtzuerhalten, die auf der künst­
lichen Expansion des individuellen
Konsums basiert, der die Ursache (!)
für Vergeudung, Parasitentum, Privi­
legien, Verschwendung der Ressour­
cen und finanzielle Mißwirtschaft ist.
... Die Austeritätspolitik ist tatsäch­
lich durch Mangel an Tatkraft, Mut
und Ausdauer unwirksam. Beispiels­
weise war man bis jetzt nicht imstan­
de, die notwendige öffentliche Mei­
nung (!) und die notwendige Mas­
senbewegung (!) gegen die Ver­
schwendung zu erreichen. Gegen die
direkte Verschwendung, die immer
noch enorm ist (man nehme nur den
Energiebereich oder die Organisation
des Gesundheitswesens) und gegen
die indirekte Verschwendung auf
breiter Basis, die auf die Nachlässig­
keit der Betriebe, der Schulen und
der öffentlichen Verwaltung zurück­
zuführen ist; ... Es gibt eine ganze
Skala, wie man gegen die Verschwen­
dungen vorgehen und für Sparmaß­
nahmen in allen Bereichen eintre­
ten kann, was jedoch den Impuls,
die Leitung und das dauernde En­
gagement einer Regierung erfordert,
die tatsächlich in der Lage ist, das
heutzutage unerläßliche politische
und moralische Ansehen zu verkör­
pern. ... Vor allem die fehlenden
Perspektiven einer Austeritätspolitik,
die die Regierung bisher gefordert
und realisiert hatte, sind offensicht­
lich und von großem Nachteil. In
diesem Punkt unterscheiden wir uns
am stärksten (!) von den Vertretern
der Regierung und den herrschenden
Gruppen in der Wirtschaft. Sie alle
haben im Grunde genommen re­
signiert, d.h. ihr Bewußtsein steht ge­
nau im Gegensatz zu dem, was nötig
wäre; um die überzeugende Zustim­
mung des Volkes zu gewissen 

notwendigen Opfern (!!) zu erhal­
ten." (Entnommen ist dies den
„Schlußbetrachtungen auf der Kon­
ferenz der Intellektuellen”, Januar
1977, Rom; auf deutsch veröffent­
lich in „Sozialismus für Italien”,
Seite 209 bis 221, herausgegeben
vom VSA.)

Zur ausdrücklichen Klarstellung
zu diesen Ausführungen wollen wir
noch ergänzen, daß Berlinguer n i r-
g e n d w o dort von einer „Ver­
schwendung” beispielsweise bei den
Ausgaben für Militär, Polizei, Ge­
heimdienste usw. spricht. Ebenso­
wenig ist beispielsweise explizit die
Rede davon, daß den Kapitalisten
zu viel Geld in den Rachen geschmis­
sen würde und man dort „spa­
ren” müsse. Austerität, Sparpolitik:
damit meint Berlinguer unmißver­
ständlich „gewisse notwendige Op­
fer" des Volkes, also der Ar­
beiter, Bauern, Jugendlichen usw.
Und seine „Kritik” am christdemo­
kratischen Regime ist gerade, daß es
dabei einen „Mangel an Tatkraft,
Mut und Ausdauer” an den Tag legen
würde.

Berlinguers Rede ist ein „Wink
mit dem Zaunpfahl” an den Imperia­
lismus, insbesondere an den west­
deutschen Imperialismus. Ihr habt
kritisiert - sagt Berlinguer — , daß
Italien über seine Verhältnisse lebt,
daß es den Gürtel enger schnallen
muß. Begreift doch endlich, daß das
italienische Volk, die italienischen
Arbeiter, solange mißtrauisch gegen­
über Sparpolitik und Opfern sind,
wie diese von einer christdemokrati­
schen Regierung gepredigt und ver­
ordnet werden. Wir haben im Grunde
doch das gleiche Wirtschaftspro­
gramm - und den Vorteil, daß wir in
den Augen der italienischen Arbei­
terklasse ihre Partei sind, daß
uns daher weniger Widerstand
entgegengesetzt wird, wenn wir
es sind, die als Regierung Opfer vom
Volk verlangen. Habt ihr vergessen, 
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wie es 1966/67 in der Bundesrepublik
war? Habt ihr vergessen, daß die
westdeutsche Sozialdemokratie da­
mals der bessere Garant war.
um die Krise für die westdeutsche
Bourgeoisie zu bereinigen? Und daß
all die „Reformen”, die die Bundes­
republik heute so stabil machen,
nicht nur die wirtschaftlichen Ra­
tionalisierungen, sondern auch die
politischen „Reformen” wie die Not­
standsgesetze, die Gesetze zur Be­
kämpfung des Terrorismus usw., ge­
rade dank der Regierungsbeteili­
gung bzw. Regierungsführung durch
die Sozialdemokratie so glatt über die
Bühne gelaufen sind? Daß wir von
Sozialismus reden (gelegentlich ja
auch nur!), daß wir von einer Beseiti­
gung des Systems sprechen (des Sy­
stems der zu geringen Stabilität der
italienischen Wirtschaft natürlich!) -
das müßt ihr doch gerade in diesem
Zusammenhang verstehen, daß damit 

die Durchsetzung der „notwendigen
Opfer" für das Volk eine mit den ei­
genen Wünschen übereinstimmende
Perspektive bekommt. Klappern ge­
hört zum Geschäft; und in Wirklich­
keit ist. wie ihr endlich glauben
könnt, „unser Plan ... kein Programm
des Übergangs zu einer sozialistischen
Gesellschaft” (Originalton Berlinguer,
aui.O., Seite 217/218).

Wir wünschen dem „Genossen”
Berlinguer in Rom, daß der „Genos­
se” Schmidt in Bonn seine Rede aus­
führlich gelesen hat und seine in der
Tat unsinnigen Bedenken gegen die
italienischen „Eurosparer” endlich
aufgibt. Die PCI in der Regierung,
das würde auch sicher dazu beitragen,
daß die hiesigen Bewunderer Berlin-
guers und Co., wie sie sich beim
VSA-Verlag, im „Extradienst”, in
den Reihen des SB, bei Teilen der
SPD-„Linken” (bis hin zu Karsten
Voigt) usw. angesammelt haben, eher 

gezwungen wären, eindeutig Farbe zu
bekennen, statt mit Verdrehungen
und Auslassungen eine betrügeri­
sche Schönfärberei zu betreiben. Und
daß die italienische Arbeiterklasse
auf längere (!) Sicht den korrupten,
auf Sanierung des italienischen Kapi­
talismus abzielenden Plänen der PCI
folgen wird, das wollen w i r nicht
so unbedingt als bare Münze nehmen.
„Unter der Haut der Geschichte”
kann das auch umgekehrt sehr bald
zur erfreulichen und nachhaltigen
Diskreditierung und zum Bankrott
des italienischen „Reformismus” füh­
ren.

„Nur ein Narr kann glauben, daß
die SPD beliebig mit Prinzipien
der Arbeiterbewegung umspringen
kann, ohne dafür bezahlen zu müs­
sen”, versucht Jochen Steffen („das
da”, 6/77) seine eigene Partei zu be­
lehren. Das gilt sinngemäß zweifellos
auch für die PCI!

Die KP Japans
geht immer weiter nach rechts
(aus AK 106, Juni 1977)
Kurz vor den bevorstehenden Ober­
hauswahlen hat die revisionistische
KP Japans (JCP) wieder einen
Schlenker nach rechts gemacht. Am
25.5. 1977 forderte ihr Vorsitzen­
der Kenji Miyamoto auf einer Presse­
konferenz die sofortige Rückgabe der
Insel Habomai und Shikotan von der
Sowjetunion. Diese Inseln sind zwei
der vier südlichen Kuril-Inseln an der
nördlichsten Spitze Japans, die seit
Kriegsende von der Sowjetunion be­
setzt gehalten werden. Bis vor kur­
zem hatte die JCP den Standpunkt
vertreten, daß die Rückgabe aller
Kurilen-Inseln erst nach Abschluß ei­
nes Friedensvertrages mit der Sow­
jetunion und dem Abbruch des japa­
nisch-amerikanischen Sicherheitsver­
trages erfolgen sollte. — Dieser Mili­
tärpakt bildet die rechtliche Grund­
lage für die über 150 US-Stützpunkte
in Japan. - Allerdings hatte bereits
Ende April dieses Jahres JCP-General-
sekretär Tetsuzo Fuwa der rechtskon­
servativen Regierungspartei (LDP)
vorgeschlagen, daß sie die Nichtigkeit
eines Artikels im Friedensvertrag von
San Francisco (September 1951) er­
klären sollte, in dem der Verzicht Ja­
pans auf die Kurilen-Inseln festgelegt
ist.

In der bürgerlichen Presse Japans
wird dieser Schritt der Revisionisten
als ein wahltaktisches Manöver quali­
fiziert. Denn aufgrund der Erweite­

rung der Fischereizone durch die
Sowjetunion auf 200 Seemeilen und
der gleichzeitigen Einbeziehung der
Fischereigewässer um die umstritte­
nen Kurilen-Inseln hat es in Japan
insbesondere unter den Fischern eine
breite Welle der Empörung gegen die
Sowjetunion gegeben. Um zu ver­
meiden, daß diese anti-sowjetische
Haltung sich auf das Wahlabschnei­
den der JCP auswirkt, habe sich die
JCP gegen Moskau stark gemacht
(„Asahi Evening News”, 28.5.77).Si-
cherlich wollen die Revisionisten ihr
Image aufpolieren. Andererseits muß
im Auge behalten werden, daß die
wesentliche Forderung nach einer
Aufhebung des Militärpaktes mit
dem US-Imperialismus überhaupt
nicht mehr in diesem Zusammenhang
erwähnt wird. Somit stellt sich die
JCP auf eine Ebene mit der LDP-
Regierung. Miyamoto maßt sich so­
gar an zu behaupten, daß die Rück­
gabeforderung in dieser Form gestellt
worden sei „unter Erwägung sozia­
listischer Zielvorstellungen und der
Förderung des Friedens in Asien im
allgemeinen und der vertrauensvollen
Beziehungen zwischen Japan und der
Sowjetunion insbesondere" (SWB).

Diese Politik der JCP ist keine Ein­
zelerscheinung, die nur in Verbind-
dung mit der Wahlkampagne gesehen
werden kann. Schon im Jahre 1950 .
als die JCP-Führung durch die ameri­

kanische Besatzungsmächte gesäubert
wurde, stellte die JCP ihre Politik
auf eine Strategie der „weichen Linie”
um. Indem sie den Begriff des ge­
waltsamen Umsturzes aus ihrem Par­
teiprogramm herausstrich, erhob sie
nicht mehr den Anspruch, eine revo­
lutionäre Partei zu sein. Sie wählte
vielmehr - trotz massiver Proteste
und sogar bewaffneter Kämpfe - den
reformistischen Weg. So ist es eines
der Hauptziele der JCP, eine „demo­
kratische Transformation" anzustre­
ben, nämlich in Form einer Koaliti­
onsregierung mit „demokratischen”
Kräften (.Japan Times Weekly”,
17.4.76), dJi. mit den bürgerlichen
Oppositionsparteien der Sozialisten
(JSP), der Komeito und der demo­
kratischen Sozialisten (DSP). Nach
den Vorstellungen der JCP ist eine
solche Demokratische Koalitionsre­
gierung (DKR) „ein Kabinett, das aus
einer .Einheitsfront der reformer­
ischen Kräfte Japans' herausgebildet
wird. ... ihr Ziel ist es, die gesamte
Politik zu reformieren, d.h. zu demo­
kratisieren. Jedoch ist die DKR kei­
nesfalls eine revolutionär-sozialisti­
sche Regierung, die auf die Errichtung
des Sozialismus in Japan hinarbeitet"
(MJPohl, Die kommunistische Partei
Japans, S. 290f). Das wurde auf dem
XU. außerordentlichen Parteitag der
JCP im November 1973 verkündet.

Auf dem XHI. außerordentlichen
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Parteitag wurden konsequent weitere
Konzessionen an die bürgerliche
Staatsmacht gemacht. Es wurde offi­
ziell die Abkehr von der Diktatur des
Proletariats verkündet. Dieser Begriff
schmeckte (Miyamoto zufolge) „zu
sehr nach gewaltsamer Revolution in
spezifisch russischer Situation sowie
auch nach den Unterdrückungsregi-
men von Hitler und Mussolini sowie
nach japanischem Militarismus (III)"
(, J4ZZ”, 4.8.76). Mit dieser übelsten
Form der Demagogie und Hetze
(rechts gleich links) haben sich die ja­
panischen Revisionisten endgültig in
die Reihe der Bourgeoisie eingefügt
und sind der Arbeiterklasse in den
Rücken gefallen. Gleichzeitig wandte
man sich nun auch offiziell und aus­

drücklich vom Marxismus-Leninismus
ab und setzte dafür den ,, .objektiver’
klingenden, aber parteioffiziell als da­
mit identisch bezeichneten Begriff
.wissenschaftlicher Sozialismus’ ”
(„NZZ”, 4.8.76) ins Parteiprogramm
ein. Schließlich wurde auf demselben
Parteitag in einer schon lange vorbe­
reiteten „Deklaration über Freiheit
und Demokratie” ein Bekenntnis
zum Parteienpluralismus, zur ,.Frei­
heit” von Presse, Rede, Religion und
Kunst sowie natürlich zum Privateig-
gentum kleiner und mittlerer Unter­
nehmer abgelegt.

Daß die JCP den Weg des „Euro­
kommunismus” eingeschlagen hat, ist
eindeutig. Hierzu hat es in den ver­

gangenen Monaten zahlreiche Treffen
und gemeinsame Erklärungen mit
den Revisionisten Italiens, Frank­
reichs und Spaniens gegeben. Der
Weg, den die JCP jetzt beschreitet,
hat eine lange Geschichte. Die chau­
vinistische Politik „für Japan” wurde
von der JCP-Führung bereits Anfang
des vergangenen Jahres deutlicher
formuliert. Um eine stärkere Annähe­
rung an die konservativen Oppositi­
onsparteien Komeito und DSP zu er­
reichen hatte die JCP kurz vor den
Unterhauswahlen im Dezember 1976
von ihrer Hauptforderung nach der
sofortigen Auflösung des imperialisti­
schen japanisch -amerikanischen Si­
cherheitsvertrages Abstand genom­
men.

KPdSU gegen Euros
(1. Teil)

(aus AK 107, Juni 1977)
„Es kann kein Zweifel daran bestehen, daß Carillos Interpretation des „Euro­
kommunismus" allein mit den Interessen des Imperialismus, den Kräften der
Aggression und Reaktion übereinstimmt." — Mit dieser Stellungnahme in
der „Nowoje Wremja” (Neue Zeit) vom 23. Juni ist erstmals von sowjeti­
scher Seite ein offener Angriff auf die spanische „KP” und den „Eurokommu­
nismus” insgesamt erfolgt. Die Stellungnahme kann als quasi offiziell gelten,
da die „Nowoje Wremja” faktisch ein Sprachrohr des sowjetischen Außenmi­
nisteriums ist. Die unvermutete Schärfe dieser Stellungnahme („Bannstrahl”),
auch wenn die spanische, französische und italienische „KP” noch verhältnis­
mäßig zurückhaltend darauf reagiert, läßt die von uns bereits seit längerem an­
gedeutete und im letzten AK nochmals ausdrücklich vorausgesagte Spaltung
der revisionistischen Weltbewegung schlagartig zur unübersehbaren und un­
widerrufbaren Tatsache werden. Dieses Datum wird ähnlich in die Geschichte
der internationalen Arbeiterbewegung eingehen wie der Beginn der öffent­
lichen Polemik zwischen der VR China und der UdSSR 1963 — wenn auch in
anderem Sinn. Eine Versöhnung zwischen dem sogenannten „realen Sozialis­
mus” und dem „Eurokommunismus”, die namentlich nach der Berliner Kon­
ferenz der europäischen „KP”s im letzten Jahr verschiedentlich noch prophe­
zeit wurde, ist damit endgültig in den Bereich des politischen Fabulantentums
verwiesen worden — vor allem ist aber das Geschwätz der Revisionisten selbst
über die angeblich unverbrüchliche Einheit und Geschlossenheit ihres
„Lagers” damit als Roßtäuscherei entlarvt.

Der Artikel der „Nowoje Wremja”
erschien als Rezension von Carillos
Buch „Eurokommunismus und der
Staat”, das im April veröffentlicht
wurde und im August auch in deut­
scher Sprache vorliegen soll. Der
Vorwurf gegen Carillo, auf den kür­
zesten Nenner gebracht, lautet; „es­
kalierender Antisowjetismus”. Ca­
rillo habe in seinem Buch z.B. die
„verleumderische Behauptung" auf­
gestellt, die Sowjetunion sei für das
Wettrüsten verantwortlich und verfol­
ge Großmacht-Ziele. In diesem Zu­
sammenhang wirft „Nowoje Wremja”
Carillo auch vor, daß er sich für den
Eintritt Spaniens in die NATO aus­

gesprochen habe, „deren Haupt­
zweck es ist, einen Krieg gegen die
Sowjetunion und die anderen sozia­
listischen Länder vorzubereiten."
Der „Eurokommunismus” sei irrig,
weil er die Möglichkeit einer „be­
sonderen Art von Kommunismus"
unterstelle; es gebe aber nur
„e inen Kommunismus". In die
Praxis umgesetzt, würden Carillos
Ansichten zur Spaltung der ,in­
ternationalen kommunistischen Be­
wegung” und damit zu jenem Ziel
führen, „das die reaktionären, im­
perialistischen Kräfte angestrebt ha­
ben. ... Es muß gesagt werden, daß
die Idee einer Teilung der europäi­

schen kommunistischen Bewegung,
die Idee, sie zu spalten, dem Her­
zen Carillos offensichtlich sehr nahe
steht" (Zitate nach „FR”, „FAZ”
und „SZ” vom 24.6.77).

„Die Spaltungs-Strategie des Im­
perialismus wurde auf der Konferenz
der kommunistischen Parteien in
Berlin verurteilt... Leider treten in
den Reihen der Kommunisten selbst
Personen auf, die sich Positionen zu
eigen machen, die den Prinzipien der
internationalistischen Solidarität zu­
widerlaufen; schlagendes Beispiel da­
für ist Carillo und sein Buch." —
„Der Eurokommunismus ist engstens
verbunden mit dem Antisowjetismus
von Carillo, der im Wachsen ist, und
der es sich erlaubt, sogar Argumente
vorzubringen, zu denen nicht einmal
die reaktionären Publizisten greifen."
(1t. „il manifesto”, 24.6.).

„Die Absage an die internationa-
lisitischen Positionen und an die
eigenen Prinzipien wegen eines zeit­
weiligen taktischen Vorteils, eine
offenbar unfreundliche Position ge­
genüber dem ersten sozialistischen
Staat der Welt sind ein guter Dienst
für den Klassengegner, der seine anti­
sowjetischen Aktivitäten aktiv inter­
national abstimmt" (lt. „UZ”, 25.6.).

Auffällig ist an diesen Vorwürfen,
soweit sie hier bislang bekannt wur­
den, daß sie sich letztlich auf ei­
nen einzigen Punkt reduzie­
ren: den des „Antisowjetismus”.
Carillos Befürwortung der NATO und
der EG wird ausschließlich
unter dem Gesichtspunkt angegrif-
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fen, daß sie Instrumente des Im­
perialismus gegen die Sowjetunion
sind; nicht dagegen in ihrer Rolle
als Instrumente des Imperialismus
gegen die „Dritte Welt" oder gegen
die Arbeiterklassen in den imperia­
listischen Ländern selbst. Anders
gesagt; „Nowoje Wremja” greift
nicht das Arrangement der „Euro­
kommunisten" mit der eigenen
Bourgeoisie gegen die eigene
Arbeiterklasse an. die Kollaboration
im Klassenkampf (.siehe z.B.
die zustimmende Haltung der spani­
schen „KP” zur Monarchie oder der
italienischen „KP” zur Sparpolitik
und Repression!), sondern Zielschei­
be dieser Angriffe ist allein die Kri­
tik des „Eurokommunismus” an der
Sowjetunion und an der von der
„KPdSU” beanspruchten Führungs­
rolle innerhalb des revisionistischen
Lagers. Denn tatsächlich ist es ja so,
daß die „KPdSU”-Führung selbst
dem Imperialismus (NATO, EG usw.)
heute mehr „Einsichtigkeit”, „Ent­
spannungsbereitschaft”, „Friedenslie­
be” usw. andichtet, als aggressive Ab­
sichten. Tatsächlich ist jeder Vorwurf
an die Adresse der „Eurokommuni­
sten” über „Zusammenarbeit mit der
NATO” aus dem Munde Breschnew’s
von vornherein eine Verlogenheit
und dreiste Ablenkung vom eige­
nen Paktieren mit dem Imperialis­
mus.

Bislang ist der „Eurokommunis­
mus” von der „KPdSU” und den

"bedingungslos im Schlepptau ziehen­
den anderen revisionistischen Par­
teien in der Öffentlichkeit quasi als
nicht existent abgehandelt worden.
Die DKP hat ihn, um der breiten
öffentlichen Diskussion darum zu
entschlüpfen, -kürzlich noch schlicht-
weg als „vom Imperialismus e r -
f u n d e n” bezeichnet (siehe AK
106, S. 45). Einen gewissen realen
Kem hat das nur insofern, als der
Begriff ursprünglich den Hirnen
bürgerlicher Journalisten entstammt
und die angesprochenen Parteien ihn
selbst nur zögernd (und meist heute
auch noch in Anführungszeichen)
übernommen haben. Santiago Carillo,
dessen neuestes Buch jetzt den Titel
„Eurokommunismus und der Staat”
trägt, hatte noch auf der Berliner
„KP”-Konferenz im Juni 1976 fol­
gendes dazu erklärt: „In letzter Zeit
wurde in uns fernstehenden Krei­
sen von ‘Eurokommunismus’ gespro­
chen. Der Terminus ist sehr unglück­
lich gewählt; es gibt keinen Euro­
kommunismus, weil nichteuropäische
kommunistische Parteien, wie die ja­
panische Partei, nicht unter diesen
Begriff eingeordnet werden können.
Jedoch ist offensichtlich, daß wir, die
kommunistischen Parteien der ent­
wickelten oder hochentwickelten ka­
pitalistischen Länder, einer besonde­
ren Problematik gegenüberstehen.
Spezifische Forderungen der Ent­
wicklung des Klassenkampfes in un­
serem Raum führen uns auf Wege
und zu Formen des Sozialismus,
die nicht genau die gleichen sein
werden wie in anderen Ländern"
(Konferenz der kommunistischen
und Arbeiterparteien Europas, Do­
kumente und Reden; Berlin, Juni I
1976; S. 124/125 — im folgenden I

zitiert als: Berliner Konferenz). Ähn­
lich äußerte sich auch der italieni­
sche „KP"-Chef Berlinguer, daß
einige „KP”s, wobei er neben der
eigenen sowie der französischen
und spanischen auch die Großbri­
tanniens nannte, „Ausarbeitungen '
und Untersuchungen neuen Typs"
gemacht hätten, „denen einige den
Namen „Eurokommunismus" gege­
ben haben. Diese Bezeichnung ist
natürlich nicht von uns geprägt wor­
den, aber die Tatsache ihrer weiten
Verbreitung ist bezeichnend dafür,
wie tief und breit das Bestreben ist,
in den Ländern Westeuropas Lösun­
gen neuen Typs bei der Umwand­
lung der Gesellschaft in sozialisti­
schem Sinn durchzusetzen und
voranzutreiben” (ebenda, S. 229).

Die als „eurokommunistisch” be­
zeichneten Parteien beharren also seit
längerer Zeit darauf, daß ihr „Sozia­
lismus” sich von dem bislang existie­
renden sogenannten „realen Sozialis­
mus" unterscheidet; und daß sie Un­
abhängigkeit und Autonomie ihrer
Parteien von denjenigen beanspru­
chen, die bereits Regierungsparteien
Titus” unterscheidet; und daß sie Un­
abhängigkeit und Autonomie ihrer
Parteien von denjenigen beanspru­
chen, die bereits Regierungsparteien
sind, vor allem der „KPdSU”. Dem­
gegenüber drückte sich die „führende
Kraft” der revisionistischen Bewe­
gung, die KPdSU, bislang um Stel­
lungnahmen und eine Auseinander­
setzung herum. Mit ersten kritischen
Worten zu „Eurokommunismus” aus
dem revisionistischen Lager selbst
wurden andere Parteien „vorge­
schickt”. Die „Rude Pravo”, Organ
der tschechoslowakischen „KP”, be­
zeichnete das Streben nach Autonomie
als „nicht nur schädlich, sondern ge­
fährlich" („WELT”, 23.6.77) — wo­
bei eine solche „Belehrung” gerade
aus der CSSR sicher sehr eindrucksvoll
wirken muß. Die ungarische Partei­
zeitschrift „Tärsadalmi Szemle” be­
schuldigte die „Eurokommunisten”
schon direkter, „die Einheit der revo­
lutionären Kräfte zu zerschlagen"
(„Spiegel”, 21/77).

Berliner Konferenz 1976 —
die „Einheit" trügt

Für die Öffentlichkeit verkleistert
wurden die sich entwickelnden Diffe­
renzen innerhalb des revisionistischen
Lagers in großem Stil noch einmal
durch die bereits erwähnte Berliner
Konferenz von 29 »kommunistischen
und Arbeiterparteien Europas« (incl.
SU). Die Vorbereitungsarbeiten bei
der Ausarbeitung eines gemeinsamen
Dokuments hatten ungewöhnlich lange
gedauert, was in der bürgerlichen Ta­
gespresse bereits Spekulationen über
ein bevorstehendes Zerwürfnis oder
gar Nicht-Zustandekommen der Kon­
ferenz gewertet wurde. Insbesondere
ging es bei diesen Vorbereitungsarbei­
ten darum, daß die »KPdSU« ihren
Führungsanspruch gegenüber den an­
deren »KP«s dokumentarisch bestätigt
haben wollte, während die »eurokom-
mumsttschen« Parteien die Unabhän­
gigkeit jeder »KP« festgelegt wissen

wollten. Nach außen hin wurde diese
Konferenz schließlich als »Beweis der
Einheit« und »Erfolg« gefeiert —
wobei jede Seite das nach eigenem Ge­
schmack interpretierte. Besonders die
nicht zur »Eurokommunismus«-Frak-
tion zählenden Parteien versuchten die
bestehenden Differenzen nachträglich
mit allerlei Phrasen zu kaschieren. In
einem gemeinsamen Artikel trium­
phierten beispielsweise Vertreter der
»KP« Dänemarks (Nörlund), Irlands
(Sinclair), Bulgariens (Stanischew)
und Griechenlands (Venetsanopoulos),
daß »die reaktionäre Verleumdung wie
Rauch zerstob«. Mit »reaktionärer
Verleumdung« war gemeint, daß der
KPdSU unterstellt worden sei, sie
wolle die »kommunistische Bewe­
gung« durch Direktiven »an Händen
und Füßen binden«. Die Konferenz
war in ihren Augen dagegen ein »wich­
tiger Meilenstein«, bei dem es einen
»klar bekundeten Willen zum Zusam­
menschluß, zur Einheit, zur gegensei­
tigen Unterstützung und Solidarität
selbständiger Bruderparteien« gegeben
habe. Das ist nun spätestens mit dem
Artikel der »Nowoje Wremja« in aller
Öffentlichkeit »wie Rauch zerstoben«!
Ferner behaupteten diese vier Verfas­
ser ausdrücklich, daß »alle Bruderpar­
teien« die Außenpolitik der »soziali­
stischen Staaten« gewürdigt hätten,
»die darauf ausgerichtet ist, die Prin­
zipien der friedlichen Koexistenz
durchzusetzen, und einen immer stär­
keren Einfluß auf die internationalen
Beziehungen nimmt« (»Probleme des
Friedens und des Sozialismus«, 9/76,
S. 1155-1161).

So »einmütig« ist es indes gerade in
diesen Punkten auf der Berliner Kon­
ferenz absolut nicht gewesen. Die »eu­
rokommunistischen« Parteien ergrif­
fen dort die Gelegenheit, erstmals vor
einem größeren Forum revisionisti­
scher Parteien unverkennbar Kritik an
der KPdSU zu üben.

Am nachdrücklichsten erhob gera­
de Santiago Carrillo die Forderung
nach Unabhängigkeit der einzelnen
Parteien — was sicherlich einer der
Gründe mit ist, daß die spanische
»KP« jetzt als Zielscheibe des Gegen­
angriffs gegen den »Eurokommunis­
mus« ausgewählt wurde (weitere Grün­
de dürften darin liegen, daß sie im
Vergleich zur PCI und PCF der
schwächste Hauptvertreter des »Euro­
kommunismus« ist, und gleichzeitig.
dort am ehesten Ansätze für eine in­
nerparteiliche Oppositionsbasis vor­
handen sind). Carrillo trat unumwun­
den als »Ketzer« auf dieser Konferenz
auf: »Jahrelang war Moskau, wo un­
sere Träume begannen, Wirklichkeit zu
werden, unser Rom. Wir sprachen von
der Großen Sozialistischen Oktoberre­
volution, als wäre sie unsere Weih­
nacht. Das war unsere Kinderzeit.
Jetzt sind wir erwachsen.... Wir verlie­
ren immer mehr den Charakter einer
Kirche. ... Es besteht... kein Zweifel
daran, daß wir Kommunisten heute
kein Führungszentrum haben, an keine
internationale Disziplin gebunden
sind. Was uns eint, sind die Bande der
Gemeinsamkeiten auf der Grundlage
der Theorien des wissenschaftlichen
Sozialismus und die Tatsache, daß wir
keine Rückkehr zu den Strukturen und
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Auffassungen des Internationalismus,
wie sie in der Vergangenheit zu finden
waren, akzeptieren würden« (Berliner
Konferenz, S. 120/121). Daß die Kon­
ferenzteilnehmer das letztere »einte«,
dürfte indes eine Carrillo sehr wohl
selbst bewußte »Übertreibung« (gelin­
de gesagt!) gewesen sein.

Carrillo rechnete auch bereits zu
diesem Zeitpunkt mit handfesten Ge­
genmaßnahmen der KPdSU und ande­
rer Parteien, wie aus folgender Stelle
klar hervorgeht: »Es ist notwendig,
daß diese Vielfalt unserer Bewegung
ein für allemal akzeptiert und daß auf
jegliche Form von Intrigen verzichtet
wird, die ihr entgegenwirken könnten.
Die Differenzen werden uns zu keiner
Spaltung führen, sofern keiner seine
eigenen Konzeptionen zum Dogma
erhebt, sofern die Eigenständigkeit
und die Positionen jeder Partei respek-,
tiert werden und sofern wir eine Hal-\
tung marxistischen Schöpfertums an­
gesichts der Veränderungen in unserer
Epoche beibehalten« (ebd. S. 125).

Der PCI-Chef Berlinguer erklärte
in seiner Rede kurzerhand, daß ein ge­
meinsames Dokument im Grunde
überflüssig sei (S. 224) — und Mar­
chais ging gleich noch einen Schritt
weiter, daß überhaupt solche Konfe­
renzen »nicht mehr den Bedürfnissen ■
der Epoche zu entsprechen scheinen. ■
Da jegliche Ausarbeitung einer allen ?
unseren Parteien gemeinsamen Strate­
gie völlig ausgeschlossen ist, scheint es .
zweckmäßig, neue, lebendigere, flexib-\
lere und wirksamere Formen kollekti-,
ver Begegnungen zu suchen, die eine
gründliche, offene und direkte Dis-:
kussion dieses oder jenes aktuellen
Problems erlauben, und die nicht not-1
wendigerweise mit der Annahme eines
Dokuments abgeschlossen werden« (S.. •
256). Als derartige »lebendigere, fle­

xiblere« usw. Formen im Sinne von
Marchais kann man wohl die inzwi­
schen stattgefundenen Treffen der
»Eurokommunisten«-Fraktion un­
ter sich annehmen. Marchais
machte im übrigen noch eine sehr be­
merkenswerte Kritik an der »friedli­
chen Koexistenz«, wie sie vom sog.
»realen Sozialismus« praktiziert wird:
Es »ergeben sich aus der Entwicklung
der friedlichen Koexistenz neue Pro­
bleme im Hinblick auf die Beziehun­
gen zwischen Parteien der sozialisti­
schen und kapitalistischen Länder. Er­
stere gehen von dem richtigen Gedan­
ken aus, daß die Zeit für den Sozialis-

.mus arbeitet, letztere setzen alles in
Bewegung (schön wär’s allerdings! —
Anm. AK), um dem Monopolkapita­
lismus möglichst schnell ein Ende zu
bereiten, weil es um das Lebensinteres­
se der Werktätigen geht. Die einen, die
Regierungsverantwortung tragen, un­
terhalten (was ein beträchtlicher Erfolg
ist) Beziehungen der Zusammenarbeit
mit Regimen, die die anderen mit allen
Kräften bekämpfen. Das ist ganz nor­
mal, und es gibt da keinerlei Wider­
spruch. Dennoch können wir keinen
Schritt hinnehmen, der im Namen der
friedlichen Koexistenz zwischen den
Staaten den Interessen des Kampfes,
den wir gegen die Macht des Großka­
pitals, für Demokratie und Sozialis­
musführen, zuwiderlaufen würde. Wir
kennen keine höhere Verpflichtung als
die, die wir gegenüber unserer Arbei­
terklasse, gegenüber unserem Volk
haben« (S. 256).

Diese Zitate von der Berliner Kon­
ferenz belegen deutlich, daß das Gere­
de von der »Geschlossenheit« des revi­
sionistischen Lagers schon länger eine
bewußte Täuschung vor allem seitens
der KPdSU ist, und daß die Vorwürfe
gegen Carrillo aufgrund seines jüng­

sten Buches aus rein taktischen Grün­
den erst jetzt öffentlich erfolgen —
unmittelbar nach den für die spanische
„KP” enttäuschend ausgegangenen
Wahlen. Seit 1974 liegt beispielsweise
auch ein, ausführliches Interview mit
Carrillo als Buch vor, in dem er mit
Kritik an der Sowjetunion absolut
nicht spart und u.a. auch die offizielle
These des »realen Sozialismus«, wo­
nach dieser die »Hauptkraft« des in­

ternationalen Befreiunskampfes sei,
vollständig ablehnt: Für Carrillo ist
dieser die »Nachhut« (»Spanien nach
Franco«, S. 127).

Klarere Fronten bitte!

Es bleibt festzuhalten, daß der
offene Angriff, der jetzt in der sowje­
tischen Presse gegen den »Eurokom-
munismus« gestartet wurde, aus­
schließlich deswegen erfolgt ist,
weil einige »KP«s in Westeuropa es
wagten, offen Kritik an der Sowjet­
union zu üben und eine Unterordnung
unter die Politik und außenpolitischen
Interessen der KPdSU abzulehnen.

Darin zeigt sich der reaktionäre und
großmacht-chauvinistische Charakter
dieses Angriffs. Die gemeinsamen
Grundlagen der revisionistischen Par­
teien, seien sie nun Lobhudler des sog.
»realen Sozialismus« oder dessen »eu­
rokommunistische« Kritiker, bleiben
davon (zumindest vorerst!) unberührt.
Die gleiche KPdSU, die dem »Euro­
kommunismus« jetzt »Verrat am Mar­
xismus-Leninismus« vorwirft, hat den
größten »Verrat am Marxismus-
Leninismus« auf ihrem eigenen Konto
verbucht: Die Umwandlung des ersten
sozialistischen Staates in den Staat
einer »neuen Bourgeoisie« und die
Spaltung der kommunistischen Welt­
bewegung. Die gleichen »Eurokommu­
nisten«, wie die italienische »KP«, die
die Sowjetunion der mangelnden De­
mokratie kritisieren, sind im eigenen
Land Propagandisten des Abbaus der
demokratischen Rechte, fordern das
Verbot revolutionärer Örganisationen
und verharmlosen und billigen die Er­
mordung revolutionärer Genossen. Es
besteht keine Veranlassung, auf d i e-
s e r Ebene die »Eurokommunisten«
gegenüber der KPdSU usw. zu »vertei­
digen« - wie auch umgekehrt der »Eu­
rokommunismus« in seiner Gesamt­
heit kaum als »Rechtsabweichung«
oder »rechter Flügel« des »herkömm­
lichen« Revisionismus bezeichnet wer­
den kann. Wenn die »eurokommuni­
stische« französische »KP« z.B. auf
ihrem 22. Parteitag im vergangenen
Jahr die »Diktatur des Proletariats«
aus ihrem Parteiprogramm gestrichen
hat — so steht dem gegenüber, daß die
»realsozialistische« DKP dies von
vornherein bei ihrer Gründung 1968
aus dem Programm rausgelassen hat.
Wenn die »eurokommunistische« fran­
zösische KP z.B. im Falle eines Wahl­
siegs der Linksunion den Unterneh­
mern ausdrücklich versichert, daß sie
»die Macht behalten« werden — dann
steht dem gegenüber, daß die »realso­
zialistische« alte KPD bereits unmit­
telbar nach dem Ende des 2. Welt­
kriegs in ihrem Aufruf »an das schaf­
fende Volk in Stadt und Land« vom
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11.6.45 den Unternehmern ausdrück­
lich weiteren Privatbesitz an Produk­
tionsmitteln zubilligte und diesen noch
zu fördern versprach.

Der Wettbewerb um die Medaille
dergrößten Verkommenheit und den
schändlichsten Rechtsopportunismus
geht an unterschiedlichen
Fragen quer durch das ge­
samte revisionistische Lager: Wäh­
rend der spanische »KP«-Chef Carrillo
beispielsweise selbst vor der Monarchie
einen Kotau gemacht hat und damit
z.B. weit rechts im gesamten revi­
sionistischen Lager steht, steht er an­
dererseits mit seiner nicht grundsätz­
lich ablehnenden Haltung zur Zusam­
menarbeit mit revolutionären Gruppen
links von der überwiegenden Mehr­
zahl der revisionistischen Parteien.
Während die französische »KP« aus­
drücklich den Verbleib Frankreichs im
imperialistischen Militärbündnis der
NATO akzeptiert und damit z.B.
rechts von der hiesigen DKP steht,
steht sie andererseits in ihrer, wenn
auch vorsichtigen Kritik an der Praxis
der »friedlichen Koexistenz« durch die
»sozialistischen Staaten« (s.o. Mar­
chais auf der Berliner Konferenz)
links von der DKP und den meisten
anderen revisionistischen Parteien.

Der jetzt eingeleitete und unver­
meidbar sich zuspitzende offene
Bruch im revisionistischen Lager
kann im weiteren dazu führen, daß
die revisionistischen Parteien zu einer
systematischen (und mit Argu­
menten ausgetragenen!) Auseinander­
setzung gezwungen werden, wenn der
»Kampf um den revisionistischen Ku­
chen« voll entbrannt ist. Derzeit stehen
die an der Regierung befindlichen re­
visionistischen Parteien bis auf die ju­
goslawische und die rumänische ge­
schlossen hinter der KPdSU. Bei den
nicht an der Regierung befindlichen
Parteien sieht es (auch in
Westeuropa) rein zahlenmäßig so
aus, daß hier bislang auch erst eine
Minderheit auf »kritische Distanz« zur
Sowjetunion gegangen ist, darunter
allerdings die bei weitem mitglieder­
stärksten und einflußreichsten in kapi­
talistischen Ländern überhaupt: die
»KP«s in Italien, Frankreich, Spanien,
Großbritannien und Japan. Hinzu
kommt, daß in Griechenland je eine
»KP« mit »eurokommunistischer« und
»realsozialistischer« Orientiertung exi­
stiert. In Schweden deutet sich eine
ähnliche Entwicklung an.

Es ist davon auszugehen, daß die
KPdSU auch bei den anderen »euro­
kommunistischen« Parteien, konkret
zumindest in Spanien, eine ähnliche
Spaltung fördern wird. In Spanien hat
es bereits 1970 eine Abspaltung unter
Enrique Lister, ehemaliger militäri­
scher Führer der republikanischen Ar­
mee im Bürgerkrieg und bis Ende 1969
in der Parteileitung der »KP«, gege­
ben. Diese Lister-Abspaltung, die stär­
keren Gehorsam gegenüber der KPdSU
üben wollte (die spanische »KP« ge­
hörte mit zu den offensten Kritikern
des sowjetischen Einmarsches in der
CSSR 1968), konnte allerdings nur
eine unwesentliche Zahl von »KP«-
Mitgliedern auf ihre Seite bringen und
verschwand bald wieder in der Versen­
kung (nach »Spiegel« 21/77 und Ca- 

rrillo-Interview »Spanien nach Fran­
co«. S. 123). Auch heute können die
Chancen für ein solches Projekt trotz
unverkennbarer Kritik innerhalb der
Partei an Carrillo nicht allzu hoch ein­
geschätzt werden.

Interessant dürfte die Auseinander­
setzung für die revolutionäre Linke
werden, falls die »eurokommunisti­
schen« oder »realsozialistischen« Par­
teien aufgrund der bisherigen Identität
ihrer grundlegenden politi­
schen und ideologischen Positionen
und damit auch einem derzeit nicht
allzu reichhaltigen Stoff für die Aus­
einandersetzung stärker dazu überge­
hen, in bestimmten Punkten wieder
auf die linke Kritik des revisioni­
stischen »Konkurrenten« zurückzu­
greifen, wie es z.B. ansatzweise in
Marchais’ zitierter Stellungnahme zur
»friedlichen Koexistenz« oder Carri-
llos Ablehnung eines »neuen Rom«
zum Ausdruck kommt. Der eingeleite­
te offene Bruch im revisionistischen
Lager ist für die revolutionäre Linke
auf alle Fälle von Vorteil, weil das den
erstarrten Körper des Revisionismus
ein wenig durcheinanderwirbelt und
damitfüruns bessere Möglich­
keiten zur Diskussion in die Reihen
dieser Parteien hinein- schafft. Ande­
rerseits ist nicht zu verkennen, daß
auch die Reaktion die Spaltung der
Revisionisten für sich auszunutzten
trachtet.

Die ersten Antworten der »Euros«
auf die sowjetische Attacke waren ver­
gleichsweise mild in der Wortwahl,
wenn auch unmißverständlich im In­
halt. Insgesamt scheint das Bestreben
vorzuherrschen, die Attacke in ihrer
Bedeutung herunterzuspielen.
— Die PCE selbst ließ erklären, sie sei

durch die Angriffe nicht über­
rascht, diese seien »nichts Neues«. »Es
überrascht uns allerdings die Schärfe
der Attacken, vor allem, weil sie wie­
der einmal die Unfähigkeit der Autoren
dieser Angriffe zeigt, in einen Prozeß
der Diskussion über alle diese Themen
einzutreten. Es zeigt besonders ihre
Unfähigkeit, über die Vorstellungen
des Eurokommunismus zu debattieren
— wie es unsere Partei tut — ohne
Vorurteile und ohne sich an Dogmen
zu klammern« (PCE-Sprecher Angel
Mullor, 1t. »FAZ«, 25.6.). Die PCE
wolle sich zu den Angriffen nicht wei­
ter äußern; sie seien zu »unqualifi­
ziert«, da sie überhaupt nicht auf die
Thesen in Carrillos Buch über den
»Eurokommunismus« eingehen wür­
den (»Neue Zürcher Zeitung«, 25.6.).
— Die PCI brachte einen Kommentar

auf der zehnten Seite ihrer »Unitä«,
in dem sie der sowjetischen Polemik
u.a., »Fälschung« vorwarf und den
»Eurokommunismus« verteidigte, er
sei »eine völlig neue Straße, die den
Bedingungen der westeuropäischen
Länder angepaßt ist, und die es er­
laubt, um die Arbeiterklasse herum
jene Anhängerschaft zu sammeln,
ohne die ein Übergang von der Propa­
ganda zum tatsächlichen Aufbau des
Sozialismus nicht möglich ist« (1t.
»FAZ« und »FR« vom 25.6.).
— PCF-Chef Marchais erklärte, die

PCF sei »endgültig aus jeder inter-
nationalen Überdachung ausgezogen 

und handelt in völliger Unabhängig­
keit«. Der »Eurokommunismus« sei
keine Erfindung des Imperialismus
(wie die KPdSU und ihre Papageien
behaupten), sondern sei »eine Erfin­
dung der kommunistischen Parteien
und der Arbeiter«. Die PCF-Zeitung
»Humaniti« schrieb: »Jene Verurtei­
lung, jener Bannstrahl kommt an Stel­
le einer tiefgreifenden Analyse der um­
fangreichen Probleme und erfolgt zu
einem Zeitpunkt, da die spanischen
Kommunistischen einen schwierigen
und mutigen Kampf zur Auslöschung
der Spuren der Diktatur führen«
(»SZ«, 25.6.).

In die Debatte schaltete sich auch
die jugoslawische Parteizeitung »Kom­
munist« em, die die sowjetische Pole-

Imik als »Attacke auf die Selbständig-
• keit der kommunistischen Parteien«
und »zum Teil frei erfunden« bezeich­
nete.

Keine Überraschung bot die DKP,
die sich in ihrer »UZ« (25.6.) zunächst
darauf beschränkte, eine auszugsweise
Nacherzählung des Artikels der »No-
woje Wremja« durch ihren Moskauer
Korrespondenten Hubert Kuschnik an­
zubieten, wobei jeder eigene Kommen­
tar fehlte. Wahrscheinlich wird man,
nachdem nun Carrillo zum Abschuß
freigegeben ist, demnächst in der
»UZ« auch rasantere »eigene« Attak-
ken der DKP gegen diesen Buhmann
des »Eurokommunismus« erleben. Im­
merhin wird in dem Artikel vom 25.6.
schon Abschied genommen von dem
bisherigen Märchen der DKP, der
»Eurokommunismus« sei lediglich ei­
ne Erfindung des Imperialismus: Der
Begriff stamme zwar — so schreibt
jetzt Kuschnik — von bürgerlichen
Politikern, werde aber auch »von den
linken Kräften, darunter auch den
Kommunistischen Parteien« verwen­
det. »Einige Autoren verwenden die­
sen Begriff, wenn sie einige allgemeine
Züge der jetzigen Strategie der kom­
munistischen Parteien in den ent­
wickelten kapitalistischen Ländern
meinen ...«. Na also, es gibt ihn —
jetzt auch amtlich für »UZ«-Leser! ...
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KPdS U gegen Euros
(2. Teil)

(aus AK 108, Juli 1977)
Nach der ersten offiziellen sowjetischen Attacke gegen den „Euro­
kommunismus", die in unerwartet scharfer Form in der „Nowoje
Wremja" vom 23. Juni vorgetragen wurde, hat es inzwischen
weitere Stellungnahmen aus dem revisionistischen Lager zu diesem
Konflikt gegeben. Insgesamt läßt sich aber nicht verkennen, daß
die öffentliche Polemik sich noch in ihrer „Anfangsphase" befin­
det, und etliche Parteien sich auch überhaupt noch nicht ein­
geschaltet haben. Möglicherweise besteht in großen Teilen des
revisionistischen Lagers selbst auch noch die Hoffnung, daß die
aufgebrochene Polemik wieder vermauschelt und die Spaltung
vermieden werden kann. Nahrung dürften solche Hoffnungen in
den vergangenen zwei Wochen durch ein „Klärungsgespräch"
zwischen einer Delegation der italienischen KP und der KPdSU in
Moskau erhalten haben, wie auch durch einen weiteren Artikel
in der neuen Ausgabe der „Nowoje Wremja", in dem behauptet
wird, daß die „Kritik" sich ausschließlich gegen den
spanischen KP-Chef Carillo und dessen Buch „Eurokommunismus
und Staat" gerichtet habe, keineswegs aber gegen die spanische KP
insgesamt oder gar gegen andere „eurokommunistische" Parteien.
Aber mit solchen Hoffnungen werden sich diejenigen im revisioni­
stischen Lager, die sie hegen, in die eigene Tasche lügen.

Die Kommentare der
bürgerlichen Presse

Die Kommentare der bürgerlichen
Presse zur Polemik zwischen den
„Eurokommunisten” und „Realso­
zialisten” gehen überwiegend von
einem unabwendbaren Bruch aus.
Die „Frankfurter Rundschau”
schrieb am 29.6., daß es sich um
„mehr als einen vorübergehenden
Hauskrach" handle. In der „Frank­
furter Allgemeinen Zeitung” vom
2.7. urteilte Harry Hamm zwar recht
schnell, daß „der erste offene Angriff
Moskaus auf eine Bastion des Euro­
kommunismus ... gescheitert" sei,
daß Carillo bereits „gesiegt” habe
und „die Rechnung der Kreml-Ideo­
logen ” nicht aufgegangen sei. Aber es
sei dennoch (bzw. gerade deswegen)
, zu befürchten, daß weitere Maß­
nahmen bevorstehen, die keineswegs
nur den Eurokommunismus betref­
fen, sondern das ganze Ost-West-
Verhältnis". Die „Scharfmacher im
Kreml" hätten „einen größeren Ein­
fluß erhalten", meint Hamm weiter
— was allerdings allzu einfältig die
Eröffnung der Polemik seitens der
KPdSU als Ergebnis eines parteiin­
ternen Fraktionskampfs darszustel-
len versucht, statt als Ergebnis tak­
tischer Überlegungen aufgrund einer 

bereits länger absehbaren Entwick­
lung. Zu den Gesprächen der KPI-
Delegation in Moskau schrieb Alfons
Dalma dann in der „Welt” vom
5.7., daß diese „alles andere als eine
neue Etappe in der italo-kommuni-
stischen Unabhängigkeit vom Kreml
geworden" seien. Die „Welt” und
ihre „Kommunismus”-Kommentato-
ren wie der zitierte Dalma, Herbert
Kremp, H.-Herbert Holzamer, Carl
Gustaf Ströhm, August Graf Kagen-
eck und der Jesuiten-Pater Luigi
Rosa sind aber eh darauf trainiert,
die sich offen herausbildenden Dif­
ferenzen innerhalb des revisionisti­
schen Lagers zugunsten ihrer faschi­
stoiden Hätschelei einer „kommu­
nistischen Weltverschwörung” in den
Hintergrund treten zu lassen, oder
den „Eurokommunismus” allein des­
wegen, und ohne selbst die geringste
Sorgfalt bürgerlichen Journahsmusses
zu beachten, als .gefährliches” Unge­
heuer zu brandmarken, weil es auf
dem heimischen Boden der westli­
chen Welt nistet. Besonders Kremp
und Dalma nutzen den „Eurokom­
munismus” in letzterem Sinn sogar
zu einer unverkennbar faschistischen
„Kritik” an der bürgerlichen Demo­
kratie aus. Kremp klagte die italieni­
sche Gesellschaft am 2.7. beispiels­
weise als eine „nichtswürdige, weil 

staatsferne und teilweise verkomme­
ne bürgerliche Gesellschaft" an, die
„in ihrer Seele den ‘Handel' mit den
Kommunisten längst abgeschlossen"
habe. Und Dalma hetzte am 18.6.
gegen den „Eurokommunismus” als
eine „Erfindung des italienischen
Geistes”, der für „die politische und
die kulturelle Versteppung der euro­
päischen Zivilisation der Vielfalt und
der schöpferischen dynamischen Dia­
lektik" verantwortlich sei und zu
einer „Zwangspolitisierung der In­
dividualität und der Freiheit" führe.

Diese letzten Beispiele beweisen
übrigens auch, daß es namentlich die
reaktionärsten Soldschreiber
der Bourgeoisie sind, die a m w e-
n i g s t e n die Differenzen zwischen
den „Eurokommunisten” und der
KPdSU usw. „hochspielen” — und
stattdessen am meisten deren
.gleiche Ziele”, .gleiche Interessen”
usw. betonen. Kremp z.B. behauptet
in seinem zitierten Artikel (ähnlich
wie bis vor kurzem die DKP und an­
dere „Realsozialisten”!), daß der
„Eurokommunismus” eine bloße Er­
findung sei — nur mit umgekehrtem
Vorzeichen: daß er nämlich „zu dem
Zweck erfunden worden ist, von der
fundamentalen Tatsache des
Kommunismus abzulenken”-, daß es
sich also letztlich um eine besondere
List auch und vor allem der KPdSU
handele, weil „das Moskauer An­
hängsel ... in Westeuropa bis jetzt
nichts werden" konnte und die
„zwielichtige Figur" des Kommu­
nismus sich daher „einen neuen
Namen anzuheiraten" versucht.
Kremp erklärt auch kurz und bün­
dig (und man könnte dies ebenfalls
mit den Beteuerungen der „Real­
sozialisten” verwechseln), daß es
„kein kommunistisches Schisma"
(Spaltung) gebe.

Die Revisionisten formieren
ihre Truppen

Insgesamt hat der Konflikt zwi­
schen „Eurokommunismus" und
„Realsozialismus” sich bislang zu fol­
gendem Stand entwickelt:
Spanien. Angel Mullor, Sprecher der
spanischen KP, hatte auf den Artikel
der „Nowoje Wremja” sofort gekon­
tert, daß dieser nur die „Unfähig­
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keit der Autoren dieser Angriffe
zeigt, über die Vorstellungen des
Eurokommunismus zu debattieren
— wie es unsere Partei tut — ohne
Vorurteile und ohne sich an Dog­
men zu klammern" („FAZ”, 25.6.).
Am 26.6. fand eine erweitere Sitzung
des ZK statt, auf der 1 SO Delegierte
bei nur einer Gegenstimme sich aus­
drücklich hinter Carillo stellten
(„FR”, 29.6.). Damit zerstoben sehr
schnell die wahrscheinlichen Hoff­
nungen der KPdSU, mit ihren At­
tacken den Fanfarenstoß für eine
Anti-Carillo-Fraktion innerhalb der
spanischen KP zu geben. Besonders
peinlich muß dabei für die KPdSU
gewesen sein, daß auch Dolores
Ibarruri, die erst wenige Wochen
zuvor aus ihrem 40-jährigen Mos­
kauer Exil nach Spanien zurück­
kehrte, Carillo in Schutz nahm
(„FR”, 28.6.). Auf einer Presse­
konferenz am 28.6. forderte Ca­
rillo eine offene Debatte über
die Differenzen: „Ich hoffe, ...
daß Moskau wieder zur Vernunft
kommt, denn auf diese Weise wird
es nichts erreichen... Die Probleme
zwischen uns müssen öffentlich dis­
kutiert werden" („FR”, 29.6.). Dazu
kündigte Carillo an, daß der Artikel
der „Nowoje Wremja” von der spani­
schen KP nachgedruckt werde — und
forderte die KPdSU auf, es mit den
Antworten von spanischer Seite
ebenfalls zu tun. Der Form nach ent­
spricht dies der Haltung und den
Vorschlägen der chinesischen KP zu
Beginn der Spaltung der kommuni-

■stischen Weltbewegung Anfang der

60er Jahre. Die KPdSU kam diesem
Vorschlag seinerzeit nicht nach -
eine positive Reaktion auf den ähn­
lichen Vorschlag Carillos ist bislang
auch nicht bekannt. Mit einer gewis­
sen Selbstsicherheit erklärte Carillo
in der Pressekonferenz weiter: „Wir
werden nicht mit den Russen bre­
chen, aber wenn die in Moskau mit
uns brechen wollen, dann ist das
ihre Sache" („SZ”, 29.6.).

Einer von der internationalen re­
visionistischen Zeitschrift „Probleme
des Friedens und des Sozialismus”
vom 28. bis 30.6. organisierten Kon­
ferenz zum Thema „Der Große Ok­
tober und die Welt von heute” blieb
die spanische KP fern („FR”, 30.6.).
Nachdem die „Nowoje Wremja” in
ihrer neuen Ausgabe behauptete,
die Angriffe hätten sich ausschließ­
lich gegen Carillo gerichtet, er­
klärte Politbüro-Mitglied Manuel
Azcarate dazu gegenüber der italie­
nischen Zeitung, JIGiomale Nuovo”:
„Mit dem neuen Artikel ist der An­
griff Moskaus gegen die spanische
Kommunistische Partei noch schwer­
wiegender geworden. Moskau sucht
auf hinterlistige und keineswegs ehr­
liche Weise, sich in die inneren An­
gelegenheiten unserer Partei einzu­
mischen. Denn was bedeutet: Wir
greifen euch als Partei nicht an, wir
greifen nur euren Generalsekretär an?
Es handelt sich um ein durchsichtiges
Manöver." („FAZ.",9.7.).
Frankreich. Die französische KP
hatte sich sofort an die Seite Carillos
gestellt. Besonderen Nachdruck er­
hielt dies dadurch, daß der General­

sekretär der KPF, Marchais, selbst
auf den Artikel reagierte, die Behaup­
tung zurückwies, daß der ,,Euro-
kommunismus” eine „Erfindung des
Imperialismus" sei und die „völlige
Unabhängigkeit" der KPF unterstrich
(„SZ”, 25.126.6.). Rene Andrieu,
Chefredakteur des Parteiorgans
„L.Humanite”, erklärte gegenüber
der westdeutschen „Welt”: „Moskau
ist nicht mehr das Mekka des Kom­
munismus." Die Selbständigkeit jeder
KP sei „auf dem Kongreß der kom­
munistischen Parteien in Berlin vor
einem Jahr festgeschrieben (worden),
und Moskau hat zugestimmt". Den
Ausdruck „Eurokommunismus” be­
zeichnete Andrieu allerdings weiter­
hin als „irreführend” — während
Marchais noch am 3.3.77 in einem
Interview mit Radio Luxemburg
dazu erklärt hatte: „... die Formel
geniert uns absolut nicht, und ich
werde Ihnen sogar eines sagen: Ich
übernehme sie voll für uns" („Welt”,
30.6.).

Das Parteiorgan reagierte auch un­
mittelbar und unmißverständlich auf
den neuen Artikel der „Nowoje
Wremja”, der einen Keil in die „Euro­
kommunisten” hineinzutreiben ver­
sucht: „Über sein (Carillos) Buch
hinaus, an dem man gewisse Kapitel
hätte kritisieren können, ohne zum
Bannfluch und zu Beleidigungen Zu­
flucht zu nehmen, ist der General­
sekretär einer kommunistischen Par­
tei durch eine ausländische Zeitung
angegangen und in Zweifel gezogen
worden. Dafür gibt es keine akzep­
table Rechtfertigung, und der Autor 
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des Artikels in .Neue Zeit’ er­
schwert den Fall noch, indem er eine
Partei von ihrem Generalsekretär zu
trennen versucht. Das ist ein unan­
nehmbarer Vorgang" („FR", 8.7.).

Italien. Die italienische KP, die die
einflußreichste innerhalb des „Eu­
rokommunismus” ist, hat im Gegen­
satz zur KPF unseres Wissens bis­
lang überhaupt noch nicht mit einer
Stellungnahme ihres Generalsekre­
tärs Berlinguer auf die sowjetische
Attacke reagiert. Die erste Stellung­
nahme im Parteiorgan .JL’Unita”,
wo der sowjetischen Polemik „Fäl­
schung” vorgeworfen wurde, er­
schien auch an ziemlich untergeord­
neter Stelle auf Seite 10. Rund eine
Woche nach dem Artikel in der
„Nowoje Wremja” reiste dann auch
schon eine KPI-Delegation (Giancarlo
Pajetta, Paolo Bufalini, Emanuelle
Macaluso) zu einem Gespräch mit
KPdSU-Führern (Michail Suslow,
Boris Ponomarjow, Vadim Sagladin)
nach Moskau. Einen Tag vor dieser
Reise warf „11)11113” der Sowjet­
union „Unverständnis für die Reali­
tät der Arbeiterbewegung" vor („SZ”
29.6.),  und gab den an Carillo ge­
richteten Spaltungsvorwurf an die
Adresse der KPdSU zurück: „Auf
einer solchen Grundlage (Artikel
der NW, AK-Red.) eine Anpassung
zu verlangen, bedeutet nicht, für die
Einheit zu arbeiten. Es bedeutet im
Gegenteil, die Spaltungen zu ver­
stärken." („Welt”, 29.6.). Anderer­
seits wurde Delegationsmitglied
Macaluso aber auch am Vortag noch
mit einer leichten Abgrenzung gegen­
über der spanischen KP zitiert: es
bestünden zwischen diesen beiden
Parteien „einige Verschiedenheiten
in der Art und Weise, die Realität
in den Ostländern und insbesondere
in der UdSSR zu beurteilen" („SZ”,
29.6.).  Das Treffen zwischen KPI
und KPdSU wurde mit einer aus­
gesprochen schwammigen und (ähn­
lich dem Schlußdokument der Berli­
ner Konferenz) jede Interpretations­
möglichkeit offenlassenden gemeinsa­
men Erklärung abgeschlossen, in der
es z.B. heißt: „Es wurde die Meinung
vertreten, daß der Beitrag einer jeden
Partei für die gemeinsame internatio­
nalistische Sache untrennbar mit
ihrer unabhängigen Suche und der
Ausarbeitung ihrer Politik verbunden
ist" („Welt”, 4.7.). Die Kommentare
der italienischen KP-Delegation nach
ihrer Rückkehr sind bis heute ähnlich
abgewogen: Macaluso sagte z.B.,
die italienische Delegation habe die
Angriffe zurückgewiesen, und habe
den KPdSU-Führern auch nicht ver­
heimlicht, daß sie z.B. die Situation
in der CSSR nach wie vor als „eine
ungelöste Krise" betrachten würde
(„FR”, 6.7.). Gleichzeitig soll Pajetta
aber auch vertreten haben, daß das
Carillo-Buch unhaltbare und beleidi­
gende Thesen gegen Moskau ent­
halte; und ZK-Mitglied Donin mein­
te, daß ein Bruch mit der KPdSU
bedeuten würde, „daß die KPI
keine kommunistische Partei mehr
wäre", und daß die KPI-Basis dies
„niemals hinnehmen" würde („SZ”,
8.7.).  In gewissem Widerspruch zu 

der ersteren, Pajetta zugeschriebenen
Äußerung, steht wiederum die Mel­
dung, daß die KPI das Buch Carillos
nachdrucken wolle („FR”, 7.7.77).

Griechenland Die KKE/lnnland, die
sich bereits vor fast 10 Jahren aus der
KKE abgespalten hat, gab eine von
ihrem Vorsitzenden Babis Drakopou-
los unterzeichnete Erklärung heraus,
daß der Artikel in der „Nowoje
Wremja” eine „Einmischung in die
inneren Angelegenheiten der westeu­
ropäischen kommunistischen Partei­
en" sei („Frankfurter Rundschau”,
30.6.).

Portugal. Alvaro Cunhal, Chef der
portugiesischen KP, hat sich offen­
bar erwartungsgemäß an die Seite der
KPdSU gestellt: „Wir hegen ernste
Zweifel an den Vorstellungen (des
span. KP-Chefs) Santiagos” („Süd­
deutsche Zeitung”, 29.6.).

Großbritannien. Aus Großbritannien
sind' uns direkt zum Artikel der „No­
woje Wremja” noch keine Stellung­
nahmen bekannt. Allerdings scheint
in der britischen KP eine Spaltung in
eine „eurokommunistische” und eine
„realsozialistische” Partei immer un­
ausweichlicher zu werden. In der
ersten Juni-Hälfte hat eine Versamm­
lung von rund 1.000 KP-Mitgliedern
stattgefunden, die dem „eurokom­
munistischen” Kurs der britischen
KP oppositionell gegenüberstehen.
Ihr „Kopf” Sid French hatte vorher
offen angekündigt, daß auf dieser
Versammlung diskutiert werden soll­
te, wie der November-Kongreß der
KP „von der Unterstützung für ost­
europäische Dissidenten und von der
Bindung an die parlamentarische De­
mokratie in Britannien abzubringen”
sei. Sid French bezeichnete auf die­
ser Versammlung den „britischen
Weg zum Sozialismus” (das ist der
offizielle Name des geltenden Partei­
programms) als „Weg zum Oppor­
tunismus und in die Niederlage”. Die
Schätzungen der Anhänger Sid
French’s, reichen bis zu 40 %, der
insgesamt 28.000 Parteimitglieder
(„The Guardian“, 8.6. und 11.6. —
„Le Monde“ 9.7. schätzt die Anhän­
ger Sid French’s auf rund 5.000).

Schweden. Von Schweden sind uns
ebenfalls noch keine Reaktionen di­
rekt auf den Artikel der „Nowoje
Wremja "bekannt; die Spaltung ist hie
allerdings schon angelaufen. Nach­
dem im Frühjahr 1976 mehrere eng
an der KPdSU orientierte Funktio­
näre aus der „Linkspartei- Kommu­
nisten” ausgeschlossen worden waren
(darunter der ehemalige Parteichef
Hagberg, der Göteborger Bezirksvor­
sitzende Hagel und der nordschwe­
dische Abgeordnete Lövenborg), er­
klärten am 1.3. dieses Jahres die
Bezirksleitungen von Malmö, Göte­
borg und Västeras ihren Austritt
aus der „Linkspartei-Kommunisten”
und die Gründung der „Arbeiterpar­
tei der Kommunisten”. Kurz darauf
schloß sich auch die nordschwedi­
sche Bezirksleitung Västernorrland 

um den ebenfalls im Vorjahr ausge­
schlossenen Bezirksvorsitzenden
Norberg (der seinen Ausschluß sei­
nerzeit nicht akzeptiert hatte) dieser
Neugründung an. Diese Spaltung ist
bis zu diesem Zeitpunkt weitgehend
auf regionale Leitungsgremien und
Leitungsmitglieder begrenzt und
offenbar direkt von der im Vorjahr
ausgeschlossenen Gruppe um Hag­
berg organisiert worden; in der bür­
gerlichen Presse wird allerdings ein­
geschätzt, daß rund ein Drittel der
Mitglieder sich in der weiteren Aus­
einandersetzung der neugegründeten
eng an der KPdSU orientierten „Ar­
beiterpartei...” anschliessen könnte.
Die schwedische „Linkspartei” hat
bei den letzten Parlamentswahlen
einen Stimmenteil knapp über 4%
erreicht und gehört damit, vor allem
nach einer größeren Abspaltung, zu
den kleineren „Euros” („Frank­
furter Allgemeine Zeitung”
2./3.3.77). Auf der Berliner Konfe­
renz im Juni letzten Jahres hatte
der Parteivorsitzende Lars Werner
zwar nicht so offenkundig die Diffe­
renzen zur KPdSU angesprochen, wie
seine Kollegen aus Spanien oder
Frankreich, einige Passagen seiner
dortigen Rede machten dies aber in­
direkt klar: „Der proletarische In­
ternationalismus beinhaltet... die ab­
solute Achtung des Selbstbestim­
mungsrechts jeder Partei und jeder
Bewegung und die Souveränität, ihre
Politik, Taktik und Strategie ohne
jegliche Einmischung selbst festzu­
legen. ... Die schwedische Partei ist
Anhänger eines Sozialismus, in dem
die demokratischen Rechte vertieft
und auf alle Teile des sozialen Lebens
ausgedehnt werden. Wir sind Anhän­
ger einer völligen Organisations- und
Meinungsfreiheit. Meinungen dürfen
niemals bestraft werden.” (Doku­
mente und Reden der Berliner Kon­
ferenz, S. 207).

Dänemark. Die dänische KP hat über
ihre Parteizeitung „Land og Folk”
auf Seiten der KPdSU Stellung bezo­
gen, indem sie vom „Recht” der
KPdSU auf „legitime Verteidigung”
gegen die Kritik von Carillo usw.
sprach („Le Monde”, 9.7.). Diese
Haltung war bereits seit langem fest­
gelegt, z.B. auch durch gemeinsame
Stellungnahmen von KP-Vertretern
Bulgariens, Irlands und Griechen­
lands zur Berliner Konferenz (siehe
letzter AK).

Jugoslawien. Die jugoslawische Zei­
tung „Politika” versuchte/die Angrif­
fe der „Nowoje Wremja” mit der
sowjetischen Kritik an Tito in den
Jahren 1848/49 zu verleichen, als
„man" auch „um jeden Preis inner­
halb dessen, was man Weltkommu­
nismus nennt, Feinde aufspüren
wollte" („Süddeutsche Zeitung”,
29.6.).  Todor Kurtovic, Sekretär im
Exekutivkomitee des Präsidiums des
„Bundes der Kommunisten Jugosla­
wiens”, bezeichnete die hinter den
Angriffen stehende sowjetische Auf­
fassung vom „proletarischen Inter­
nationalismus” als für Jugoslawien
„völlig unannehmbar" („Welt”,
29.6.).  Im jugoslawischen Fernsehen 
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hieß es in einem Kommentar, es gehe
dabei „um die Anerkennung oder
Nichtanerkennung des Rechtes der
Kommunistischen und Arbeiterpar­
teien im Westen, auf der Grundlage
der eigenen Wirklichkeit eine eigene
Strategie und Taktik und eine eigene
Vision eines demokratischen Sozia­
lismus in ihren Ländern zu schaffen".
Im Kommentar wurde ferner ver­
treten, daß dieser Grundsatz auch auf
der Berliner Konferenz angenommen
worden sei („Süddeutsche Zeitung,
28.6.).  Die jugoslawische Parteizei-
tung „Borba” hatte sich auch bereits
im September vergangenen Jahres
über eine „ Verfälschung der Überein­
stimmung, die in Berlin erzielt Kur­
de ", beschwert („Le Monde”,
4.5.77).  Der BKJ hatte überhaupt
schon frühzeitig, bevor die Sowjet­
union selbst in die öffentliche Po­
lemik eingestiegen war, den „Euro­
kommunismus" in Schutz genom­
men. So warf die „Borba” bespiels-
weise der tschechischen Parteizeitung
„Rude Pravo“ vor, daß sie eine „In­
toleranz gegenüber allen anderen An­
sichten offenbare, die man einfach
mit dem Etikett .antikommunistisch'
versehe" („Monitor-Dienst”, 7.2.77).
Das BKJ-Organ „Komunist” hatte
den „Eurokommunismus” direkt als
potentiellen Verbündeten der Bewe­
gung der blockfreien Staaten ausge­
macht und ihn für eine „progressive
Umwandlung' der kommunistischen
Bewegung" umworben. („Monitor-
Dienst”, 6.5.77).

Rumänien.
Das rumänische Pareiorgan »Scinteia«
griff am 5.7. in die Auseinanderset­
zung ein: Es sei »nicht nur das un­
veräußerliche Recht, sondern die
Pflicht« einer jeden KP, ihre eigene
Politik zu entwickeln. Unter den
heutigen Bedingungen sei die Existenz
eines Führungszentrums »völlig aus­
geschlossen und unvorstellbar« (»FR«,
6.7.).  Eine Annäherung zwischen der
RKP und den »Eurokommunisten«
hatte es bereits zu Beginn dieses Jahres
bei einem Besuch Berlinguers in Buka­
rest gegeben. In einem gemeinsamen
Kommunique wurde dabei hervor­
gehoben, »daß die vollständige Aner­
kennung des Rechts einer jeden Partei,
über ihre politische Linie autonom und
in völliger Unabhängigkeit zu entschei­
den, die Grundvoraussetzung für die
Entwicklung der internationalistischen
Solidarität und Stärkung der Freund­
schaft und Zusammenarbeit zwischen
den kommunistischen und Arbeiter­
parteien darstelle. Eine weitere Grund­
voraussetzung sei die strikte Respek­
tierung des Rechts einer jeden Partei,
über den Weg und die Lösungen für
fortschrittliche soziale Veränderungen
und den Aufbau der sozialistischen
Gesellschaft in dem jeweiligen Lande
auf der Basis der historischen, natio­
nalen, politischen und gesellschaftli­
chen Bedingungen  frei zu entscheiden«
(»MD«, 10.1.77).

RKP-Generalsekretär Ceausescu
hatte später noch mal in gleicher
Richtung betont, es dürfe nicht sein,
daß »irgendeine Erfahrung anderen'
Parteien zur Nachahmung vorgelegt«
werde (»MD« 61/77, 29.3.).

Ungarn.
Ungarn scheint sich momentan auf
eine Art Vermittlerrolle einspielen und
seine Position zunächst nach beiden
Seiten ein bißchen offenhalten zu
wollen. Der Artikel der »Nowoje
Wremja« wurde vom Parteiorgan der
Ungarischen Sozialistischen Arbeiter­
partei bislang nicht nachgedruckt
(»FR«, 2.7.). In einem Interview vor
seinem Besuch in der BRD sagte der
Erste Sekretär des ZK der USAP,
Janos Kadar, zum Thema »Eurokom­
munismus« zum einen, daß es »der
Arbeiterbewegung feindlich gegen­
überstehende Faktoren gibt, die diesen
Begriff dazu verwenden möchten, um
zwischen verschiedene westeuropäi­
sche kommunistische Parteien und die
kommunistischen Parteien der
Sowjetunion und der sozialistischen
Länder einen Keil zu treiben. Wir
müssen und werden auch alles tun,
damit diese Absicht vereitelt wird«.
Zum andern vermied Kadar es aber,
die »eurokommunistischen« Parteien
oder einzelne ihrer Führer direkt anzu­
greifen, meinte, daß die Beachtung
der »Traditionen« und »Eigenarten«
eines jeden Volkes und Landes und ei­
ner jeden Gesellschaft gar nichts be­
sonderes des »Eurokommunismus«
sei, sondern, »das war schon immer
so«. Ausdrücklich bezeichnete Kadar
das Verhältnis zwischen KPI und
USAP als »ungestört« (»FR«, 20.6.).
Im Dezember letzten Jahres hatte
Kadar auf einer Pressekonferenz in
Wien auf die Frage nach einem Artikel
in »Probleme des Friedens und des
Sozialismus«, in dem der »Eurokom­
munismus« als »Antisowjetismus« be­
zeichnet worden war (Verfasser: der
bulgarische Parteichef Todor Schiw-
koff), geantwortet, daß er diese An­
sicht nicht teile (»FR«, 8.12.76). Und
über die Politik der KPI meinte Kadar
recht »undogmatisch« während seiner
kürzlichen Italien-Reise: »Mit oder
ohne Diktatur des Proletariats, mit
einem pluralistischen Sozialismus oder
anders, ich wünsche ihnen nur, daß sie
so schnell wie möglich den Weg zum
Sozialismus für ihr Volk öffnen« (»Le
Monde«, 26./27.6.77). Die momentan
(aus taktischen Gründen) noch für jede
Interpretation zugängliche Haltung
der USAP wird auch aus zwei anderen
Zitaten deutlich. Das Parteiorgan
»Nepszabadsag« kommentierte zum
jüngsten Konflikt: »Den Weg der Un­
abhängigkeit zu wählen, bedeutet ...
nicht nur ein Recht, sondern ist eine
Sache von großer Verantwortlichkeit«.
(»FR«, 2.7.); und die Budapester Zei­
tung »Magyar Hirlap« vor mehreren
Wochen: Keine Partei dürfe die Er­
fahrungen anderer kopieren (»MD«,
6.5.).

Polen.
Das polnische Parteiorgan »Trybuna
Ludu« druckte den Artikel dei
»Nowoje Wremja« auszugsweise, abei
ohne eigenen Kommentar nach (»FR«.
5.7.).

DDR.
Das »Neue Deutschland« hat den)
Artikel der »Nowoje Wremja« in
voller Länge nachgedruckt, nicht aber

Carillos Antwort auf der Pressekon­
ferenz dazu. Eine direkte Stellungnah­
me der SED ist bislang nicht bekannt.
Dagegen erschien kürzlich ein neuer
Artikel des Politbüro-Mitglieds Her­
mann Axen über die Berliner Kon­
ferenz, in dem die dort bereits zur
Sprache gekommenen Differenzen völ­
lig verschwiegen wurden (»FR«, 30.
6.).

CSSR.
Das tschechoslowakische Parteiorgan
»Rude Pravo« warf Carillo vor, »die
Absicht der Feinde zu unterstützen, die
kommunistischen Parteien in kapita­
listischen und sozialistischen Ländern
gegeneinander zu hetzen un von Posi­
tionen des Antikommunismus aus die
sozialistischen Länder zu verleum­
den.« („FR“, 30.6.77). Die
tschechoslowakische KP gehörte neben
der bulgarischen (von der uns aller­
dings keine Stellungnahmen aus der
Zeit nach der Attacke in der »Nowoje
Wremja« bekannt sind) auch zu den
Vorbereitern der öffentlichen Polemik
gegen den »Eurokommunismus«. Die
»Rude Pravo« hatte schon früher mit
Blick auf die »Euros« die »Ideologien
des Imperialismus« angeklagt, mit
denen versucht würde, »Widersprüche
in die kommunistische Bewegung ein­
zuführen und ihre Avantgarde — die
sowjetische Kommunistische Partei —
zu isolieren« (»Welt«, 16.5.). Vasil
Bilak, Mitglied des Präsidiums des
Sekretariats der tschechoslowakischen
KP, erklärte noch unmittelbar vor
Erscheinen des NW-Artikels: «Der
Eurokommunismus ist ein Gemisch
verschiedener Elemente des kleinbür­
gerlichen Reformismus: dem .Natio­
nalen Kommunismus', dem .demo­
kratischen Sozialismus' und dem
.Volkskapitalismus' ... Die Propa­
gandisten des Eurokommunismus ha­
ben ihr revisionistisches Prokukt in
hübschem Papier verpackt, aber
Schund bleibt Schund« (»Le Monde«,
26./27.6.).

„Proletarischer
Internationalismus" contra
„Unabhängigkeit"?

Alle bisherigen Kommentare sind
im Grunde noch davon gekennzeich­
net, daß die Revisionisten (von »bei­
den« Seiten) eine wirklich kompro­
mißlos und argumentativ ausgetragene
öffentliche Auseinandersetzung allzu
gerne umgehen würden — wenn es nur
gingen! Aber die Differenzen, die
einmal zur Sprache gekommen sind,
lassen sich auch durch diesen Oppor­
tunismus nicht mehr kitten. Die Tat­
sache, daß bislang noch mit relativ
allgemein gehaltenen und teilweise
auch verschieden' interpretierbaren
Floskeln gefochten wird, kann kaum
so mißverstanden werden, daß bald
wieder die schönste »Einheit« existiert.

Nach marxistisch-leninistischem
Verständnis ist es tatsächlich so, daß
der »proletarische Internationalismus«
und die »Unabhängigkeit« und »Ei­
genverantwortlichkeit« kommunisti­
scher Parteien für ihre Politik, die
Entwicklung ihrer Politik entlang der 
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konkreten gesellschaftlichen Verhält­
nisse in ihrem jeweiligen Land tat­
sächlich keine zwei Paar Schuhe sind,
sondern einander ergänzen. Wenn
Kadar beispielsweise, der diese Posi­
tionen »vermittelnder« Weise) beson­
ders deutlich einnimmt, sagt, daß das
»immer so war«, dann hat er von der
Darlegung marxistisch-leninistischer
Prinzipien her natürlich recht. Aber
was die KPdSU heute als »prole­
tarischen Internationalismus« verkau­
fen will, hat konkret ebensowenig
mit dem Marxismus-Leninismus zu
tun, wie das, was die »Eurokommu­
nisten« als ihre »Unabhängigkeit«
ausgeben wollen.

Boris Ponomarjow, Kandidat des
Politbüros der KPdSU, hat das so­
wjetische »Verständnis« des »proleta­
rischen Internationalismus« folgen­
dermaßen umschrieben: »Vom prinzi­
pieller Bedeutung für die Theorie und
Praxis des Internationalismus ist die
Frage der Einstellung gegenüber dem
bereits siegreichen Sozialismus (d.h.
UdSSR usw. — Anm. AK) ... die
KPdSU ist davon überzeugt..., daß es
keine wirksame revolutionäre Politik
geben kann, die die Solidarität mit
dem realen Sozialismus unserer Tage
ausschließt ...« (»Die internationale
Bedeutung der Berliner Konferenz«,
Presse Agentur Novosti 1976, S. 35).
Diese Auffassung hat leider eine lange
herangewachsene Tradition in der
kommunistischen Weltbewegung. Es
hat sich bislang für jede Kommu­
nistische Partei und für jede revolu­
tionäre Bewegung als fatal erwiesen,
wenn sie in der Weise ihre Verpflich­
tung zu einer internationalistischen
Solidarität von einer »positiven« (kri­
tiklosen, bedingungslos gehorsamen)
Haltung gegenüber dem »Sozialismus«
abhängig macht, der jeweils als »real
in unseren Tagen« bezeichnet wird.
Auf diese Weise sind fast alle ehemals
revolutionären Parteien der revisio­
nistischen Entwicklung in der Sowjet­
union Schritt um Schritt nachgekro­
chen; und auf die gleiche Weise haben
sich in den letzten Jahren die »ML«-
Gruppen der rechten Entwicklung in
der VR China angepaßt. Von den
Sowjetrevisionisten wird der »proleta­
rische Internationalismus« heute aber
zudem noch als Ummäntelung einer in
Wirklichkeit großmachtchauvinisti­
schen Politik verhunzt: Als »prole­
tarischen Internationalismus« haben
die KPdSU-Führer z.B. ihre militäri­
sche Intervention 1968 in der CSSR
etikettiert.

Umgekehrt meinen die »Euro­
kommunisten« mit ihrem Pochen auf
die »Unabhängigkeit« ihrer Parteien,
daß es das »Recht« einer KP sei, sich
von kommunistischen Auffassungen
selbst »unabhängig« zu machen und
jede Anpassung an die herrschenden
Klassen ihres Landes (Arrangement
der spanischen KP mit der Monar­
chie!) als »schöpferische Anwendung«
des Marxismus-Leninismus entspre­
chend der »nationalen Besonderhei­
ten« auszulegen. Von der »Unab­
hängigkeit in der kommunistischen
Bewegung« zu reden, wenn man damit
vielmehr die politische und ideologi­
sche Unabhängigkeit von allen ande­
ren Klassen und deren politischen

Parteien eintauschen will, ist zweifellos
ein Schindluder mit den Prinzipien der
Arbeiterbewegung.

Diese wirkliche Unabhän­
gigkeit in kommunistischem Sinn wird
heute weder von den
»Eurokommunisten« noch von der
KPdSU usw. verteidigt. Im Gegenteil
»rät« die KPdSU z.B. der spanischen
KP, entgegen aller vordergründigen
»Kritik« daran, daß Carillo »die
Interessen des Imperialismus« vertre­
ten würde, diese wirkliche und wichtig­
ste Unabhängigkeit noch mehr aufzu­
geben. Im sowjetischen Fernsehen
wurde Carillo vorgeworfen, er habe
sich »nicht immer situationsgerecht
verhalten«. Lobend (!) wurde dagegen
der spanische Ministerpräsident Suarez
erwähnt, där »den Franquismus ab­
geschafft« (!!!) habe: »Kommentator
Wladimir Bowon warf der spanischen
KP vor, die Möglichkeiten der von
Suarez eingeleiteten Aktion unter­
schätzt zu haben. Die Führung der KP
habe sich geweigert, den Kontakt zu
Suarez aufrechtzuerhalten. Dies gebe
,zu denken’, heißt es in dem Fern­
sehkommentar« (»SZ«, 28.6.)! Es ist
allerdings gut, wenn die bislang äu­
ßerst schablonenhafte Polemik da­
durch konkreter wird ... das schafft
Klarheit!

Für den »Eurokommunisten« ist
die »Unabhängigkeit« von der KPdSU
heute allerdings auch ein wesentliches
Erfordernis, wenn sie ihren »Weg an
die Regierung« fortsetzen wollen (vor
allem in Frankreich und Italien). Von
daher ist die aktuell versöhnlerische
Haltung der KPI in dem ausgebro­
chenen Konflikt kaum ein auf längere
Zeit andauernder Zustand. Die Ver­
hältnisse in der Sowjetunion und die
Politik der KPdSU-Führung (insbe­
sondere international auch ihre als
»friedliche Koexistenz« umschminkte
Beteiligung am Wettrüsten) sind ein
tatsächlichesHindernis für
die »eurokommunistischen« Parteien
für die Erreichung noch größerer
Stimmen in den Wahlen, weil hier eine
von der antikommunistischen Propa­
ganda äußerst geschickt ausgenutzte
offene Flanke dep Revisionismus be­
steht, und der sogenannte »reale So­
zialismus« auch ohne die reaktionäre
Hetze allerdings keineswegs die selbst
behauptete »Anziehungskraft« auf die
Arbeiterklasse in den kapitalistischen
Ländern hat. Manuel Azcarate, Polit­
büro-Mitglied der spanischen KP, hat
bereits 1973 die überwiegend richtige
Einschätzung vertreten, daß die von
der Sowjetunion praktizierte »friedli­
che Koexistenz« den bestehenden Zu­
stand eher festschreibt und die westli­
chen KPs daran hindert, an die Macht
zu kommen (nach Peter ,C. Ludz: Die
aufgeschobene Gipfelkonferenz der
europäischen Kommunistischen Par­
teien; in: Politik und Zeitgeschichte
B5/76, S. 12).

Aus diesen Gründen ist der Versuch
in der neuen Ausgabe der »Nowoje
Wremja«, die Attacke nachträg­
lich erst mal auf die Person Carillos
eingrenzen zu wollen, auch zum Schei­
tern verurteilt. Davon abgesehen, ist
der erste Artikel auch unmißverständ­
lich eine Polemik gegen den »Euro­
kommunismus« in seiner Gesamtheit, 

auch wenn die KPdSU-Führer das
momentan als »bewußte Irreführung
der Öffentlichkeit« bezeichnen (»FR«,
7.7.).  Jeder kann das an den vor­
liegenden deutschen Übersetzungen in
der »FAZ« vom 29.6. oder »FR« und
»UZ« vom 30.6. selbst nachprüfen.
Zum Beispiel heißt es da: »Leider
finden sich neuerdings auch in den
kommunistischen Reihen Menschen,
die zu diesen Prinzipien (gemeint ist
die »internationalistische Solidarität«
— Anm. AK) im Grunde diametral
entgegengesetzte Positionen beziehen.
Ein krasses Beispiel dafür ist die
Haltung des Generalsekretärs der
Kommunistischen Partei Spaniens,
Santiago Carillo, ...« Warum von
»Menschen« (im Plural) und Carillo
als »krasses Beispiel« nennen, wenn
angeblich nur Carillo gemeint
gewesen war? Darüber hinaus ist von
anderen »eurkommunistischen« Par­
teien (von der KPF noch mehr als von
der KPI) hinlänglich bekannt, daß sie
mit Carillo in seiner »Kritik« und
seinem »Autonomie«-Streben gegen­
über der KPdSU prinzipiell
übereinstimmen. Unsere Ein­
schätzung bleibt: Die Spaltung des re­
visionistischen Lagers ist unvermeid­
bar ... das Spiel hat ja gerade erst
begonnen.
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»Euros« schlimmer als
die »ML«er
(aus AK 114, Oktober 1977)
Es soll ja immer noch Sozialisten
geben, die den sogenannten „Euro-
Kommunismus” für eine linke
(!!) Alternative zum Revisionismus
halten. Mögen folgende Episoden
aus dem Leben der französischen
„Euro”-PCF sie in ihrem Glauben
bestärken:
1. Episode: In einem Interview
mit „Le Monde” (15.9.77) warf
der französische Außenminister de
Guiringaud der PCF u.a. vor, sie
wolle die französische Atombewaff­
nung „einfrieren”. Politbüro-Mitglied
Kanapa gab daraufhin im Namen
der PCF eine Stellungnahme ab („Le
Monde”, 16.9.77), in der er zu die­
sem Punkt ausführte: „Wenn uns de
Guiringaud die Absicht unterstellt,
die Atombewaffnung .einzufrieren',
dann erlaubt er sich schlicht eine
Lüge. In Wirklichkeit hat sich die
PCF sehr klar dafür ausgesprochen,
daß eine französische Atombewaff­
nung aufrechterhalten wird, die
sich auf dem Niveau befindet, das
nötig ist, um jeden davon abzu­
schrecken, die Unabhängigkeit und
Integrität des Landes anzutasten.
Unsere Dokumente sagen unzwei­
deutig, daß dies auch wissenschaft­
lich-technische Fortschritte ein­
schließt". Da kann sich jeder „ML”-

Vaterlandsverteidiger noch eine
Scheibe von abschneiden!
2. Episode: Anfang September fand
in Frankreich das Manöver „Deme­
ter” statt, eines der bisher umfang­
reichsten Manöver der französischen
Armee. Besonderer Wert war dabei
darauf gelegt worden, „Volksnahe”
zu demonstrieren, vor allem die
Kinder zum „Spielen” an Panzern
und Geräten anzulocken usw. Die

Begleitmusik dazu spielte das PCF-
Oigan „l’Humanite”, das unter der
Überschrift „Die Armee unterm
Volk” Frohsinn über die „von der
Volksbegeisterung im Sturm erober­
ten Panzer und Fahrzeuge" verbrei­
tete. Das war so starker Tobak, daß
sogar die Vaterlandsverteidiger von
der PCR (ML) die PCF deswegen kri­
tisierten! („LeQuotidien du Peuple”,
10.9.77).
3. Episode: Am 13. September wur­
de in Bouvesse-Quirieu (Dep.Isere)ein
Anschlag auf eine u.a. in der AKW-
Erstellung tätige Baufirma verübt.
Ein ähnlicher Anschlag war kurz zu­
vor auf Anlagen des staatlichen Ener­
gie-Konzerns EDF verübt worden.In
beiden Fällen bezeichneten sich die
Attentäter als „comitd antinucleaire”
(Anti-AKW-Komitee). Die PCF des
Dep. Isere gab dazu folgenden schau­

rigen Kommentar: „Wir klagen das
Verhalten der Regierung an, die es
zuläßt, daß weiterhin solche Anschlä­
ge stattfinden, die sich in unserem
Department gegen die EDF und heu­
te gegen einen Privatbetrieb richte­
ten. Jedes demagogische Verhalten
oder jedes Zugeständnis gegenüber
den Anti-AKW-Komitees, wie es bei
den Sozialisten des Dep. Isere am 30.
und 31. Juli der Fall war (gemeint ist
die Malville-Demonstration - Anm.
AK), kann nur den Herrschenden die­
nen" (zit. nach „Le Monde” vom 16.
9.77).  Die PCF will also nicht nur in
bester Manier der Herrschenden An­
schläge dazu benutzen, um die ge­
samte Anti-AKW-Bewegung zu diffa­
mieren (Die PCF tritt natürlich kräf­
tig für AKW’s ein!), sondern es
sollen auch noch die ,Sozialisten’
Mitterands denunziert werden, die
sich angeblich „zu solidarisch” mit
der Anti-AKW-Bewegung gezeigt ha­
ben.

Was hält übrigens die DKP - all­
zeit bereit, mit dem Finger auf die
„ML”er zu zeigen und deren Dusslig­
keiten für ihre Chaoten-Hetze auszu­
nutzen - von diesen Praktiken ihrer
französischen „Bruderpartei” ab?!
Wer im Glashaus sitzt...!
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Schaukampf zwischen KPdSU
und »Euros« geht weiter
(aus AK 117, November 1977)
Im Schlagabtausch zwischen der
KPdSU und den „Eurokommuni­
sten” gab es in den letzten Tagen
wieder Neues zu vermelden. Bei
den „Feierlichkeiten” in Moskau
zum 60. Jahrestag der Sozialistischen
Oktoberrevolution durfte der spani­
sche KP-Chef Carillo, obwohl ein­
geladen, seine vorbereitete Rede
nicht halten. Nach eigenen Angaben
bekam er zudem von den KPdSU-
Führern einen Platz in der letzten
Reihe zugewiesen, während alle ande­
ren anwesenden Revisionistenhäupter
vorderste Plätze erhielten und auch
Grußbotschaften und Redebeiträge
halten durften.

Carillo gab sich gegenüber dieser
offenen Brüskierung recht gefaßt,
wie er noch von Moskau aus in einem
Interview mit dem spanischen Rund­
funk erklärte: „Da sie im Kreml
sagen, ich sei ein Verräter, wäre
es ja seltsam gewesen, wenn sie
mich auch noch hätten sprechen
lassen." („FAZ”, 5.11.). Nach
Madrid zurückgekehrt zeigte er seine
Verärgerung über die KPdSU-Führer
(und vielleicht auch über seine ei­
gene Dummheit?) doch deutlicher:
„Ich glaube, daß sie (die KPdSU-
Führer) uns zu verstehen geben
wollten, daß es Grenzen gibt, und
daß wir diese Grenzen überschritten
haben. Ich war über ihren Mangel
an Intelligenz überrascht. Die sow­
jetischen Führer haben sich immer
noch nicht an die Existenz unab­
hängiger kommunistischer Parteien
gewöhnt... Die einzige Erklärung, die
mir vor meinem Rückflug gegeben
wurde, war die, daß ich in den sow­
jetischen Provinzen hätte sprechen
können. Aber ich bin nicht nach
Moskau gegangen, um eine Provinz­
reise zu absolvieren." („Le Monde”,
6./7.11.).

Vertreter der KPdSU haben die
Kritik plump als „Verdrehung der
Wahrheit” zurückgewiesen. Der
Chefredakteur der „Prawda”, M.
Afanassiew, behauptete in einer am
7.11. herausgegebenen Erklärung,
daß Carillo selbst schuld sei, wenn
er auf der Festveranstaltung nicht
habe sprechen können, weil er
„zu spät” angekommen sei (die
Festveranstaltung fand am 3.11.
statt, Carillo traf am 2.11. in Mos­
kau ein). Allerdings ist den sowje­
tischen Führern diese Ankunftszeit 

von vornherein bekannt gewesen, da
Carillo bis zum Vortag am Kon­
greß der baskischen und katalani­
schen Sektionen seiner Partei teil­
nahm. In einem Kommunique der
spanischen KP als Antwort auf die
Erklärung Afanassiews heißt es da­
rüber hinaus: „Gleich bei seiner An­
kunft in Moskau hat Santiago Ca­
rillo seinen Redetext den sowje­
tischen Verantwortlichen übergeben;
am Morgen des 3. November befand
sich dieser Text auch in allen Über­
setzerkabinen. Nichtsdestoweniger
wurde die Versammlung beendet,
ohne daß Carillo das Wort erteilt
wurde." („Le Monde”, 9.11.).

Die Ausrede der KPdSU-Führer
mit dem „Zuspätkommen” Carillos
ist eine absolut lächerliche Erklä­
rung, die nur erneut das beschämen­
de Niveau zeigt, auf dem die KPdSU-
Führung die „Auseinandersetzung”
mit dem „Eurokommunismus” führt.
Auch wenn es nach der hitzigen Er­
öffnung der Angriffe auf den „Eu­
rokommunismus” und speziell Caril­
lo im Juni und Juli dieses Jahres
für längere Zeit wieder „stiller”
darum geworden war und allgemein
der Eindruck einer „Wiederversöh­
nung” erweckt wurde, ist dieser
Konflikt alles andere als gelöst.
Nach wie vor ist es das Ziel der
KPdSU-Führung, die „profilierte­
sten” Vertreter des „Eurokommunis­
mus”, die an ihrer Kritik an der Po­
litik der KPdSU und an den politi­
schen und gesellschaftlichen Zustän­
den in der Sowjetunion festhalten,
aus den Reihen der sogenannten
„kommunistischen Weltbewegung”
(d.h. dem von ihnen beherrschten
revisionistischen Lager) zu verstoßen,
und die Mehrheit der „Eurokommu­
nisten” wieder zur kritiklosen Aner­
kennung des Führungsanspruchs der
KPdSU zu bringen. Daß sie dabei
auch die Spaltung der bestehenden
revisionistischen Parteien einkalku­
liert und selbst mit fördert, ist u.a.
daran deutlich geworden, daß zu die­
ser Festveranstaltung zur Oktober-
Revolution aus Schweden sowohl
die „Linkspartei der Kommunisten”
(VPK = „Eurokommunisten”) und
die kürzlich daraus abgespaltene,
stramm auf KPdSU-Kurs liegende
.Arbeiterpartei der Kommunisten”
(AKP) eingeladen wurden. Das poli­
tische Büro der VKP zeigte sich 

darüber und über die unverhüllt
„bevorzugte” Behandlung der AKP
durch die KPdSU-Führung sehr ver­
ärgert und schrieb in einer Erklärung,
daß die VKP „äußerst überrascht"
sei, „daß die KPdSU Beziehungen
zu einer kleinen sektiererischen
Gruppe aufrechterhält, die sich von
der schwedischen KP abgespalten
hat. ... Das steht im Widerspruch
zu den Prinzipien der Zusammen­
arbeit zwischen den kommunisti­
schen und Arbeiterparteien, die 1976
auf der Berliner Konferenz bekräf­
tigt wurden." („Le Monde”, 6./7.
11.).

Als Reaktion auf die teilweisen
Sympathien bzw. vergleichsweise zö­
gernde Abwehr, die die Positionen
des „Eurokommunismus” bei eini­
gen KPs in Osteuropa gefunden
haben (insbesondere haben Rumä­
nien und Jugoslawien ihre Unter­
stützung des „Eurokommunismus”
recht offen dargelegt, und Ungarn
hat anfangs eine „neutrale” Position
in diesem Konflikt eingenommen),
sind die Angriffe gegen den „Euro­
kommunismus” z.T. sogar noch
stärker geworden. Der tschechoslo­
wakische ZK-Sekretär Havlin hat
jüngst z.B. in der Parteizeitschrift
„Zivot Strany” offen auch eben die­
jenigen angegriffen, die die Kritik
an der KPdSU nur zögernd zurück­
weisen: .Nicht nur diejenigen Par­
teiführer sind nach Havlin zu verur­
teilen, die den Eurokommunismus
direkt tragen, sondern auch dieje­
nigen, die ,zu ihm schweigen'. Nichts
zu sagen, wenn andere .sozialistische
Länder verleumdet werden', bedeutet
nach Havlin eine .Öffnung gegen­
über dem Antikommunismus' und
.direkte Hilfe' für diesen." („FAZ”,
5.11.).

Interessant sind auch die Reak­
tionen der anderen bedeutenden Par­
teien des „Eurokommunismus” auf
den „Carillo-Vorfall” in Moskau.
KPI-Chef Berlinguer, dessen Partei
schon nach den ersten Angriffen der
KPdSU-Führung auf den „Eurokom­
munismus” sehr schnell wieder
zurückwich und „mäßigend”
zwischen Carillo und der KPdSU
zu schlichten versuchte, stellte sich
einfach ahnungslos: „Wirklich, ich
bin nicht sehr gut über die Umstände
informiert, unter denen dieser Vor­
fall passieren konnte, und ich bin 
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auch nicht in der Lage zu sagen, ob
er verhindert werden konnte." („Le
Monde”, 6./7.11.). Anders reagierten
dagegen die Vertreter der KPF. Die
KPF hatte im übrigen schon dadurch
ihre „Distanz” zur KPdSU deutlich
gemacht, daß nicht ihr Parteichef
Marchais persönlich zu dieser inter­
nationalen Revisionisten-Fete er­
schien, sondern sich durch die Po­
litbüro-Mitglieder Paul Laurent und
Jean Kanapa vertreten ließ. Diese
erklärten nach ihrer Rückkehr:
„Wenn es eine Zensur gegeben hat,
dann ist dies unzulässig". Über die
Rede Breschnews meinten sie
weiter, daß dieser „nichts Wesent­
liches" gesagt habe (ebd.).

Was den ganzen Konflikt zwischen
der KPdSU (und den übrigen „Real­
sozialisten") einerseits und den „Eu­
rokommunisten” andererseits nach
wie vor kennzeichnet, ist die Wei­
gerung vor einer tatsächlich politisch-
ideologischen Auseinandersetzung,
bei der die sie einenden re­
visionistischen Grundpositionen in
Mitleidenschaft gezogen werden
könnten. Die KPdSU-Führung setzt
allein auf Einschüchterung und
Druck, auf rein machtpolitische Ar­
roganz, um die „Eurokommunisten"
wieder „auf Linie” zu bringen und
einige unter ihnen (insbesondere Ca­
rillo und Anhang) schrittweise zu
isolieren, zu provozieren und schließ­
lich kaltzustellen.

Carillo selbst gibt der KPdSU-
Führung letztlich die hervorragende
Möglichkeit zur weiteren Anwendung
dieser Methoden, indem er immer
offener die Gunst des Imperialis­
mus sucht. Demnächst wird er, als
erster KP-Chef der „westlichen
Welt”, eine Reise in die USA antre­
ten. Offiziell ist er von der US-Uni-
versität Yale zu mehreren Vorträ­
gen eingeladen. Carillo selbst hat
aber angedeutet, daß es dabei wahr­
scheinlich auch zu Gesprächen mit
US-Politikem kommen wird: „Auf
einer so langen Reise ist alles mög­
lich" („FAZ”, 19.9.). Nach seinem
Redeverbot in Moskau erklärte er
auch offen seine Absichten dieser
Tour: „Seine Reise in die Vereinig­
ten Staaten könne dazu beitragen,
die Washingtoner Abneigung gegen­
über einer Beteiligung von Kommu­
nisten an westeuropäischen Regie­
rungen zu verringern" („FAZ”,
5.11.).  Man kann sich daher denken,
wie Carillo sich dort anbiedern wird.
Auch zum BRD-Imperialismus haben
Carillo und Co. ihre kühler bereits 

ausgestreckt: ..Informelle Gespräche
zwischen Angehörigen der bundes­
deutschen Botschaft (in Madrid; die
Red.) und Mitgliedern des Exekutiv­
komitees der Kommunistischen Par­
tei Spaniens hat es schon seit länge­
rer Zeit gegeben." („FAZ”, 9.8.).

Daß der Streit zwischen der
KPdSU-Führung und den „Eurokom­
munisten” weitere den gesamten
Revisionismus entlarvende „Höhe­
punkte” erleben wird, ist demnach 

vorauszusehen; denn Carillo wird die
erwünschte „Washingtoner (und Bon­
ner) Abneigung gegenüber einer
Beteiligung von Kommunisten an
westeuropäischen Regierungen” nur
dann „verringern” können, wenn er
sich noch bereitwilliger als Instru­
ment der beschleunigten Sozialdemo­
kratisierung der spanischen und an­
derer KPs einsetzen läßt und zudem
seine „Unabhängigkeit” von der
KPdSU noch deutlicher macht.

aus der italienischen Z-eitun^ ’nuova uni+a ’ )5.M4

26

Carillo:

Kopfüber
in die bürgerliche Politik
(aus AK 123, Februar 1978)
Die Geschwindigkeit, mit der die '
spanischen Euro-Revisionisten eine
ideologische Position des Kommunis­
mus nach der anderen über Bord wer­
fen, ist zum Teil atemberaubend.
Die bedenkenlose Hingabe, mit der
sich die PCE-Führung der Unterstüt­
zung der spanischen Rechtsregierung
und der Monarchie widmet, ist
selbst der italienischen Schwester­
partei qualitativ um einige Nasen­
längen voraus. Dies wiegt umso
schwerer, als die spanische PCE
dank ihres relativ schlechten Ab­
schneidens bei den ersten Wahlen
am 15. Juni 1977 (unter zehn Pro­
zent) gar nicht unmittelbar vor die
Frage einer eventuellen Mitverant­
wortung für die Regierungs- und
Staatsgeschäfte gestellt ist - ganz
im Gegensatz zur italienischen PCI.

Die Positionen der Klassenzusam­
menarbeit, die von der Carrillo-Füh-
rung schon Ende der 60-er Jahre
in aller Offenheit und mit schein­
theoretischer Rechtfertigung ent­
wickelt wurden („Pakt für die Frei­
heit”), haben unter den Bedingun­
gen des Liberalisierungsprozesses in
Spanien ebenfalls eine neue Quali­
tät erhalten. Die „Theorie” von
der „nationalen Versöhnung” aller
Spanier treibt erstaunliche Sumpf­
blüten. Hier eine der üblichen Stel­
lungnahmen Carrillos gegenüber einer
vielgelesenen spanischen Zeitschrift:
„Wir tun alles, um die Vergangenheit
zu vergessen, und jeder, der unsere
Parlamentsreden gehört hat, der hat
gemerkt, daß wir sogar vermeiden,
von Frankisten und Antifrankisten
zu sprechen". Auf die Frage des
Journalisten, ob es nicht etwas
schwierig sei, die frankistische Ver­
gangenheit vieler Abgeordneter zu
vergessen, meinte Carrillo: „Nein,
das nicht. Es fällt mir leicht, sie so
zu sehen, wie sie heute handeln, und
politische Beziehungen auf der heuti­
gen Basis und nicht auf der von
gestern herzustellen. Es fällt mir au­
ßerordentlich leicht, und der Beweis
ist, daß ich mit vielen dieser Perso­
nen sehr freundschaftliche Bezie­
hungen habe" („Interviu”, 18.1.78).

Eine solche Aussage hat eindeutig
provokatorischen Charakter und
schlägt jedem klassenbewußten spa­
nischen Arbeiter voll ins Gesicht. Sie
macht vor allem deutlich, daß
Carrillo sein Konzept der Klassen­

zusammenarbeit ohne Rücksicht
auf Verluste durchsetzen will. Wie­
weit die Parteibasis da mitzieht,
bleibt abzuwarten. Der Parteikon­
greß der PCE im März wird hierüber
sicher einigen Aufschluß geben.

PCE und Lenin

Mit der Verteidigung des kapita- .
listischen Systems in Spanien geht
die Auflösung der internen Partei­
strukturen einher sowie die ausdrück­
liche Aufgabe leninscher Partei- und
Revolutionstheorien. Das Zentral­
komitee der PCE hat für den kom­
menden Parteitag einige Grundsatz­
thesen ausgearbeitet, in denen sich
die Partei als „marxistisch, demo­
kratisch und revolutionär" definiert
und behauptet, daß „der einschrän­
kende Begriff von Leninismus als
dem Marxismus unserer Epoche nicht
aufrechterhalten werden kann"
(„El Pais”, 25.1.78). Das ZK-Papier
kündigt die Auflösung der Zellen­
strukturen der Partei an (die es seit
der Legalisierung der Partei ohnehin
nicht mehr gebe), stattdessen sollen
„breite und offene” Gruppen agie­
ren. Gleichzeitig soll der Anspruch
des demokratisch-zentralistischen
Funktionierens der Partei zugunsten
einer angeblich demokratischen Wahl
aller höheren Parteiorgane endgültig
aufgegeben werden („El Pais”, 24.1.). •
In demagogischer Weise werden hier
Wahlen von Leitungsgremien dem de­
mokratischen Zentralismus gegen­
übergestellt. Tatsache ist, daß der
rein formale Akt von Wahlen keines­
wegs eine Garantie für innerpartei­
liche Demokratie ist, wie zur Genüge
die Parteitage der bürgerlichen Par­
teien hierzulande beweisen. Die Aus­
schaltung innerparteilicher Opposi­
tion ist möglich — und darin ist die
PCE so versiert wie andere refor­
mistische Parteien — trotz „Wah­
len”. Auch die von der PCE-Führung
geplante Einrichtung eines „Be­
schwerdeausschusses” außerhalb der
Parteistrukturen ist ein Mittel, Kritik
totlaufen zu lassen. Wir kennen dies
u.a. von den Beschwerde (= Papier­
korbjausschüssen der DGB-Gewerk-
schaften.

Manuel Azcarate, Ideologe und
Außenpolitiker der PCE, äußerte in 

einem Gespräch mit dem „Spiegel”:
„Die Diktatur des Proletariats, die
Konzeption Lenins der Demokratie,
der Aufbau einer Kaderpartei und die
Vorstellung, die Weltrevolution fände
als weltweiter Bürgerkrieg statt. Das
alles ist heute unakzeptabel" („Spie­
gel”, 12.12.77). Auf den Begriff
„Marxismus-Leninismus” zur Kenn­
zeichnung des eigenen politisch-
ideologischen Standortes habe die
PCE schon vor acht Jahren verzich­
tet.

Die Ablehnung der leninschen
Kadeipartei als einer Kampfpartei er­
gibt sich logisch aus der Revision der
Staatstheorie Lenins durch die spa­
nischen Euro-Revisionisten, welche
von Santiago Carrillo in seinem Buch
„Eurokommunismus und Staat”
weitschweifig dargestellt wird. Ge­
mäß Carrillo ist die demokratische
und friedliche Umwandlung des bür­
gerlichen Staatsapparates möglicher
denn je. Darauf müssen natürlich
auch die Klassenkämpfe der Arbei­
ter Rücksicht nehmen. Im Rahmen
der „Theorie” von der „nationalen
Versöhnung” haben radikale Arbei­
terkämpfe keinen Platz mehr. Solche
radikalen Arbeiterkämpfe zu „be­
frieden”, ja sogar sich offen gegen
sie zu stellen, ist seit längerem ein
wichtiges Betätigungsfeld der re­
visionistisch beherrschten „Comi-
siones Obreras" (CCOO).

PCE — neue Sozialdemokratie?

Daß sich die Positionen der spa­
nischen Euro-Revisionisten immer
mehr den sozialdemokratischen The­
sen vom sozialen Frieden und der
„Wir-sitzen-alle-in-einem-Boot-”-
Theorie anpassen, ist vielen aufge-
fallen. Die PCE-Führung selbst ist be­
müht, diesen Annäherungsprozeß zu
beschleunigen und zusätzlich als
einen Erfolg der Arbeiterbewegung
zu verkaufen. Während die italieni­
schen und französischen Revisioni­
stenhäuptlinge ihre Anpassung an die
internationale Sozialdemokratie je­
doch meist mit allerlei ideologischen
Verrenkungen unter Wahrung eines
Mindestmaßes an marxistischem Vo­
kabular absolvieren, tritt Carrillo
ganz offen und provokatorisch als
„enfant terrible” im revisionistischen
Lager auf.
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Zwar hält die PCE-Führung eine
gewisse verbale Kritik an den sozial­
demokratischen Parteien aufrecht -
so z.B. daß bisher keine sozialdemo­
kratische Regierung versucht habe,
mit dem Kapitalismus Schluß zu
machen (?!) - im gleichen Atem­
zug werden jedoch „die Schritte so­
zialdemokratischer oder sozialisti­
scher Parteien zum Marxismus” be­
grüßt. Die PCE-Führung betonte, sie
sei „bestrebt, einen Kampf für den
Wiederaufbau der Einheit der inter­
nationalen Arbeiterbewegung auf
marxistischer Grundlage zu führen“
(„El Pais”, 25.1.78 - Auszug aus
dem ZK-Thesenpapier).

Noch deutlicher wurde Carrillo
selbst: „Ich glaube, daß wir auf lan­
ge Sicht zu einer Einheit kommen. In
einer einzigen Partei oder in dem,
was wir eine neue politische Forma­
tion genannt haben, in der beide Par­
teien koexistieren, vielleicht zusam­
men mir anderen" („In terviu”, 18.1.).
Carrillo betonte, daß eine solche
„neue Formation” durchaus nicht
gleichzusetzen sei mit einer Volks­
front. Das kann nur bedeuten, daß
eine politische und ideologische Ei­
genständigkeit der einzelnen Partei­
en, wie sie innerhalb einer Volks­
front besteht, nicht mehr vonnöten
ist, da man sich bereits auf dem un­
tersten Nenner reformistischer Poli­
tik verständig hat und einig ist.

Carrillo meint, daß heute die Be­
dingungen für die Spaltung der 2.
Internationale (in einen kommu­
nistisch-revolutionären Flügel und ei­
nen sozialdemokratischen und pro­
imperialistischen) nicht mehr be­
stehen. Damals halten die Opportu­
nisten innerhalb der II. Internatio­
nale sich für eine Unterordnung der
Arbeiterklasse unter die imperialisti­
sche Kriegspolitik stark gemacht.
Carrillos Begründung: „Heute ist ein
Weltkrieg undenkbar, er würde nie­
mand nutzen, weil es Atomwaffen
gibt" („El Pais”, 22.1.78). Dies zu
behaupten) angesichts der fieberhaf­
ten Aufrüstung aller imperialistischen
Länder, ist mehr als dreist.

PCE und Imperialismus

Den Kniefällen vor der eigenen
Bourgeoisie durch die PCE-Führung
folgten in letzter Zeit Auslands­
reisen im Dienste der spanischen
Oligarchie, die zugleich dem Abbau
von Vorurteilen gegenüber der PCE
und ihrer möglichen „Unzuverlässig­
keit” aus imperialistischer Sicht dien­
ten. Bei seinem Vortrag an der YaK-
Universität in den USA im letzten
Jahr (Carrillo war der eiste „Kom­
munist”, der eine offizielle Einreise­
erlaubnis in die USA bekam!), er­
munterte dieser die amerikanischen
Konzerne, ohne Hemmungen in Spa­
nien zu investieren: „Ich als Kom­
munist kann den nordamerikani­
schen Investoren sagen, daß sie be­
ruhigt sein und in vollem Vertrauen
in Spanien investieren können. Viel­
leicht wundert es Sie, daß ich so
etwas sage, aber mein Land braucht
Kapital und Technologie" („Deia”,
18.11.77).

Auch ge^en die militärische Prä­
senz der VS-lmperialisten in Spa­
nien hat die PCE-Führung inzwi­
schen nichts mehr einzuwenden. ZK-
Mitglied Azcarate sagte in einem Ge­
spräch mit dem „Spiegel”: „ B'ir wol­
len das heutige Gleichgewicht der
Kräfte nicht einseitig ändern. Wir
sind deshalb auch für die vorläufige
Beibehaltung der amerikanischen
Stützpunkte in unserem Land - und
werden die Räumung der US-Basen
erst verlangen, wenn die Sowjets im
Gegenzug ihre Truppen etwa in der
Tschechoslowakei vermindern".

Die PCE-Führung behauptet zwar,
derzeit noch gegen einen NATO-
Eintritt Spaniens zu sein, doch dürf­
ten auch solche Bedenken bald ge­
genstandslos werden: „Wir gehen
nicht in die NATO, wir akzeptieren
die bestehenden US-Stützpunkte -
wir verstärken aber alle Tendenzen
in Richtung auf ein bündnisfreies
Westeuropa, damit es zu einem eigen­
ständigen Machtfaktor in der Welt­
politik wird und zu einer eigenen,
von den USA unabhängigen Politik
vor allem gegenüber der Dritten
Welt findet" (beide Zitate: „Spiegel”,
12.12.77). Da freut sich der euro­
päische Imperialist.

Um Vorurteile auch und gerade
der westdeutschen Regierung und

westdeutscher Wirtschaftskreise ge­
genüber möglichen linksradikalen
Tendenzen der Euro-Sozialdemokra-
ten abzubauen, bereiste eine Delega­
tion hoher PCE-Funktionäre auch die
BRD (übrigens zusammen mit italie­
nischen und französischen „KP”-
Vertretem). Es gab Kontakte mit
führenden SPD-Politikern, die aller­
dings auf eine „inoffizielle” Ebene
herabgespielt wurden und es „opfer­
ten über hundert deutsche Unter­
nehmer und Manager zwei ganze
Tage, um ihre Haltung zum Euro­
kommunismus zu klären" („Die
Welt”, zitiert nach „El Pais”, 4.12.
77).

Daß die spanischen Euro-Revi­
sionisten bei ihren Anbiederungsver­
suchen ein gewisses Wohlwollen bei
den eigenen und ausländischen Kapi­
talisten hervorrufen, wollen wir nicht
bezweifeln. Doch die rasante Abkehr
der PCE-Führung von den minimal­
sten antiimperialistischen und anti­
kapitalistischen Positionen - und
dies in aller aufreizenden Deutlich­
keit - führt an der PCE-Basis mit
Sicherheit zu Unzufriedenheit und
Kritik. Aus Hamburg wurde bekannt,
daß die Hälfte (!) der hier organisier­
ten PCE-Exil-Mitglieder die Partei
verlassen hat aus Wut und Enttäu­
schung über den Verrat der Carrillo-
Clique.

Konkurrenz für Carillo-Partei
Seit einiger Zeit hat die Carril-
lo-Partei u.a. auch „Ärger” mit
dem ehemaligen PCE-General
Lister, der im spanischen Bür­
gerkrieg eine prominente Figur
war. und der nach dem Ein­
marsch der Warschauer-Pakt-
Truppen in die Tschechoslowa­
kei im Gegensatz zur Carrillo-
Führung weiterhin ein Anhänger
der Moskauer Politik blieb.

Listers Partei PCOE („Kom­
munistische Arbeiterpartei Spa­
niens”) hatte während der Fran­
co-Zeit keinerlei Verankerung in
Spanien selbst, auch nach der
Legalisierung dieser Partei in
Spanien, ist sie — gemessen an
Einfluß und Verankerung - wei­
terhin nicht vergleichbar mit der
eurorevisionistischen PCE, doch
ihre Kritik an der sozialdemo­
kratischen Linie der PCE könn­
te. ihr unzufriedene PCE-Mit-
glieder zuführen.

„Die alte kommunistische .
Partei hat sich in eine Partei
sozialdemokratischen Zuschnitts
verwandelt, als Folge der oppor­
tunistischen und revisionisti­
schen Abweichung Carrillos",
sagte Lister auf dem 10. Kon­
greß der PCOE im Januar 78
(„El Pais”, 7.1.).

Lister kritisierte die Zustim­
mung der PCE zum Lohnsen­
kungspakt von Moncloa und gab
der Carrillo-Partei die Schuld, 

daß es bei den Parlaments-
Wahlen vom 15. Juni 77 nicht
zu einet großen Koalition aller
Volks- und Arbeiterkräfte ge­
kommen ist, die eine „Linksre­
gierung” ermöglicht hätte.

Lister meinte auf dem Kon­
greß seiner Partei, daß sich die
PCE Carrillos zusehends zerset­
ze. Er betonte, daß seine Partei
weiter am Marxismus-Leninis­
mus, an der Diktatur des Prole­
tariats und am proletarischen
Internationalismus festhalte („El
Pais”, 10.1.). Doch dam^t es
keine Mißverständnisse gibt, Li­
sters Vorbilder sind dabei die
Sowjetunion und die osteuropäi­
schen Staaten, in denen es an­
geblich „wirklich sozialistische
Regimes” gibt.

Inzwischen gibt es eine dritte
von einem PCE-Dissidenten ge­
gründete Partei in Spanien. Sie
nennt sich „PCE (8. und 9.
Kongreß)”. Ihr Vorsitzender ist
Eduardo Garcia, der sich mit
Carrillo ebenfalls bei der Beur­
teilung des Tschechoslowakei-
Einmarsches überwarf. Garcia
galt im früheren Exekutivkomi­
tee Carrillos angeblich als der
„reinste Stalinist” („Frankf. All-
gem. Zeitung”, 17.1.78). Auch
diese Partei ist heute noch re­
lativ bedeutungslos. Garcia liegt
in Intimfehde nicht nur mit
Carrillo;, sondern auch mit Li­
ster.

28

Regierungskrise in Italien
(aus AK 123, Februar 1978)
Seit dem Rücktritt der Regierung An-
dreotti am 14.1.78 ziehen sich die
„Bemühungen zur Überwindung der
Krise” hin, ohne daß eine neue, al­
ternative Konstellation absehbar ist.
Klar ist nur eines: keine der bürger­
lichen Parteien will vorzeitige Wah­
len, die das Ringen um die Macht nur
verschärfen würden, keine will eine
Linkskoalition unter Ausschluß der
Christdemokratie. Seit 6 Wochen
geht es also darum, wie man am be­
sten und plausibelsten eine Formulie­
rung für eine „neue” Regierung und
ein „neues” Programm finden kann,
ohne in Wirklichkeit etwas zu verän­
dern.
Kurz die Vorgeschichte:

Am 20.6.76 war Andreotti nach
der Wahl, die der DC 38% der Stim­
men einbrachte, mit der Bildung einer
Minderheitsregierung beauftragt
worden. Grundlage für diese Regie­
rung war von vomeherein die Stimm­
enthaltung der kleineren Parteien
und der PCI, die bei den Wahlen
1976 immerhin 34,6% erhalten hatte.

Die Bemühungen der PCI, um den
„Historischen Kompromiß” hatten
zum Ergebnis, daß die wichtigsten
Entscheidungen, „Reformen” und
Gesetze der DC immer wieder von
der PCI gebilligt, durch Stimmenthal­
tung unterstützt oder gar initiativ
vertreten wurden.

Die sich verschärfende Wirt­
schaftskrise, Arbeitslosigkeit und In­
flation veranlaßten Andreotti im Ju­
li ‘77, einen „Sozialpakt” der sechs
bürgerlichen Parteien zu bilden (DC,
PCI,Sozialisten, Republikaner, So­
zialdemokraten, Liberale), die ein
gemeinsames Programm vereinbarten.
Doch auch dieser „Sozialpakt der
sechs” konnte keine Wende der wirt­
schaftlichen und politischen Krise
herbeiführen. Am 2.Dezember de­
monstrierten 300.000 Arbeiter auf
der bislang größten Demonstration
dieser Regierungsperiode gegen die
Restriktionspolitik der Regierung
Andreotti, gegen den Abbau der
Löhne, die Arbeitslosigkeit und die
verstärkten Angriffe auf die Rechte
der Arbeiter. Nach zwei Perioden der
„stangata”, der wirtschaftlichen Re­
striktion im November ‘76 und
Herbst ‘77, die nur mit Hilfe drasti­
scher Maßnahmen wie Lohnstop,
Abbau der Feiertage, Steuererhöhun­
gen, Abbau der sozialen Leistungen 

seitens der Regierung, PCI und Ge-
werkschftsführung noch einmal etwas
„abgemildert” werden konnte, stand
jetzt die dritte „stangata” vor der
Tür, ohne daß die Bourgeoisie neue
Formen der Regierung und neue
Sozialpakte, Koalitionen etc. als Al­
ternative anbieten konnte.

In dieser Situtation machte die PSI
(Sozialisten) den Anfang und for­
derte den Rücktritt der DC-Regie-
rung. Bereits im Dezember war klar,
daß dies als einzige Möglichkeit her­
halten konnte; dennoch ließ sich die
PCI fast fünf Wochen Zeit, ehe sie
sich entschloß, diesen Kurs mit zu
unterstützen. Die Regierung wurde
also nicht gestürtzt, sondern in Ab­
sprache mit der PCI nahm Andreotti
Mitte Januar seinen Hut, um ihn eine
Woche später wieder aufzusetzen und
erneut eine Regierungsbildung in An­
griff zu nehmen. Forderung der PCI
war zunächst, die Bildung einer Not­
standsregierung zur Überwindung der
Krise unter Beteiligung „ aller demo­
kratischen Kräfte”.Sie stieß mit die­
ser Forderung auf ein klares .Nein’
der DC, PSDI und PLI. Die Forde­
rung nach einer Regierungsbeteili­
gung der PCI war jedoch von vome­
herein nicht ultimativ gestellt
und wurde nicht mit Druck vorgetra­
gen. Nach dem klaren Nein zur direk­
ten Regierungsbeteiligung begann
eine Flut von neuen Formulierungen.
Die PCI forderte einen „Notstands­
pakt” ohne Regierungsbeteiligung,
dann eine „Beteiligung am
Programm”, dann eine „politische
Mehrheitsfraktion” und dann wiede­
rum die „Notstandsregierung”. Die
DC konterte mit ebenfalls einfallsrei­
chen Varianten, so der „Mehrheit
durch Enthaltung” oder der „Mehr­
heit für ein Programm” oder einer
„programmatischen Mehrheit”, d.h.
einer Erneuerung des „Sozialpakts”
und Fortsetzung der DC-Regierung
mit Unterstützung der anderen
„demokratischen” Parteien.

PCI: Wandel zur
Sozialdemokratie

Haupanliegen dieses taktischen Ver-
winspiels ist, die politischen Abspra­
chen hinter den Kulissen zu vertu­
schen und davon abzulenken, daß ge­

rade die PCI unter der Alibi-Forde­
rung der Regierungsbeteiligung die
sechs Wochen der Krise genutzt hat,
um ihre neue Strategie der verschärf­
ten Sparpolitik bis hin zur offiziellen
Absage an den Klassenkampf durch­
zusetzen. Ein deutliches Zeichen
setzte hier der Gewerkschaftsführer
der PCI-Gewerkschaft CGIL, Lama,
der in einem Interview mit „La Re-
publica” am 24.1.78 die Linie der
PCI am klarsten herausstellte. Lama
„bekannte” sich zu „Fehlem” in der
Gewerkschaftspolitik der letzten
Jahre, nämlich „einer Politik mit rein
vulgär- ökonomischen Aspekten”,
und forderte die Arbeiterklasse auf,
„für die Nation Opfer zu bringen”
„Es handelt sich exakt darum: Die
Gewerkschaft fordert von den Arbei­
tern eine Politik der Opfer, keine
oberflächlichen, sondern fundamen­
tale” (La Republica 24.1.78). Lama
betonte, daß die einzige Rettung zur
Überwindung der Krise neue Investi­
tionen und Kapitalakkumulationen
seien, alles andere sei nebensächlich.
„Wenn wir der Forderung nach dem
Abbau der Arbeitslosigkeit ernsthaft
nachkommen wollen, ist es klar, daß
die Bedingungen der Arbeiter, die
Beschäftigung haben, zweitrangig
sind". „Die Lohnpolitik muß sehr
eingeschränkt werden". „Die Fabri­
ken müssen die Möglichkeit bekom­
men, überschüssige Arbeitskräfte ent­
lassen zu können". Lama fordert
eine größere „Mobili­
tät” der Arbeitslosigkeit: jeder soll
mal arbeitslos sein, und nicht immer
dieselben .„Also effektivere Mobilität
der Arbeitskraft und Schluß mit dem
System , der, langfristigen Beschäfti­
gung" („La Republica”)
Außerdem sollte nach Meinung La­
mas die „Cassa integrazione”, eine
Art Arbeitslosenüberbrückung ( es
gibt keine Arbeitslosenversicherung),
von drei auf ein Jahr Laufzeit herun­
tergestuft werden. Begründung La-
mas:„E’i irr oft vorgekommen, daß
die Arbeiter in der Cassa integrazione
eine neue Arbeit finden, während sie
weiterhin die Gelder der Cassa in
Anspruch nehmen und damit
Schwarzarbeiten auf Kosten der
Cassa".
Eine klare Drohung sprach Lama
auch gegen die Vertreterversammlung
der drei großen Gewerkschaften aus,
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die am 14.2. tagte, um über die Re­
gierungskrise zu beraten. Er stellte
sozusagen die Vertrauensfrage und
behauptete, auf diesem Kongress
„werden die Vertreter der Arbeiter­
klasse klar aufgefordert, unter den
Augen der Öffentlichkeit zu ent­
scheiden, welche Rolle die Arbeiter­
klasse einzunehmen gedenkt, um das
italienische Schiff vor dem Untergang
zu retten."

Lama zeigt noch schärfer als PCI-
Chef Berlinguer, welcher Weg jetzt
von der PCI eingeschlagen wird.
Unter diesen Umständen wäre eine
Neuwahl, die erneut an die PCI For­
derungen von Seiten der Arbeiter­
klasse stellt, allerdings eine mittlere
Katastrophe. Es ist absehbar, daß
sich die PCI mit einer „neuen”
DC-Regierung arrangieren wird. Ge­
sucht wird nur noch der taktische
Dreh, mit dem die PCI das der Arbei­
terklasse anbieten kann.

Das Spiel zwischen DC und PCI ist
somit durchschaubar: Die DC ist vor­
erst aus dem Schneider, wenn sie bis
Ende Juni durchhält, weil dann das
,weiße Halbjahr’ vor den Präsident-
schaftswahlen beginnt, in dem keine
Parlamentsauflösung und damit prak­
tisch auch keine Regierungsumbil­
dung möglich ist. Die DC hätte damit
erst einmal wieder Luft. Für die PCI
geht es dabei darum, daß sie ihrer
Basis allmählich keine „Opfer” mehr
abverlangen kann, ohne ihnen ein

Mehr an ..Regierungsverantwortung”
vorzuführen. Auch für die PCI geht es
also darum, irgendwie die letzten Mo­
nate bis zum .weißen Halbjahr’ zu
überbrücken, da sie dann darauf ver­
weisen kann, daß nunmehr in Sachen
Regierungsbeteiligung nichts zu ma­
chen sei. Der seltsame „Rücktritt”
Andreottis Mitte Januar (ohne recht
ersichtlichen Grund) und das lang­
dauernde Hickhack danach scheinen
also vor allem dem Zweck zu dienen,
mit allen Mitteln Zeit zu schinden
und irgendwie über die Runden zu
kommen. Hefausspringen wird dabei
letztlich wohl ein neues, kaum ver­
ändertes Programm-Abkommen der
bürgerlichen Parteien.

Beginnender Widerstand
an der Basis

Die Erklärung Lamas hat an der
PCI-Basis zunächst zwar Empörung
hervorgerufen, jedoch keine unmit­
telbaren umfangreichen Protestaktio­
nen. Dennoch beginnt sich der Wi­
derstand gegen diesen Ausverkauf zu
formieren. Den Anfang machten die
Arbeiter von drei Fabriken in Mai­
land*, Turin und einem kleineren Ort
im Süden, die sofort nach der Lama-
Erklärung, zu den „Überflüssigen”
zählend, entlassen wurden. Dies hat
auch verschiedene gewerkschaftliche
Kräfte auf den Plan gerufen. Haupt­

kritiker sind bei der linken Metallar­
beitergewerkschaft der FLM zu fin­
den, aber auch bei Giovanni, Lehrer­
gewerkschafts-Funktionär der CGIL,
und bei anderen Untergruppen. In
mehreren Demonstrationen in Mai­
land, Turin und Rom haben Arbeiter
ihre Wut über den Ausverkauf der
PCI demonstriert. Auch auf der Ge­
werkschaftskonferenz am 14.2.78 ka­
men nicht alle Forderungen Lamas
durch. So wurde ’z.B. die Laufzeit der
Cassa Integrazione nicht verkürzt und
ebenfalls die Freikarte für Entlas­
sungen seitens der Unternehmer
nicht akzeptiert. Dennoch ist festzu­
stellen, daß der Protest der Arbeiter,
der im Dezember seinen Ausdruck
auf der Massendemonstration in Rom
gefunden hatte, sich nur langsam wei­
terentwickelt. Die Unsicherheit
und die mangelnde Alternative gegen­
über der PCI sind derzeit Hauptfak­
tor für den nur zögernden Protest
der Arbeiterklasse. Auf einem Kon­
greß oppositioneller Arbeiter in Tu­
rin wurden daher Überlegungen ange­
stellt, eine neue Gewerkschaft zu bil­
den, „denn in der Gewerkschaft
gibt es keinen Platz mehr für die tra­
ditionelle Bewegungsfreiheit”.

Die Forderung nach einer linken
Partei der Arbeiterklasse wird unter
den oppositonellen Arbeitern lauter;
über die Frage, wie diese aufzubauen
ist, wird man jetzt stärker diskutie­
ren!

9. Weltkongreß des WGB:

Risse im Revi-Lager
(aus AK 129, Mai 1978)
Vom 16. bis 23. April fand in Prag
der 9. Weltkongreß des „Weltgewerk­
schaftsbunds“ (WGB) statt. Der WGB
wurde 1945 als übernationaler Ge­
werkschaftszusammenschluß im Welt­
maßstab von den amerikanischen und
sowjetischen Gewerkschaften gegrün­
det. Mit Ausbruch des Kalten Krieges
verließen die meisten westlichen Ge­
werkschaften unter Führung der ame­
rikanischen CIO den WGB und grün­
deten 1949 die antikommunistische
Spalterorganisation Internationaler
Bund Freier Gewerkschaften (IBFG).
Als bedeutendste westeuropäische
Gewerkschaft aus den kapitalistischen
Ländern blieben die italienische
CGIL, die französische CGT und der
zypriotische Gewerkschaftsbund im
WGB.

Der WGB wird heute von den re­
visionistischen Gewerkschaften do­
miniert, in erster Linie von den

Staatsgewerkschaften der Länder des
sogenannten „realen Sozialismus“.
Nach offiziellen Angaben beteiligten
sich am 9. Weltkongreß des WGB ins­
gesamt 350 Gewerkschaftsorganisa­
tionen aus 140 Ländern, die rund
260 Mio. Mitglieder vertreten. Wie
viele davon Mitgliedsorganisationen
sind, und wieviele nur als Beobachter
und Gastdelegationen vertreten wa­
ren, war den Berichten der DKP-Pres-
se nicht zu entnehmen. Die „Frank­
furter Rundschau“ schrieb am 17.4,,
der WGB habe 260 Mitgliedsorganisa­
tionen aus 125 Ländern, die 170 -
180 Mio. Mitglieder vertreten. Die re­
ale politische Bedeutung und Mitglie­
derzahl vieler dieser Organisationen
dürfte sich allerdings eher auf dem
Niveau von „ML“-Parteien bewegen.

Der 9. Weltkongreß des WGB
stand .sehr im Zeichen der vom
„Euro -Revisionismus ausgelösten

Risse in der revisionistischen „Welt­
bewegung“:
- Die spanischen „Arbeiterkommis­

sionen“ hatten schon vor längerer
Zeit angekündigt, daß sie nicht in den
WGB eintreten wollen, sondern sich
zunächst um die Mitgliedschaft im
sozialdemokratisch dominierten „Eu­
ropäischen Gewerkschaftsbund“ be­
mühen wollen.
- Die von der italienischen „KP“

dominierte CGIL war Mitte März
aus dem WGB ausgetreten. Die CGIL
hatte schon lange die Vorherrschaft
der Staatsgewerkschaften des „realen
Sozialismus“ im WGB und den Man­
gel an gewerkschaftlichen Rechten in
den Ländern des „realen Sozialismus“
kritisiert. Dazu die CGIL: „Das im
WGB dominierende Verständnis über
Rolle und Aufgabe der Gewerkschaf­
ten der Partei und dem Staat in den
sozialistischen Ländern unterordnet
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oder, in den kapitalitischen Ländern,
den politischen Erfordernissen der
sozialistischen Länder, macht die
notwendige rücksichtslose Diskussion
über neue Formen und Inhalte der
gewerkschaftlichen Arbeit innerhalb
des WGB unmöglich“ („Beiträge zum
wissenschaftlichen Sozialismus“,
1/78).

Zum letzten Anstoß für ihren Aus­
tritt nahm die CGIL die Einberufung
des 9. Weltkongresses des WGB aus­
gerechnet nach Prag. Dies wurde
von der CGIL vor dem Hintergrund
des baldigen zehnten Jahrestags des
sowjetischen Überfalls auf die CSSR
(21.8.68) als „Provokation“ bezeich­
net.
— Die von der PCF dominierte fran­

zösische CGT blieb zwar bisher
Mitglied im WGB, übte aber scharfe
Kritik an der Situation im WGB und
an dessen Politik. An dem zu verab­
schiedendem Programm des WGB
kritisierte die CGT „die einseitig
negative Darstellung der Lage der Ar­
beiterschaft im Westen und die kri­
tiklose schönfärberische Präsentation
der Situation im Osten" und verzich­
tete demonstrativ auf eine weitere
Mitarbeit in den Führungsgremien
des WGB („FR“, 17.4., 18.4.). So
woüte es die „CGT als „Warnung“
verstanden wissen, daß WGB-Gene-
ralsekretär Gensous (Mitglied der
CGT) diesmal nicht erneut für diese
Funktion kandidierte; seit Gründung
des WGB 1947 hatte die CGT die Ge­
neralsekretäre gestellt.

Georges Seguy, Generalsekretär
der CGT, erläuterte auf dem Kongreß
die Kritik der CGT. So sagte er u.a.,
daß es „Meinungsverschiedenheiten
zwischen uns und den Genossen in
den Fragen der Menschenrechte und
der gewerkschaftlichen Freiheiten in
den sozialistischen Ländern“ gebe;
diese Meinungsverschiedenheiten
müßten innerhalb des WGB offen
und ehrlich diskutiert werden kön­
nen, „da es sonst nur noch eine ein­
seitige Verteidigung der Menschen­
rechte und Freiheiten geben und un­
sere Arbeit total gelähmt werden
würde" (nach „Welt“, 19.4.).

Davon völlig unbeeindruckt vertei­
digte der sowjetische Gewerkschafts­
vorsitzende Schibajew auf einer Pres­
sekonferenz den WGB gegen die Vor­
würfe der GGT: „Weder die sowjeti­
sche noch andere Gewerkschaftsorga­
nisationen aus den sozialistischen
Ländern hätten jemals Druck auf an­
dere Mitgliedsorganisationen ausge­
übt. Im WGB seien alle Mitglieder auf
demokratischer Basis organisiert, und
jeder könne offen seine Ansichten aus­
sprechen und vertreten. Auch der
Vorwurf, die Gewerkschaften der so­
zialistischen Länder seien regierungs­
treu. treffe nicht zu" („FR“, 20.4.).

Seguy kündigte an, daß die CGT
nach Ablauf eines Jahres erneut über­
prüfen will, ob bis dahin Verände­
rungen im WGB eingetreten sind, die
der CGT eine weitere Mitgliedschaft
noch sinnvoll erscheinen lassen. Ent­
schiedener äußerte sich die CGIL,
die durch einen ihrer Sekretäre, Bo-
noccini, erklären ließ, es gebe keine
Chance, den WGB von innen zu ver­
ändern (nach „Le Monde“, 19.4.).

Der WG B-Kongreß im Spiegel
der Revi-Presse

Die revisionistische Presse war in
bekannter Manier bemüht, die Aus­
einandersetzungen zu beschönigen
und ihren Inhalt zu verschweigen.
Dazu gehörte auch, daß die Rede von
Georges Seguy in der RQW-Presse an
entscheidenden Punkten gekürzt wur­
de, worüber sich Seguy in scharfer
Form beschwerte. Die CSSR-Nach-
richtenagentur „Ceteka“ faßte die
Rede Seguys so zusammen: „Georges
Seguy ... äußerte sich anerkennend
über die gute Vorbereitung des gegen­
wärtigen Kongresses... Georges Seguy
brachte auch den Standpunkt der
CGT zur weiteren Tätigkeit des WGB
zum Ausdruck" (17.4., nach „Moni­
tor-Dienst“, 19.4.).

Ähnlich „informativ“ war die
DKP-Presse. So konnte man der „UZ“
vom 19.4. entnehmen, Seguy habe
„von Differenzen zwischen den Ge­
werkschaften kapitalistischer und
sozialistischer Länder gesprochen".
Inhaltlich blieb der Leser auf
Rätseln angewiesen, falls er sich nicht
schon an den dürren und tendenziös
zurechtgemachten Berichten der bür­
gerlichen Presse notdürftig „infor­
miert“ hatte.

Den Vogel schoß die DKP-nahe
„DVZ“ ab, die triumphierend melde­
te: „Der WGB zeigt sich vitaler denn
je“ (27.4.). Vom Austritt der CGIL
wurde in diesem Artikel nur behaup­
tet, er sei „aus Gründen der Gewerk­
schaftseinheit in Italien vollzogen
worden" und habe „auf dem Kon­
greß keine Rolle gespielt“.

Über Seguy hieß es, arg „verkürzt“,
er habe gefordert, „daß Gewerkschaf­
ten immer und unter allen Bedingun­
gen in Kontraposition zu Regierung
und Staat stehen müßten“. Das ist
falsch, denn im ,.realen Sozialismus“
„könnten sich die Gewerkschaften
nicht schematisch ebenso verhalten
wie unter kapitalistischen Verhältnis­
sen ... Sie hätten für die Lösung vor­
handener Konflikte andere, neue,
durchaus wirksame Instrumente“
(„DVZ“, 27.4.). Damit soll seitens
der DKP wieder einmal gerechtfertigt
werden, daß die Werktätigen in den
Ländern des sogenannten „realen So­
zialismus“ noch nicht einmal über die
einfachsten gewerkschaftlichen Rech­
te verfügen, wie etwa das Organisa­
tionsrecht und das Streikrecht. An­
geblich sind diese, so die These der
DKP, im „realen Sozialismus“
„überflüssig“! ...

Sind solche Rechte erst einmal
„überflüssig“, so ist es natürlich für
den , .realen Sozialismus auch völlig

normal“, wenn etwa von den 43
Gründungsmitgliedern einer „Freien
Gewerkschaft der Sowjetunion“
mittlerweile 14 in Heilanstalten oder
Gefängnissen verschwunden sind
vergl. AK 126 und „Spiegel“ 15/78)!

Wie es um den inneren Zustand der
bestehenden Gewerkschaften im
RGW bestellt ist, macht exemplarisch
ein an den Weltkongreß des WGB
gerichtetes Schreiben der Charta 77
deutlich. Darin wird auf Unverein­
barkeitsbeschlüsse der tschechoslo­
wakischen Gewerkschaften und die
Berufsverbote in der CSSR hingewie­

sen: „Wir sind der Überzeugung, daß
man den Kampf gegen die Arbeits­
diskriminierung und für alle bürgerli­
chen Rechte nicht nur auf die
kapitalistischen Länder beschränken
kann. Die Aufgabe der Gewerk­
schaftsbewegung ist es, überall dort
gegen das Unrecht zu kämpfen, wo es
erscheint. Es ist z.B. unmöglich, das
Berufsverbot in der Bundesrepublik
Deutschland wirksam und glaubwür­
dig abzulehnen, und dabei die glei­
chen Tatsachen in der Tschechoslo­
wakei zu übersehen. Es ist bedauer­
lich, daß die Revolutionäre Gewerk­
schaftsbewegung (der CSSR) als Mit­
glied des WGB in dieser Hinsicht ihre
Aufgaben nicht erfüllt“ („FR“,
22.4.).
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Kongreß der PCE:

Lenin in die Mottenkiste
(aus AK 129, Mai 1978)
Der 9. Kongreß der spanischen euro­
revisionistischen PCE, der vom 19.
bis 23. April in Madrid stattfand und
dem in allen Regionen Spaniens vor­
bereitende Konferenzen vorausgegan­
gen waren, fand erhebliche Beachtung
sowohl in Spanien selbst wie auch im
europäischen Ausland. Der Grund
hierfür ist leicht verständlich. Die
spanischen Revisionisten (derzeit über
200.000 eingeschriebene Mitlieder) be­
tätigen sich als Schrittmacher dessen,
was sie als „Eurokommunismus“ be­
zeichnen und zeichnen sich seit einiger
Zeit dadurch aus, daß sie in geradezu
tollkühner Geschwindigkeit nicht nur
bestimmte Prinzipien des Marxismus-
Leninismus (die sowieso nur noch auf
dem Papier bestehen) über Bord wer­
fen, sondern sie werfen sowohl in ih­
ren programmatischen Aussagen wie
in ihrer konkreten Politik selbst die
einfachsten, „selbstverständlichsten“
Grundlagen linker Politik über den
Haufen. Der Kongreß der PCE war in
diesem Sinne nicht nur von Interesse
für die Beobachter der Bourgeoisie,
sondern sicher auch für jene Kräfte,
auf die die „Entdogmatisierung“ der
revisionistischen Parteien faszinierend
wirkt.

Vordergründig ging es auf dem
PCE-Kongreß vor allem um die
Selbstdefinition, um den Namen der
Partei. Die ZK-Thesen, die den regio­
nalen Gliederungen und dem Parteitag
vorgelegt wurden, forderten die Ab­
schaffung der Bezeichnung „marxi­
stisch-leninistisch“ und die Ersetzung
durch „marxistisch-demokratisch-re­
volutionär“. Lenin, der gute alte
Kumpel, wurde von den ZK-Vertre-
tern, allen voran Generalsekretär San­
tiago Carrillo, in die Mottenkiste ge­
lobt: „ Genossen, das ist doch ganz
selbstverständlich, wir bleiben Lenini­
sten! (...) Ich frage Euch, Genossen,
wie kann die Partei den Leninismus
ablegen, wenn sie beharrlich für den
Sieg der sozialistischen Revolution
und des Kommunismus kämpft? Doch
Genossen, es ist soviel Wasser den
Ebro hinuntergeflossen seit jener Epo­
che, daß es doch ein ungeheurer Irr­
tum wäre, wollte man heutzutage den
Winterpalast stürmen, wie es damals
sehr richtig und sehr revolutionär
unser unvergessener Genosse Lenin
mit der bolschwistischen Partei unter­
nommen hat“ („Mundo Obrero“,
Organ der PCE, 13.4.78).

Die Abkehr von Opa Lenin vollzog
sich durchweg in so inhaltsreichen
Ausführungen wie der des ZK-Mitglie-
des Sanchez Montero: „Die Änderung
des Namens bedeutet keine Abwen­
dung von Lenin und auch nicht vom
Leninismus, allerdings sind grundsätz­
liche Konzeptionen seiner Theorie
durch gesellschaftliche und technische
Entwicklungen überholt worden“
(„El Pais“, 2.4.78).

Den eigentlichen Inhalt solcher
Ausführungen charakterisierte Carri­
llo in seinem Eröffnungsreferat schon
etwas näher, indem er sagte, daß es
der PCE als besonderes Verdienst an­
zurechnen ist, „antiquierte Denksche­
mata, wie die Politik Klasse gegen
Klasse, die uns in eine Sackgasse
führt, zu überwinden“ („Mundo O—
brero“, 20.4.78).

Was Lenin (der alte Esel) zur Rolle
und Funktion einer Kommunistischen
Partei sagte, wird von Sanchez Mon­
tero zurechtgerückt. Er meinte, die
Zeit, in der „die Partei“ heilig gespro­
chen worden sei, wäre vorbei: „Es ist
nicht d i e Partei, sondern eine
Partei der Arbeiterklasse, die im
Bündnis mit anderen Parteien und
fortschrittlichen Kräften die Gesell­
schaft zum Sozialismus zu führen ver­
sucht“ („EX Pais“, 22.4.78). Als hätte
Lenin jemals behauptet, daß die Kom­
munistische Partei ohne Bündnisse
auskommt. Lenin hat hingegen sehr
wohl immer wieder die Notwendigkeit
einer klaren ideologischen Führung
innerhalb der Arbeiterklasse hervor­
gehoben und die Auseinandersetzung
mit den Opportunisten aller Schattie­
rungen insbesondere an der Frage ge­
führt: Was ist der bürgerliche Staat
und was macht die proletarische Re­
volution mit diesem Staat. Für die
PCE waren Lenins zentrale Schriften
zum Charakter des bürgerlichen Staa­
tes jedoch spätestens mit Carrillos
Buch „Eurokommunismus und Staat“
zu Altpapier geworden.

Es ist kennzeichnend für das ideo­
logische Niveau innerhalb der PCE,
daß sich Kritik (und die gab es z.T.
recht massiv) an der Abhalfterung
Lenins keineswegs an irgendwelchen
inhaltlichen Fragen festmachte, son­
dern unseres Wissens ausschließlich an
Verfahrensfragen, d.h. an underno-
kratiscer Diskussionsführung seitens
der Parteispitze.

Demokratisierung der Partei ?
Gerade mit einer so postulierten
»inneren Demokratisierung« der
PCE, der Auflösung demokratisch­
zentralistischer Strukturen, einer ver­
sprochenen Mitwirkung aller Mitglie­
der bei der Festlegung der Politik der
PCE hatte das ZK die Entleninisie-
rung schmackhaft gemacht. Mit
Schlagworten wie »größere politische
Autonomie der Basis«, »ein gewisser
Polizentrismus«, »Autonomie der
Massenbewegung«, »Verlassen der
These vom Transmissionsriemen«,
etc. warben Mitglieder der PCE auch
in der spanischen bürgerlichen Presse
für die »Partei neuen Typs« (»El
Pais«, 18.3.78).
In krassem Widerspruch zu diesen
attraktiven Versprechungen stand das
tatsächliche Vorgehen der Parteispitze
und insbesondere Carrillos während
der regionalen Kongresse, ein Vor­
gehen, das zum Teil erhebliche Prote­
ste auslöste. Auf der Versammlung
der 500 Delegierten von Asturien
verließen 113 Mitglieder den Saal aus
Protest gegen die nicht repräsentative
Zusammensetzung der Versammlungs­
leitung. (Vier Bezirksverbände waren
für die Beibehaltung der Bezeichnung
»leninistisch«, durften jedoch ihre
Position auf dem Parteitag nicht
erläutern!). Sie gaben jedoch eine
Erklärung ab, in der sie beteuerten,
daß sie keine fraktionellen Absichten
hätten. Die PCE-Organisatidn von
Oviedo (Asturien) forderte einen kon­
stituierenden Kongreß der PCE Astu­
rien, um die aufgetretenen Widersprü­
che zu klären und übte scharfe Kritik,
an der entstellenden Berichterstattung
im Zentralorgan der PCE, »Mundo
Obrero«, über die Vorfälle auf dem
asturischen Parteitag.

Zu einem Eklat kam es in der kata­
lanischen Organisation der PCE
(PSUC), in der seit längerem eine
breite Ablehnung des selbstherrlichen
Führungsstils Carrillos besteht. Carri­
llo selbst war zum katalanischen
Kongreß erschienen und ging mit
seinen Parteifreunden hart ins Ge­
richt. Er setzte eine Abstimmung über
die These 15 (Abschaffung der Be­
zeichnung »leninistisch«) durch, bei
der das katalanische Exekutivkomitee
en bloc abstimmen mußte. 71 Dele­
gierte stimmten für die Streichung (87
Stimmen gab es für die Beibehaltung 
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der leninistischen Definition, bei sechs
Enthaltungen). Auf die 71 Stimmen
wurden jedoch die 26 Stimmen des
Exekutivkomitees aufgeschlagen, so
daß sich eine Mehrheit von 97 Stim­
men ergab. Am nächsten Tag jedoch,
als Carrillo abgereist war, setzten die
Delegierten eine erneute Abstimmung
durch, bei der dem Exekutivkomitee
ein Einzelvotum zugebilligtwurde. Ein
überraschender Effekt: Nun waren 97
Delegierte für die Beibehaltung des
Begriffes »leninistisch« und bloß 81
dagegen bei sieben Enthaltungen.
Zehn Mitglieder des 26-köpfigen Exe­
kutivkomitees schlugen sich auf die
andere Seite. Damit war de euro-
,,kommunistische“ Kurs Santiagos am
Widerstand der mehr am sowjetischen
Kurs orientierten Katalanen geschei­
tert. Die katalanische PSUC vereinigt
in ihren Reihen übrigens eine weitere
Strömung, die sogenannte »Weiße
Fahne« — oder sozialdemokratische
Tendenz, die noch weitaus rechtere
Positionen als Carrillo selbst vertritt.
Ihr Vertreter, Jordi Borja, Mitglied
des katalanischen Exekutivkomitees,
der sich als »radikaler Eurokommu­
nist« versteht, äußerte sich u.a. so:
»Die eurokommunistischen Parteien'
wollen keine Gesellschaft, die sich in
zwei Lager spaltet (...) Die organisier­
te Arbeiterklasse auf der einen Seite
und der Kapitalist auf der anderen,
heißt auf eine Katastrophe zugehen«
(»El Pais«, 8.4.78).

Auf der Regionalversammlung von
Madrid fand die ZK-These 15 (bei 62
Enthaltungen) 115 Gegenstimmen und
433 Für-Stimmen. Ein Antrag, die
Leninismus-Frage auf einem außeror­
dentlichen Parteitag zu klären, da es
um eine komplizierte und wichtige
Frage gehe, wurde mit 334 zu 228
Stimmen abgelehnt — immerhin doch
ein Zeichen, daß auch in Madrid ein
bedeutender Teil der Delegierten vom
überstürzten und überfallartigen Vor­
gehen der Parteispitze nichts hielt.

Der Parteitag
Auf dem Parteitag siegten die »Euro­
kommunisten« mit eindeutigen Mehr­
heiten. Die Streichung des Attributs
»leninistisch« wurde gegen 248 Stim­
men (bei 40 Enthaltungen) mit 968
Stimmen durchgezogen. Die Partei
nennt sich jetzt »marxistisch­
demokratisch-revolutionär«. Santiago
Carrillo wurde einstimmig wieder zum
Generalsekretär gewählt. Auch das
auf 45 Mitglieder erweiterte Exekutiv­
komitee wurde mit Ausnahme des
andalusischen und baskischen Vertre­
ters, die ihre Kandidatur zurückzogen,
in der alten Zusammensetzung wieder­
gewählt, zwölf neue Vertreter kamen
hinzu.

Von den 15 ZK-Thesen wurden
fast alle mit unwesentlichen Verände­
rungen verabschiedet, so der »demo­
kratische Übergang zum Sozialismus«,
die Liquidierung des demokratischen
Zentralismus, die Unterstützung des
Sozialpaktes von Moncloa, etc. Ledig­
lich die vom ZK vorgeschlagene Be­
fürwortung (!) der amerikanischen

.Stützpunkte auf spanischem Gebiet
wurde abgelehnt.

Insgesamt hat dieser Parteitag, auf
dem eine revolutionäre Opposition
nicht in Erscheinung trat, eine breite
opportunistische Strömung innerhalb
der spanischen Arbeiterbewegung zum
Ausdruck gebracht (wie die Gewerk­
schaftswahlen gezeigt haben, sind die
von der PCE hauptsächlich beein­
flußten »Comisiones Obreras« die mit
Abstand stärkste Fraktion innerhalb
der spanischen Arbeiterklasse und
damit mehr oder weniger bewußt und
eindeutig auch den politischen Kon­
zeptionen der PCE verpflichtet).

Einen interessanten Beitrag zur
Möglichkeit der Anpassung aller Klas­
senkämpfe im spanischen Staat an die
Linie der Klassenversöhnung, hielt
allerdings der baskische PCE-Dele-
gierte:»Euskadi ist der niedrigste
Punkt in Spanien in Bezug auf die
Politik der nationalen Wiederversöh­
nung und der demokratischen Kon­
zentration. Und wenn in Euskadi der
Eurokommunismus keine Fortschritte
macht, dann kann der Eurokommu-’
nismus in ganz Spanien scheitern«
(»El Pais«, 22.4.78). Tatsächlich ist
das Baskenland die einzige Nationali­
tät des spanischen Staates, in der die
Politik der Klassenzusammenarbeit,
die Aussöhnung mit den alten Kräften
des Faschismus auf eine breite revolu­
tionäre Gegenströmung trifft.

Die Gäste

Unter den Gastdelegationen des PCE-
Kongresses waren die verschiedenen
westeuropäischen revisionistischen
Parteien vertreten. Der Einladung
waren auch die sozialistischen Partei­
en Italiens, Frankreichs und Chiles
gefolgt. Die ebenfalls eingeladene
westdeutsche SPD lehnte die Einla­
dung dankend ab... Unter den Gästen
befanden sich auch die MAPU (Chi­
le), Frente Polisario (Republik Saha­
ra), die PLO (Palästina).

Auch ein hoher sowjetischer Ver­
treter war gekommen, Victor Afana-
siev, Leiter der »Prawda« und Mitglied
des ZK der KPdSU. Von einer
spanischen Tageszeitung auf die Dif­
ferenzen zur PCE angesprochen, ant­
wortete Afanasiev:

»Wir, unsere Partei, haben großen
Respekt vor den spanischen Kommu­
nisten. Wir sind in der UdSSR der
Meinung, daß die PCE eine Partei mit
einer reichen Geschichte ist, bedeuten­
de Erfahrungen besitzt und wir mei­
nen, daß sich unsere jeweiligen Partei­
en annähern und sich besser kennen­
lernen sollten. Wir sind bereit, jede
Art von Beziehungen auf allen Ebenen
— auch den höchsten — zu entwik-
keln«. Auf die Frage eines Journali­
sten, daß doch wohl unterschiedliche
Vorstellungen über den Sozialismus,
bestehen, antwortete Afanasiev:

»Die Leitung der PCE hat ihr
eigenes sozialistisches Modell, wie es
derzeit in Mode ist. Der Begriff »Mo­
dell«, auch wenn er derzeit in Mode
ist, hat keinen besonderen Sinn. Im
Wortsinn angewandt gilt er nur für
die Kybernetik und die Haut-Couture.
Die sowjetischen Kommunisten und
das sowjetische Volk sind jedoch
bereit, abzu warten, wie das spanische

Modell des Sozialismus aussehen
wird, und wenn dieses Modell gut ist,
werden wir keine Bedenken haben,
alles was für uns notwendig und
nützlich ist, anzunehmen. Unser Land
ist groß, auch unsere Partei, aber wir
haben keine Angst,Schüler zu sein
und von jemand zu lernen. Natürlich
nur, wenn die Lektion gut ist« (»El
Pais«, 22.4.78). Afanasiev wandte
sich zwar in zarten Worten gegen die
Kritik der spanischen PCE am »realen
Sozailismus«, gab aber unumwunden
zu, daß die KPdSU auch »viele
Probleme« hat.

Die Äußerungen Afanasievs sind
nicht anders zu interpretieren, als daß
die KPdSU verstanden hat, daß sie die
»eurokommunistische« Entwicklung
der westeuropäischen Parteien nicht
mehr mit markigen Worten und Ver­
pflichtungen auf das sowjetische
»Modell« stoppen kann und eine
mehr konziliante Verständigungsbasis
suchen muß. Diese Notwendigkeit'
ergibt sich insbesondere angesichts
ähnlicher Entwicklungen in den osteu­
ropäischen Ländern. Sowohl die ru­
mänische KP als auch — sehr vorsich­
tig — die ungarische haben den Kurs
Carrillos sehr positv beurteilt.
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Streit
unter Eurorevisionisten
(aus AK 137, September 1978)
Uber den von der spanischen Bour­
geoisie gewünschten Beitritt Spaniens
zur Europäischen Gemeinschaft (EG)
ist es zu einem Konflikt zwischen den
französischen und spanischen Revisio­
nisten gekommen.

Die KPF hat im Juli mit einer
Kampagne gegen den möglichen EG-
Beitritt Spaniens, Griechenlands und
Portugals begonnen. Dies rief sofort
eine scharfe Kritik aus den Reihen der
KPSp hervor, die die Forderung der
spanischen Bourgeoisie nach dem EG-
Beitritt unterstützt. „Die Position der
FKP hinsichtlich der Erweiterung des
gemeinsamen Marktes kommentie­
rend, hatte Manuel Azcarate, Leiterder
Kommunistischen Partei Spaniens,
Kommunistischen Partei Spaniens,
AFP zufolge eine Erklärung abgege­
ben, in der er die .sensationelle’ und
.wahlbezogene’ Kampagne, die .fal­
schen und demagogischen Argumente’
und den .Kirchturmchauvinismus’ der
französischen Kommunisten kriti­
siert". (KPF-Organ „L’Humanite”,
1t. „UZ” vom 9.8.78). Die KPF hat
ihrerseits die Kritik ihrer spanischen
„Bruderpartei” als versuchte Einmi­
schung in ihre ureigensten Angelegen­
heiten zurückgewiesen und polemisch
zurückgefragt, ob mit dieser Kritik
etwa eine „Anpassung (der KPF,
Anm. AK) an die Partei von Manuel
Azcarate” verlangt werde (ebd.).
Gleichzeitig versucht die KPF-Füh-
rung, die Bedeutung dieses Streits
herunterzuspielen. Bei einer Fernseh-
Diskussion auf diese Kontroverse an­
gesprochen, erklärte KPF-Chef Mar­
chais mit Biedermannsmiene: „Es gibt
tatsächlich eine Meinungsverschieden­
heit mit unseren spanischen Genossen.
Aber das ist völlig normal. Jede
Kommunistische Partei arbeitet ihre
Politik in völliger Unabhängigkeit aus
und indem sie von den Interessen der
Arbeiter, des Volkes und der Nation
ausgeht. Es gibt also Meinungsver­
schiedenheiten. Aber, glauben Sie
mir, diese Meinungsverschiedenheiten
werden auf keinen Fall zum Bruch in
den traditionellen Beziehungen unse­
rer Parteien führen" („L’Humanite”,
11.8.78).

Indes ist gar nicht zu übersehen,
daß diese Differenz zu weitergehenden
Spannungen in dem sich bislang sehr
einheitlich gebenden eurorevisionisti­
schen Lager führen wird. Allein die
Etikette, die Azcarate bei seiner Kritik

an der KPF gewählt hat („demago­
gisch”, „chauvinistisch”), bezeugen,
daß man ehrlicherweise kaum von
einer „normalen Meinungsverschie­
denheit” sprechen kann. Der Gegen­
stand des Streits wird zudem auch die
anderen eurorevisionistischen Parteien
über kurz oder lang zu Stellungnah­
men zwingen. Vorerst halten sich
diese nämlich noch mit eigenen Be­
kundungen über den Konflikt zwi­
schen KPF und KPSp zurück, wobei
Azcarate allerdings in einem Interview
mit „il manifesto” (2.8.) angemerkt
hat, daß die italienische KP die
Position der spanischen KP „verste­
hen" würde.

Auf den ersten Blick mag es so
scheinen, als ob die KPF mit ihrer
Ablehnung des spanischen EG-Bei-
tritts (und ebenso des portugiesischen
und griechischen) die „radikalere”
Position vertreten würde. Tatsächlich
kann man in d i e s'e m Streit aber
kein klassenmäßiges Herangehen auf
irgendeiner Seite ausmachen.

Auf die Frage von „il manifesto”,
ob die spanische KP sich von der EG
eine Garantie für die demokratische
Entwicklung in Spanien erhoffe, ant­
wortete Azcarate: „Garantie ist nicht
der richtige Begriff. Niemand von uns
kann sich auf die anderen stützen, um
unsere Probleme zu lösen. Unser
Kampf hat aber einfach bessere Mög­
lichkeiten in einem größeren Rahmen,
wie ihn die EG darstellt. Wir wissen
sehr gut, um mit Marchais zu reden,
daß dies kein Europa der Völ­
ker ist; aber wir wollen gemeinsam
mit den anderen Linken kämpfen und
uns dadurch gegenseitig bestärken.”
Vom revisionistischen Traum der
Umwandlung der EG in ein
„Europa der Völker” ausgehend, ist
diese Position durchaus logisch und
konsequent. Von der spanischen KP
(und mehr noch von der Mobilisie­
rungsfähigkeit der spanischen Arbei­
terklasse) müßten sich vor allem die
größeren eurorevisionistischen Partei­
en KPF und KPI tatsächlich Vorteile
versprechen, da deren „Einschaltung”
in die EG das Gewicht dieser Parteien
angesichts des allgemeinen
Kräfteverhältnisses in der EG (man
denke an das Schattendasein nament­
lich der DKP!) natürlich graduell
verstärkt. Jedenfalls' ist es auf dem
Boden ihrer eigenen Strategie (friedli­
che Umwandlung der EG in ein

„Europa der Völker”) völlig unein­
sichtig, wieso die KPF sich ausgerech­
net gegen einen möglichen EG-Beitritt
Spaniens (und Portugals) so vehement
sperrt — beim seinerzeitigen Beitritt
Dänemarks u.a. aber keine ver­
gleichbare Kampagne gestartet hat.

Die KPF führt ihre Kampagne vor
allem intensiv in Südfrankreich unter
Parolen wie „Auf dem Lande leben,
französisch produzieren” (1t. „rouge”
25.8.), womit vor allem die französi­
schen Weinbauern mobilisiert werden
sollen, sich gegen eine „Überschwem­
mung” des französischen Markts mit
spanischem Wein zu wehren. Entspre­
chend wird auch mit dem drohenden
Import anderer Landwirtschaftser­
zeugnisse aus Spanien argumentiert.
Azcarate von der KPSp hat zu diesen
Argumenten gekontert: „ Wenn wir
eine starke und konkurrenzfähige
Landwirtschaft hätten (in Spanien,
Anm. AK), gäbe es weniger Proble­
me. Aber das ist nicht der Fall. Und
die Absicht der KPF ist noch absur­
der, da sie wohl weiß, daß es im Falle
eines EG-Beitritts immer noch sechs
bis acht Jahre dauert, bis wir voll in
den grünen Markt integriert sind.
Schließlich: das hauptsächliche Ex­
portprodukt unserer Landwirtschaft
sind Zitrusfrüchte; davon hat Frank­
reich nicht genügend. Wenn schon,
dann müßte Italien protestieren” („il
manifesto”, 2.8.).

Die Verarmung und Ruinierung
der französischen Bauern durch die
kapitalistische Entwicklung und spe­
ziell auch durch die EG-Landwirt­
schaftspolitik wird allerdings auch
ohne den EG-Beitritt Spaniens
weitergehen. Das belegen allein die
Zahlen der Vergangenheit. Von 1956

■bis 1970 ist die Zahl der bäuerlichen
Betriebe in Frankreich von ca. 2,3
Millionen auf 1,5 Millionen zusam­
mengeschrumpft (s. AK 26, März
1973 — das sind die letzten uns z.Zt.
bekannten Zahlen). Bis 1985 wurde
damals schon ein weiteres Schrumpfen
auf 700.000 in der Landwirtschaft
tätige Menschen vorausberechnet.
Hiergegen nun vorrangig auf eine Ver­
hinderung weiterer EG-Beitritte zu
orientieren, dient lediglich dazu, das
grundsätzliche Einverständ­
nis der KPF mit der EG und über­
haupt ihre Zurückhaltung beim An­
griff auf die kapitalistische Wirt­
schaftsordnung zu ummänteln.
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Ein möglicher EG-Beitritt Spaniens
muß für die KPF herhalten, um der
französischen Arbeiterklasse über­
haupt wieder eine täuschende „kon­
krete Kampflosung" im Rahmen der
allgemeinen revisionistischen Be­
schwichtigungspolitik vorzugaukeln.

Claude Poperen, KPF-Politbüro-
mitglied: „In der Bretagne, wo wir
50.00 Arbeitslose zählen, und in den
Regionen der Loire, wo es fast 70.000
sind, würde eine Erweiterung der EG
schwere Rückwirkungen auf die Wirt­
schaft haben, in der Industrie, im
Fischfang und in der Landwirtschaft”
(1t. „rouge”, 23.8.).

Georges Marchais: „Die Erweite­
rung der EG wird unserer Arbeiter­
klasse und unserer Bauernschaft
schwer schaden; aus einem einfachen
Grund: weil Spanien ein Land ist, in
dem der Arbeitslohn niedrig ist und
soziale Errungenschaften praktisch

nicht vorhanden sind. Die multinatio­
nalen Firmen werden daher in Spanien
investieren, zum Nachteil der franzö­
sischen Industrie" („L’Humanite”,
11.8.)

Daß KPF-Führer sich um d i e
„Wirtschaft” und d i e „französi­
sche Industrie” sorgen, daß sie die
von ihnen behaupteten „nationalen
Interessen” regelmäßig zu Interessen
der französischen Arbeiter umschmin­
ken, hat eine lange Tradition. Eine
Spitzenleistung solcherlei Verhunzung
internationalistischer
Klasseninteressen des Pro­
letariats und nationalisti­
scher Argumentation hat die KPF
bekanntlich zu Zeiten des französi­
schen Kolonialkrieges in Algerien ge­
boten. Damals wurde Algerien von
KPF-Führern als „unabtrennbarer
Teil Frankreichs” bezeichnet und Be­
fürchtungen gegen den algerischen
Unabhängigkeitskampf geäußert, daß

„unserem Land” (Frankreich) mögli­
cherweise der algerische Weizen- und
Schafe-Export verloren gehen könnte
(s. Polemik über die Generallinie der
internationalen kommunistischen Be­
wegung, S. 234-237).

Mit den Argumenten der KPF
gegen den möglichen EG-Beitritt Spa­
niens usw. steht es im Wesen der
Sache nicht anders. Azcarate von der
KPSp ist in diesem Punkt völlig zuzu­
stimmen:
„Die französischen Genossen sind
sehr sonderbar: Sie.schlagen ja nicht
vor, daß Frankreich aus der EG, die­
sem schlechten Europa’, austreten
soll; sie schlagen vor, daß die ärmeren
Länder nicht eintreten sollen. Das
heißt, sie wollen aus Europa einen
Club von privilegierten Ländern ma­
chen. Was soll an dieser Position so­
zialistisch oder fortschrittlich sein?”
(„il manifesto”, 2.8.)
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